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We are not alone

11.000 Menschen. Unter freiem Himmel, vor dem Brandenburger Tor. An 
einem Samstag, der zunächst nach ungemütlichem Wetter aussah: grau, 
windig, regnerisch. Aber anstatt bei einer Tasse Tee zu Hause zu bleiben, 
waren unerwartet viele für die Wissenschaft auf die Straße gegangen.

Der March for Science hat seinen Ursprung in den Vereinigten Staaten. 
Er formierte sich gegen die Trump-Administration und ihre wissen­
schaftsfeindliche Agenda, beispielsweise beim Klimawandel. So schnell 
sich die Bewegung nach Europa und über den Globus ausbreitete, so 
schnell nahm sie das big picture in den Blick. Fake news, alternative Fak­
ten und Wissenschaftsfeindlichkeit sind nicht allein ein amerikanisches 
Problem. Wir brauchen nur nach Ungarn oder in die Türkei zu schauen 
oder in die sozialen Netzwerke weltweit. Ständiges Hinterfragen bleibt 
die Grundkonstante jeder wissenschaftlichen Arbeit. Wo es aber an die 
Existenz von Forscherinnen und Forschern geht, müssen wir unsere 
Stimme erheben. Mit dem Leitsatz einer „problemorientierten Grund­
lagenforschung“ trägt das WZB ein solches Engagement gewissermaßen 
in seinen Genen. Auf dem deutschen Marsch für die Wissenschaft fan­
den wir uns in ermutigender Gesellschaft: Vertreterinnen und Vertre­
ter von vielen Universitäten, wissenschaftlichen Organisationen, aus 
Politik und Kultur sprachen für eine offene, international vernetzte 
Wissenschaft – vor vielen tausend Menschen.

Diese Welle der Unterstützung sollten wir nutzen, um noch intensiver 
daran zu arbeiten, unsere Ergebnisse zu den Menschen zu bringen, in 
einer verständlichen Sprache. Denn Verständlichkeit schafft Vertrauen. 
Und auch wenn es um die Wissenschaftsförderung in Deutschland ver­
gleichsweise gut bestellt ist, bestehen prekäre Arbeitssituationen für 
viele junge Forschende. Es gibt also viel zu tun. Seit dem 22. April wis­
sen wir: Die Menschen finanzieren nicht nur unsere Arbeit mit ihren 
Steuergeldern – sie stehen an unserer Seite, wenn es darauf ankommt.

Jutta Allmendinger und Harald Wilkoszewski
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„Wahlen sind heutzutage primitiv. Eine Demokratie, die sich darauf reduziert, ist 
dem Tode geweiht“, provozierte jüngst der belgische Historiker David Van Rey­
brouck in seinem vielbeachteten Buch „Gegen Wahlen“. Was ist davon zu halten? 
Fragt man Bürgerinnen und Bürger in westlichen Demokratien, was sie am 
ehesten mit dem Konzept der Demokratie verbinden, so fällt ihnen in aller Regel 
zunächst die Möglichkeit der Stimmabgabe in freien, fairen und gleichen Wahlen 
ein. Tatsächlich dürften die meisten im Laufe ihres Daseins als Citoyens demo­
kratischem Regieren nie näher kommen als im demokratischen Wahlakt selbst. 
Über die Wahl ihrer Repräsentanten sind sie direkt an der Herstellung demokra­
tischer Legitimität beteiligt. 

Die Autorisierung politischer Macht wird in repräsentativen Demokratien maß­
geblich über die freie, gleiche und allgemeine Wahl politischer Parteien und 
Personen legitimiert. Im demokratischen Wahlakt, so könnte man mit republi­
kanischem Pathos sagen, kommt die kollektive demokratische Selbstbestim­
mung zu ihrem legitimen – wenngleich auch immer nur vorläufigen – Ab­
schluss. 

Allerdings wirkt dieses Pathos mitunter seltsam hohl. Sinkende Wahlbeteiligun­
gen, der Mitglieder- und Vertrauensschwund der Parteien, ihr Macht- und Re­
putationsverlust, der Ruf der Bürger nach direktdemokratischen Verfahren und 
demokratischen Innovationen, eine aus Sicht der Bürger abnehmende accounta-
bility, also eine fehlende Verantwortlichkeit gewählter Repräsentanten, und zu­
rückgehende Parteimitgliedschaften lassen zunehmend Zweifel daran aufkom­
men, dass Wahlen ihre demokratische Legitimationsfunktion noch hinreichend 
erfüllen. David Van Reybrouck argumentiert gar, dass Wahlen schon grundsätz­
lich nicht als „Krönungsmoment“ der Demokratie verstanden werden sollten, 
sondern vielmehr als die Ursache für ein modernes „Demokratiemüdigkeitssyn­
drom“. Wahlen, so der Historiker, seien elitär, aristokratisch und damit das Ge­
genteil von gleichberechtigter Teilhabe. 

Dieser Abgesang auf die Legitimationskraft des demokratischen Wahlakts wird, 
in unterschiedlichen Varianten, von so prominenten Politikwissenschaftlern 
wie Colin Crouch, John Keane, Pierre Rosanvallon oder Wolfgang Streeck geteilt. 
Trifft er aber den Kern des politischen Problems, und vermag er gar Alternati­
ven zu Wahlen und Parteien vorzutragen? Die Antwort verlangt eine Verständi­
gung darüber, was demokratische Legitimität im 21. Jahrhundert bedeutet und 
welche Rolle Wahlen, Parteien und unweigerlich auch das Parlament noch spie­
len, spielen müssten und spielen können.

Ein Konzept demokratischer Legitimität

Das Funktionieren moderner Demokratie beruht nicht zuletzt auf ihrer Fähig­
keit, demokratische Legitimität – und damit sich selbst – beständig neu zu gene­
rieren. Sprudeln die Quellen demokratischer Legitimität nicht mehr zureichend 
oder werden sie durch undemokratische Formen ersetzt, geraten Demokratien 
zwangsläufig in eine Legitimitätskrise. Diese muss keineswegs zu einem Regi­
mewandel oder gar einem Kollaps der Demokratie führen. Viel wahrscheinli­
cher ist zumindest in der OECD-Welt eine innere Aushöhlung der Demokratie 
oder auch nur bestimmter Teilbereiche, etwa durch die Verlagerung der Ent­
scheidungsgewalt von gewählten Repräsentanten auf Experten oder auf durch 
Los zufällig ausgewählte Bürger.

Demokratie unter Stress �Garantieren 
Wahlen demokratische Legitimität?
Sascha Kneip und Wolfgang Merkel

Summary: �Decreasing electoral turn­
out, dramatic decline of party mem­
bership, and waning confidence in 
democratic representatives increas­
ingly question the reputation of demo­
cratic elections. Sometimes it is even 
claimed that electoral democracy is 
devoted to death. This apocalyptic 
view misunderstands the fact that 
elections are still the central legiti­
mating mechanism of democracy – 
and that the alternatives discussed so 
far (direct democracy, representation 
by lot or by unelected experts or 
NGOs) pose even greater legitimacy 
problems than the – admittedly not 
perfect – democratic election mode.

Kurz gefasst: �Sinkende Wahlbeteili­
gung, Mitgliederverluste der Parteien 
und schwindendes Vertrauen in de­
mokratische Repräsentanten stellen 
die Reputation demokratischer Wah­
len zunehmend infrage. Mitunter ist 
sogar zu hören, die Wahldemokratie 
sei dem Tode geweiht. Diese apokalyp­
tische Sichtweise verkennt, dass Wah­
len nach wie vor der zentrale Legiti­
mationsmechanismus der Demokratie 
sind – und dass die bislang diskutier­
ten Alternativen (Volksabstimmungen, 
Repräsentation durch Los oder durch 
nicht gewählte Experten oder NGOs) 
weit größere Legitimitätsprobleme 
aufwerfen als der – durchaus nicht 
perfekte – demokratische Wahlmodus.
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Demokratische Legitimität zeichnet sich, abstrakt gesprochen, durch die Ver­
knüpfung der Idee des ethischen Individualismus – das freie und selbstbe­
stimmte Individuum ist Ausgangspunkt aller Überlegungen – mit der Vorstel­
lung von Volkssouveränität aus. Die Volkssouveränität wird durch eine 
Verfassungsordnung eingehegt, die Freiheit, Gleichheit sowie Grund- und Men­
schenrechte unverfügbar macht. 

Institutionen und Verfahren sind damit eng an die normativen Gehalte demo­
kratischer Ordnungen geknüpft. Sie müssen sich stets daraufhin prüfen lassen, 
inwieweit sie diese (noch) erfüllen und in reale Politik umsetzen. Dies gilt insbe­
sondere für die grundlegenden demokratischen Verfahren, Akteure und Institu­
tionen wie allgemeine Wahlen, Parteien und Parlamente – allesamt politische 
Erfindungen des 17. bis 19. Jahrhunderts. Sie besitzen keine Ewigkeitsgarantien, 
sondern müssen auch im 21. Jahrhundert beweisen, dass sie den normativen 
Kerngehalt demokratischer Herrschaft, nämlich die kollektive Selbstregierung 
grundrechtsgeschützter Individuen, stützen und weiterentwickeln können – 
und nicht zu substanzentleerten, simulativen und von nicht legitimierten Ak­
teuren dominierten Fassaden verkommen. 

Die tatsächliche Herstellung demokratischer Legitimität erfolgt über das Zu­
sammenspiel von Bürgern und politischen Akteuren, Verfahren und Institutio­
nen sowie Entscheidungsergebnissen. Eine wichtige Rolle spielt dabei die re­
trospektive wie prospektive und politische Evaluation dieser Verfahren, 
Institutionen und Entscheidungsergebnisse durch die Bürger selbst (vgl. die Ab­
bildung). Die Akzeptanz der Bürger allein genügt jedoch nicht. Jede einzelne In­
stitution, jeder politische Akteur muss sich der stetigen Prüfung anhand der 
normativen Grundannahmen demokratischer Herrschaft unterziehen. So ist 
etwa die mehrheitliche Zustimmung der ungarischen Wahlbevölkerung zur illi­
beralen Regierungsweise ihres Premierministers Viktor Orbán keine hinrei­
chende demokratische Legitimation für das gegenwärtige defektdemokratische 
Regime in Ungarn. Das gilt umso mehr für die gewählten, aber dennoch autori­
tären Regierungen Putins und Erdoğans.

Prozessmodell demokratischen Legitimitätsglaubens

Quelle: Kneip und Merkel (2017).

Akteure  Prozess 
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Quelle: Kneip und Merkel (2017).
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Begreift man den demokratischen politischen Prozess als eine ineinandergrei­
fende Abfolge von Input, Throughput und Output, dann stehen demokratische 
Wahlen zweifellos im Zentrum der Inputdimension. Als die wichtigsten Input­
funktionen für die Produktion demokratischer Legitimität lassen sich Unter­
stützung (supports) und Forderungen (demands) der Bürgerinnen und Bürger 
identifizieren, die diese nicht nur, aber vor allem im Wahlakt zum Ausdruck 
bringen. Der sogenannte Throughput liegt zwischen In- und Output. Er meint den 
staatlichen Kernbereich der Demokratie, in dem die verbindlichen Entscheidun­

Sascha Kneip �ist wissenschaftlicher Mitarbeiter in 
der Abteilung Demokratie und Demokratisierung. Zu 
seinen Forschungsinteressen gehören Rechts- und 
Verfassungspolitik sowie normative und empirische 
Demokratieforschung. [Foto: David Ausserhofer]

sascha.kneip@wzb.eu
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gen geformt und getroffen (Legislative), implementiert (Exekutive) und gegebe­
nenfalls überprüft (Justiz) werden. Wichtigste Akteure für die Übersetzungsleis­
tung bleiben in Demokratien die politischen Parteien und, in geringerem Maße, 
Interessengruppen, die die Anforderungen ihrer Mitglieder und Sympathisanten 
aggregieren, artikulieren und repräsentieren.

Auch Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und Bürgerinitiativen sind in den 
letzten drei Jahrzehnten als besondere, normativ orientierte Interessengruppen 
wichtige Akteure für die Legitimitätsproduktion geworden. Sie artikulieren 
ebenfalls Bürgerpräferenzen, repräsentieren sie aber auf unterschiedliche Art 
und Weise. Anders als Parteien oder politische Eliten genießen NGOs wie Amnes­
ty International, Human Rights Watch, BUND oder andere zivilgesellschaftliche 
Assoziationen hohe Zustimmung und moralische Autorität in der Bevölkerung. 
Allerdings wurden sie von dieser in keinem den Wahlen vergleichbaren Legiti­
mationsakt dazu ermächtigt, auch gesellschaftlich verbindliche Entscheidungen 
zu fällen. 

Ob diese unterschiedlichen Artikulations- und Repräsentationsmodi mehr oder 
weniger demokratische Legitimität erzeugen und ob sie die klassischen reprä­
sentativen Institutionen und Verfahren der Demokratie ergänzen (z. B. in Bür­
gerräten, Bürgerversammlungen oder Bürgerhaushalten) oder ersetzen können 
(z. B. durch Referenden), ist noch keineswegs ausgemacht. Gleiches gilt für das 
Agieren der Bürger selbst, wenn sie ihre Bedürfnisse statt in Wahlen über Bür­
gerinitiativen, Volksbegehren, Volksentscheid oder Protest signalisieren. Dass 
diese alternativen Partizipationsformen zusätzlichen Legitimitätsglauben er­
zeugen können, kann zwar plausiblerweise angenommen werden, ist aber bis­
lang keineswegs hinreichend empirisch geprüft. 

Am ehesten erzeugen Volksabstimmungen die Zustimmung der Bürger zum po­
litischen System. Diese vom Demos direkt getroffenen Entscheidungen haben 
zwar aus der Perspektive der Volkssouveränität eine nicht bestreitbare Legiti­
mität. Allerdings stimmt meistens nur eine sozial selektive Schrumpfversion 
des Volkes ab. Die Abstimmungsergebnisse tragen zudem nicht selten eine illi­
berale Handschrift. Insgesamt besitzt die Zivilgesellschaft zwar meist eine de­
mokratiestützende Funktion, wie dies etwa bei Amnesty International oder Hu­
man Rights Watch ganz offensichtlich ist, bisweilen zeigt sie allerdings auch ihre 
Schattenseiten, wie sich am Beispiel von Pegida unschwer erkennen lässt. 

Die gegenwärtig größte Herausforderung im Bereich der partizipativen Legiti­
mität (Input) hat ebenfalls mit Parteien und Wahlen zu tun. Die zentrale Stellung 
politischer Parteien in repräsentativen Demokratien lag bislang in der Reprä­
sentativitätsgarantie freier, fairer und gleicher Wahlen. Diese ist aber nur dann 
gegeben, wenn die Wahlen eine vergleichsweise hohe Beteiligung und geringe 
soziale, ethnische oder geschlechtsspezifische Selektivität aufweisen. In Zeiten 
sinkender Wahlbeteiligung, zunehmender Ausgrenzung (und Selbstausgren­
zung) bestimmter Wählergruppen und wachsenden Einflusses des Geldes auf 
Wahlergebnisse (wie etwa bei den Wahlkämpfen in den USA) stellt sich zuneh­
mend die Frage, inwieweit diese Form der Willensbildung noch einen Vorrang 
vor anderen Formen der Repräsentation und politischen Entscheidungsermäch­
tigung beanspruchen kann. 

Die mitunter geringe Informiertheit der Abstimmenden, der Verlust der Partei­
en an Glaubwürdigkeit und Vertrauen und der zum Teil dramatische Niedergang 
in den Parteimitgliedschaften lassen an der Legitimationsfigur „Wahlen, Partei­
en, Parlament, demokratische Entscheidung“ durchaus Zweifel aufkommen. 
Nicht von ungefähr plädieren mehr und mehr Demokratietheoretiker ange­
sichts dieser Repräsentationsschwächen dafür, mehr Entscheidungsbefugnisse 
auf nicht gewählte Vertreter wie professionelle Beamte, Bürokraten, Experten 
und Gerichte (Rosanvallon) auf der einen Seite und zufällig ausgeloste Reprä­
sentanten (Hubertus Buchstein) oder zivilgesellschaftliche Kontrolleure (watch-
dogs, Keane) auf der anderen Seite zu übertragen. 

Auch empirisch zeigt sich, dass die Forderungen nach unkonventionellen For­
men der politischen Beteiligung und diese selbst sowohl in jungen als auch in 

Wolfgang Merkel �ist Direktor der Abteilung Demo­
kratie und Demokratisierung am WZB und Professor 
für Vergleichende Politikwissenschaft und Demokra­
tieforschung an der Humboldt-Universität zu Berlin. 
Zudem ist er Ko-Leiter des Center for Global Consti­
tutionalism. [Foto: David Ausserhofer]

wolfgang.merkel@wzb.eu
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etablierten Demokratien an Boden gewinnen. Ob dies tatsächlich mehr demo­
kratische Legitimität zu erzeugen vermag, ist theoretisch umstritten und empi­
risch kaum untersucht. 

Kein Abgesang auf Wahlen

Für demokratische Legitimität ist es zweifellos problematisch, dass die traditio­
nellen Akteure (Parteien) und Beteiligungsformen (Wahlen) Vertrauen und Un­
terstützung der Bürger verlieren, die Parteien aber nach wie vor die wichtigsten 
institutionellen Gatekeeper der Politik- und Entscheidungsproduktion in allen 
etablierten Demokratien sind. Jedoch besitzen die politischen Parteien weiter­
hin umfangreichere Formen der Ex-ante-Legitimität (über freie und allgemeine 
Wahlen) und der Ex-post-Verantwortlichkeit (etwa für die Regierungspolitik), als 
sie jede NGO oder nicht gewählte politische Körperschaft hat oder haben kann. 
Die politischen Parteien stecken also gewissermaßen in einer legitimatorischen 
Klemme zwischen einer nachlassenden Verankerung in der Gesellschaft und 
sinkendem Vertrauen der Bürger einerseits und einem – über Wahlen legiti­
mierten – fast monopolistischen Zugang zu den staatlichen Entscheidungsare­
nen und Ressourcen andererseits.

Die hier vorgetragenen Überlegungen sind daher auch kein Abgesang auf Wah­
len, Parteien oder gar die repräsentative Demokratie. Allgemeine, gleiche und 
freie Wahlen sind in repräsentativ-demokratischen Regimen überlegene Legiti­
mations- und Autorisierungsverfahren. Allein Volksabstimmungen können zu­
mindest in der Theorie der Volkssouveränität eine höhere Legitimität beanspru­
chen. In der Praxis sind die nicht intendierten demokratieproblematischen 
Nebenerscheinungen von Volksabstimmungen jedoch erheblich. Demokratische 
Innovationen wie Bürgerräte, ein Losverfahren anstelle der Wahl oder digitale 
Plattformen für Kampagnen und Abstimmungen können die repräsentative De­
mokratie gut ergänzen und beleben. Dies gilt aber zunächst nur für die Teilha­
beseite der Demokratie. Für verbindliche gesellschaftliche Entscheidungen hin­
gegen ist ihre demokratische Legitimitätsausstattung ausgesprochen dünn.

Die Grundfesten der repräsentativen Demokratie – Wahlen, Parteien, Parlamente 
– stehen also keineswegs vor ihrer Schleifung, wohl aber vor großen Herausfor­
derungen. Um diesen zu begegnen, muss an erster Stelle eine Reformierung und 
Vitalisierung von Parteien, Parlament und Regierung selbst stehen. Demokrati­
sche Neuerungen können diese Versuche ergänzen, selten aber ersetzen. Es geht 
nicht allein um die Ablösung des Alten durch das Neue. Das Alte muss so lange 
Bestand haben, wie das Neue nicht zeigen kann, dass es zu mehr und nicht zu 
weniger demokratischer Legitimität führt.
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„Hier im konservativen Teil von Baden könnte die CDU den sprichwörtlichen 
Besenstiel aufstellen, und er würde gewählt.“ Das war in der Frankfurter Allge­
meinen Zeitung am 14. September 2012 zu lesen, in einem Geburtstagsglück­
wunsch für Wolfgang Schäuble. Ein Aufruf zur Demut für den Jubilar, denn da­
hinter stand die These, dass die Wählerinnen und Wähler in ihrem jeweiligen 
Wahlkreis nach Parteien abstimmen, dass also die persönlichen Eigenschaften 
und Qualitäten von Kandidatinnen und Kandidaten kaum einen Unterschied ma­
chen. 

Diese These galt unter Deutschlands Wahlanalysten über lange Zeit. Nun lehrt 
heute jeder Blick in Zeitungen, Fernsehen oder ins Internet, dass Personen in 
der Politik immer wichtiger werden. Wahlen, so scheint es, werden nicht von 
Programmen, sondern von Spitzenkandidatinnen gewonnen. Allerdings wählt 
das Volk in parlamentarischen Demokratien, anders als in präsidentiellen Syste­
men, nicht Regierungs- oder Staatsoberhäupter an die Spitze, sondern Parteien 
ins Parlament. Deutschland hat aber ein gemischtes Wahlsystem, das eben nicht 
nur die Wahl für eine Parteiliste, sondern auch die Wahl einer Person in einem 
Wahlkreis erlaubt: die personalisierte Verhältniswahl, in der letztendlich die 
Mandate proportional zu den Zweit-, also den Parteilistenstimmen verteilt wer­
den. Angesichts der massenmedialen Aufmerksamkeit für Personen in der Poli­
tik haben wir die Frage gestellt, welche Rolle die individuellen Kandidaten bei 
Wahlen in Deutschland spielen. Kurz gesagt: Wir haben die Besenstielthese über­
prüft. 

Im Rahmen der von der Deutschen Forschungsgemeinschaft als Langfristpro­
jekt gefördert deutschen Wahlstudie GLES (German Longitudinal Election Stu­
dy),  die die Bundestagswahlen 2009 bis 2017 untersucht, wird dieser Frage mit 
der Deutschen Kandidatenstudie nachgegangen. In diesem Studienteil werden 
zu den Bundestagswahlen die Kandidaten aller relevanten Parteien befragt. Das 
sind jene Parteien, die vor der Wahl 2013 im Bundestag vertreten waren: SPD, 
CDU, CSU, Bündnis 90/Die Grünen, FDP und Die Linke, sowie die beiden nach 
Umfragen im Vorfeld der Bundestagswahl größten nicht im Parlament vertre­
tenen Parteien: die Piratenpartei und die AfD. Diese Auswahlgesamtheit um­
fasste 2.776 Kandidatinnen und Kandidaten. Alle waren eingeladen, an der Be­
fragung teilzunehmen. Teilgenommen haben 1.137, von denen 232 bei der 
Bundestagswahl 2013 auch gewählt wurden. Das entspricht insgesamt einer 
Ausschöpfung von 41 Prozent, unter den gewählten Kandidatinnen von knapp 
37 Prozent. 

Einige Entwicklungen sprechen dafür, dass Wählerinnen und Wähler bei der 
Stimmabgabe im Wahlkreis nicht nur die Parteizugehörigkeit der Kandidatin­
nen und Kandidaten im Blick haben. So ist das Stimmensplitting, also die Wahl 
unterschiedlicher Parteien bei Erst- und Zeitstimme –  von 1957 bis 2009 fast 
kontinuierlich von 6,4 Prozent auf 26,4 Prozent angestiegen; 2013 lag es bei 23,0 
Prozent. Es spricht einiges dafür, hinter den Motiven für das Splitting nicht nur 
strategische Motive zu sehen, sondern auch die Beurteilung von Personen als 
Gründe anzunehmen. 

In den letzten Jahrzehnten hat sich im Durchschnitt der Wettbewerb zwischen 
den erfolgreichsten Kandidatinnen und Kandidaten im Wahlkreis verstärkt. In 

Die Zeit der Besenstiele ist vorbei 
�Lokaler Kandidatenwettbewerb zeigt die 
Personalisierung der Politik 
Bernhard Weßels

Summary: �The candidates’ personality 
plays an increasingly important role 
in election campaigns. Research con­
ducted with data collected for the 
German Longitudinal Elections Study 
(GLES) shows how this trend influenc­
es campaigns on the level of electoral 
constituencies. The closer the compe­
tition for nomination within a party, 
the more candidates tend to focus 
strategically on personality. This is 
also true for the following electoral 
campaign. The closer the race, the 
more personality issues are stressed 
by candidates. 

Kurz gefasst: � Neben der Programma­
tik einer Partei spielen immer stärker 
die Persönlichkeiten der Kandidatin­
nen und Kandidaten eine Rolle für 
den Wahlausgang. Im Rahmen der 
Deutschen Wahlstudie GLES wurde 
untersucht, wie sich diese Entwick­
lung auf den Wahlkampf in den Wahl­
kreisen auswirkt. Es zeigt sich: Wo der 
Wettbewerb um die parteiinterne No­
minierung stark ist, richten Kandida­
ten ihren Wahlkampf strategisch ver­
stärkt auf ihre Person aus. Dasselbe 
gilt für die zweite, entscheidende 
Runde, den Kampf um die Wählerstim­
men. Auch hier nimmt die Personali­
sierung mit stärker werdendem Wett­
bewerb zu. 
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den 1960er Jahren lag der mittlere Abstand im Stimmenanteil zwischen Wahl­
kreisgewinner und zweithöchstem Stimmenanteil noch bei 17 Prozentpunkten, 
in den 1980er Jahren dann bei knapp 16 Prozentpunkten und seit der deutschen 
Vereinigung 1990 im Schnitt bei etwas mehr als 14 Prozentpunkten. Mögen die 
Veränderungen der Durchschnittswerte auch nicht besonders groß erscheinen, 
so drücken sie doch einen deutlichen Anstieg des Wettbewerbs aus. Der Anteil 
der Wahlkreise, in denen der Abstand zwischen bestem und zweitbestem Wahl­
ergebnis nur 5 Prozentpunkte oder weniger beträgt, lag zum Beispiel 1969 bei 
14,9 Prozent, 1987 bei 21,8 und 2009 bei 26,8 Prozent. Der Wettbewerb auf der 
Wahlkreisebene nimmt also zu. 

Der politische Wettbewerb spielt sich im Wahlkreis auf zwei Ebenen ab, die zeit­
lich hintereinanderliegen: Die erste Ebene ist der innerparteiliche Wettbewerb 
um die Nominierung. Werden die Anteile derjenigen befragten Kandidatinnen 
und Kandidaten, die 2013 angegeben haben, ihre Nominierung im Wahlkreis sei 
umkämpft gewesen, mit den Ergebnissen früherer Studien z.B. zur Bundestags­
wahl 1965, 2002 oder 2009 verglichen, zeigt sich ein deutlicher Anstieg: 1965 
waren lediglich 16 Prozent der Nominierungen bei CDU/CSU und SPD (den Par­
teien, die Wahlkreise gewannen) umstritten, bei der Bundestagswahl 2002 etwa 
29 Prozent und bei der Bundestagswahl 2009 schließlich etwa 40 Prozent der 
Wahlkreisnominierungen. 

Die zweite und zeitlich nach der Nominierung liegende Ebene des Wettbewerbs 
ist der Kampf um Stimmen der Wählerinnen und Wähler. Für die Motivation und 
das Handeln der Kandidatinnen und Kandidaten ist entscheidend, wie sie die 
Situation für sich wahrnehmen. Daher wurden sie danach gefragt, wie sie ihre 
Chancen zu Beginn des Wahlkampfes und am Ende des Wahlkampfes einge­
schätzt haben, im Wahlkreis ein Mandat gewinnen zu können. 

Realistisch gingen mehr als 60 Prozent der Kandidatinnen und Kandidaten da­
von aus, keine Chance auf ein Mandat zu haben, und etwa 12 Prozent davon, dass 
sie wahrscheinlich oder sogar auf jeden Fall ein Mandat erringen könnten. Die 
Einschätzungen zu Beginn und am Ende des Wahlkampfes unterscheiden sich 
kaum voneinander. Wenig überraschend, dass kurz vor der Wahl die Erwartung 
eines sicheren Mandatsgewinns mit 38,5 Prozent bei der CDU und 72,7 Prozent 
bei der CSU sehr weit verbreitet ist. Bei der SPD rechnen noch 10 Prozent damit, 
das Mandat auf jeden Fall zu gewinnen, bei der FDP, den Piraten und der AfD tut 
das niemand, bei den Grünen und der Linken 2,2 bzw. 1,4 Prozent.

Dass die große Mehrheit der Kandidatinnen und Kandidaten ihre jeweiligen 
Chancen ziemlich realistisch einschätzen konnte, zeigt sich, wenn man die 
durchschnittlich erzielten Erststimmenanteile und die Anteile derjenigen, die 
das Mandat errungen haben, betrachtet. Unter denjenigen, die einschätzten, kein 
Mandat erringen zu können, lag der mittlere Erststimmenanteil bei 5,3 Prozent, 
der Anteil derjenigen, die ein Mandat errungen hatten, bei 0,2 Prozent. Bei den­
jenigen, die davon ausgingen, auf jeden Fall ein Mandat zu gewinnen, lag der 
durchschnittliche Erststimmenanteil bei 43,7 Prozent und der Anteil derjenigen, 
die ein Mandat erzielten, bei 75 Prozent. 

Setzen die Kandidatinnen und Kandidaten die Zunahme des politischen Wettbe­
werbs in entsprechendes Handeln im Wahlkampf um? Die Signale, die von zu­
nehmendem Stimmensplitting und zunehmendem Stimmenwettbewerb ausge­
hen, wie auch die zunehmende Konkurrenz bei der Nominierung verweisen 
darauf, dass es zunehmend nicht mehr nur um Parteien und Parteizugehörig­
keit, sondern auch um Personen zu gehen scheint. Ob die Kandidatinnen und 
Kandidaten auf diese Herausforderung reagieren, kann durch die Analyse zwei­
er Handlungsweisen geprüft werden. Zum einen wurden die Kandidatinnen und 
Kandidaten danach gefragt, ob sie in ihrem Wahlkampf ihre Strategie darauf 
ausrichten, „möglichst viel Aufmerksamkeit für sich als Kandidatin/Kandidaten 
zu gewinnen“ oder „möglichst viel Aufmerksamkeit für ihre  Partei zu gewin­
nen“. Eine zweite Frage zielt auf die konkrete Wahlkampfaktivität und bestimmt, 
wie stark die Kandidatinnen und Kandidaten in ihrem Wahlkampf als Thema 
ihre persönlichen Eigenschaften und ihren persönlichen Hintergrund betont 
haben (vgl. hierzu die Abbildung).

Bernhard Weßels �ist stellvertretender Direktor der 
Abteilung Demokratie und Demokratisierung und 
Professor an der Humboldt-Universität zu Berlin. Sei­
ne Interessen gelten vor allem der Wahlforschung so­
wie der Interessenvermittlung und politischen Re­
präsentation. [Foto: David Ausserhofer] 

bernhard.wessels@wzb.eu
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Wenn die Entscheidung für eine personenbezogene Wahlkampfstrategie im Zu­
sammenhang steht mit dem Wettbewerbsdruck, den die Kandidatinnen und 
Kandidaten wahrnehmen, sollte sich das zunächst am Nominierungswettbe­
werb zeigen. Je stärker umstritten die Nominierung, desto stärker sollten Kan­
didatinnen und Kandidaten ihren Wahlkampffokus und ihr Wahlkampfthema 
auf sich als Person ausgerichtet haben. Genau das zeigt sich empirisch. Dort, wo 
der Nominierungswettbewerb hoch war, berichten 40 Prozent der Kandidatin­
nen und Kandidaten, dass sie den Fokus ihres Wahlkampfes auf möglichst viel 
Aufmerksamkeit für sich als Person gelegt haben, bei geringem Nominierungs­
wettbewerb waren es lediglich 16 Prozent. Nicht ganz so deutlich fällt der Un­
terschied hinsichtlich der Thematisierung der eigenen Person aus. Bei niedri­
gem Nominierungswettbewerb geben 20 Prozent der Kandidatinnen und 
Kandidaten an, ihre Person zu thematisieren, bei hohem Wettbewerb sind es 27 
Prozent.

Ein ähnliches Bild ergibt sich bezogen auf die Einschätzung der Chance, gewählt 
zu werden. Dort, wo sie als hoch eingeschätzt wird, wird auch stärker eine Stra­
tegie der Personalisierung angestrebt und konkret die Person thematisiert: 48 
Prozent geben an, als Strategie die Fokussierung auf sich als Person zu verfol­
gen, 30 Prozent thematisieren in der lokalen Themensetzung im Wahlkampf 
sich selbst als Person. Bei denjenigen ohne Wahlchance liegen die Anteile mit 16 
bzw. 19 Prozent deutlich niedriger.

Die Wahrnehmung, eine Chance zu haben gewählt zu werden, spricht auf den 
ersten Blick nicht für einen starken Wettbewerb. Häufig ist die Situation aber 
die, dass Kandidatinnen und Kandidaten, die eine Chance haben, auch Konkur­

Wettbewerb im Wahlkreis und personalisierter Wahlkampf

Nominierungswettbewerb

Wahrgenommene Wahlchance

Abstand zum Kokurrenten

0 10 20 30 40 50 60

niedrig

hoch

niedrig

hoch

Personalisierung Thema Person

niedrig

hoch hoch

niedrig

hoch

niedrig

hoch

niedrig

hoch

16%

40%

20%

27%

16%

48%

19%

30%

57%

12%

33%

19%

Personalisierung als Strategie: Wo würden Sie Ihren Wahlkampf auf einer Skala 
von 1 bis 11 einordnen, auf der 1 bedeutet „möglichst viel Aufmerksamkeit 
für mich als Kandidatin/Kandidaten gewinnen“ und 11 bedeutet „möglichst viel 
Aufmerksamkeit für meine Partei gewinnen“?

Thema: Wie sehr haben Sie Folgendes in Ihrem Wahlkampf betont? 
(1) sehr stark, (2) stark, (3) mittelmäßig, (4) weniger stark, (5) überhaupt nicht? 
Item (H): meine persönlichen Eigenschaften und meinen persönlichen Hinter-
grund, Anteil „sehr stark“.

Abstand zum Konkurrenten: Differenz der jeweiligen Kandidatin bzw. des 
jeweiligen Kandidaten zur Gewinnerin bzw. zum Gewinner im Wahlkreis. 
Niedriger Abstand: 0 (= Gewinner) bis zu 10 Prozentpunkte; hoher Abstand: mehr 
als 10 Prozentpunkte Differenz zum höchsten Stimmenanteil.
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renz durch jemanden haben, die oder der auch nicht aussichtslos ist. Bei etwa 
einem Viertel der Gewählten betrug der Abstand zur zweiten Position im Wahl­
kreis 5 Prozentpunkte oder weniger, die Rennen waren also durchaus eng. 

Dass es engere Wahlausgänge sind, die zu einer Strategie eines personenorien­
tierten Wahlkampfs führen, zeigen die Ergebnisse für Kandidatinnen und Kandi­
daten, bei denen der Abstand zum Gewinner kleiner als 10 Prozentpunkte ist: 57 
Prozent von diesen Kandidatinnen und Kandidaten wählen einen strategischen 
Personenfokus, und 33 Prozent unter ihnen sich selbst als Wahlkampfthema. 
Dort, wo die Abstände größer sind, also eher keine Wahlchance besteht, richten 
nur 12 Prozent ihren Fokus auf die Person, und nur 19 Prozent thematisieren 
die persönlichen Eigenschaften und den eigenen Hintergrund.

Ist diese Entscheidung für einen personenzentrierten Wahlkampf bei stärkerem 
Wettbewerb eine Erfolg versprechende Strategie? Ganz einfach zu beantworten 
ist diese Frage nicht, weil viele Faktoren Auswirkungen auf den Wahlerfolg ha­
ben. Beschreibend lässt sich feststellen, dass der Anteil derjenigen, die eine 
Strategie der Personalisierung ihres Wahlkampfes verfolgen, unter denjenigen, 
die ein Mandat gewonnen haben, 55 Prozent beträgt, während er unter denjeni­
gen, die kein Mandat gewonnen haben, nur 19 Prozent beträgt. Die personenbe­
zogene Strategie macht also einen Unterschied. 

Dieser Befund gilt auch, wenn viele weitere Faktoren mit betrachtet werden, wie 
Ressourcen- und Personaleinsatz im Wahlkampf und anderes mehr. Unsere 
Analysen zeigen, dass eine personenbezogene Strategie neben im Wahlkampf 
eingesetzten finanziellen Ressourcen und dem Amtsinhaberbonus einen statis­
tisch signifikanten positiven Effekt auf den Stimmenanteil im Wahlkreis haben. 
Personalisierung im Wahlkreis bringt Wählerstimmen.

Literatur
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Schon bei der Bundestagswahl 2013 deutete sich an, dass sich das Parteiensys­
tem in Deutschland weiter differenzieren, die Struktur des politischen Wettbe­
werbs sich verändern könnte. Damals erreichte die Alternative für Deutschland 
(AfD) fast aus dem Stand 4,7 Prozent der Zweitstimmen und verpasste damit den 
Einzug in den Deutschen Bundestag nur knapp. In allen Landtagswahlen seit der 
Bundestagswahl am 22. September 2013 gelang der AfD der Einzug in die Parla­
mente. In sieben Ländern erreicht sie zweistellige Stimmenanteile. 

Was bedeutet die Präsenz einer neuen Partei, in der es hinsichtlich ihrer Rolle 
noch viele Unklarheiten gibt, für die Arbeit in den Parlamenten, für den politi­
schen Wettbewerb und für die politische Mobilisierung der Wähler? Im For­
schungsprojekt „Die AfD in den Landtagen“ werden diese Fragen anhand von 
Materialien und Veröffentlichungen untersucht, vor allem aber anhand von Leit­
fadeninterviews mit Fraktionsverantwortlichen der zehn Landtage, in die die 
AfD zwischen 2014 und 2016 eingezogen ist. 

Die AfD ist in zwei Landtagen mit Stimmenanteilen von über 20 Prozent zweit­
stärkste, in weiteren zwei Landtagen drittstärkste Kraft. Sie hat damit die soge­
nannten etablierten Parteien von ihren Stammplätzen verdrängt. Insgesamt 
sind 153 AfD-Abgeordnete von insgesamt fast zweieinhalb Millionen Wählerin­
nen und Wählern in die Parlamente gewählt worden. Es ist aber weniger die 
Größe der AfD-Fraktionen als vielmehr ihr Politikstil, der die anderen Fraktio­
nen in den Landesparlamenten herausfordert. 

Die Abgeordneten und Fraktionsverantwortlichen (Vorsitzende, Geschäftsfüh­
rer) der Parteien jenseits der AfD sind sich in einer Einschätzung einig: Die 
Präsenz der AfD hat die Parlamentsarbeit verändert. Die Diskussionen, wie mit 
der AfD umzugehen ist, haben ein einhelliges Ergebnis: Ausgrenzen und Igno­
rieren sind keine geeigneten Vorgehensweisen. Die Formel lautet vielmehr: ab­
grenzen ohne auszugrenzen. 

Die Herausforderungen durch die AfD übertreffen in ihren Dimensionen die 
Konflikte, die die traditionellen Parlamentsparteien in den meisten Landtagen 
gewohnt sind. Vielmehr bedeutet die Präsenz der AfD in den Landtagen vor al­
lem eine kommunikative Verunsicherung, hervorgerufen durch das Verhalten 
der AfD, das zuweilen üblichen parlamentarischen Gepflogenheiten entgegen­
steht. Verbale und nonverbale Provokationen machen manchmal eine rein poli­
tisch und sachlich orientierte Reaktion schwer, berichten die Verantwortlichen 
anderer Fraktionen aus fast allen Landtagen.

Das mag mit an der Struktur der Bipolarität liegen, welche die AfD in den Land­
tagen auszeichnet: eine recht deutlich beobachtbare Rollenverteilung zwischen 
Provokateuren und Pragmatikern. Diese macht es den konkurrierenden Parteien 
schwer, Strategien des Umgangs und der politischen Gegenwehr zu finden. 
Gleich, ob diese Rollenverteilung strategisch angelegt ist, wie aus einer Außen­
perspektive von den Vertretern anderer Fraktionen manchmal vermutet wird, 
oder ob es einfach nur die Pluralität innerhalb der AfD-Fraktionen widerspie­
gelt, wie von AfD-Vertretern dargelegt – sie macht den Umgang schwierig. 

Auffällig ist auch die in den meisten Landtagen vorherrschende Differenz zwi­
schen Plenums- und Ausschussaktivitäten. Während vonseiten der AfD-Abge­
ordneten die erste und zweite Reihe im Plenum recht aktiv ist, wird in den 
Ausschüssen eher mäßig bis gar nicht mitgearbeitet. Die Gründe dafür liegen 

Bewegung? Partei? �In den Landtagen 
agiert die AfD uneinheitlich 
Wolfgang Schroeder, Bernhard Weßels, Alexander Berzel und Christian Neusser

Summary:  �Since 2014, the young 
populist party Alternative für 
Deutschland (Alternative for Germany, 
AfD) succeeded in entering the major­
ity of German Länder parliaments. A 
first systematic analysis of  the AfD 
work in ten of these regional parlia­
ments offers insight into the party’s 
strategic bipolarity:  Some AfD politi­
cians put an emphasis on construc­
tive parliamentary actions, whereas 
others prefer fundamental opposition. 
A common feature of the  parliamen­
tary groups is their focus on activities 
in the plenary sessions, while neglect­
ing  committee work.  

Kurz gefasst: �Die erste systematische 
Analyse der AfD-Präsenz in deutschen 
Landesparlamenten zeigt die junge 
Partei in strategischer Hinsicht als 
heterogen. Es sind unterschiedliche 
Richtungen zu erkennen: eher parla­
mentarisch ausgerichtete Arbeit einer 
konstruktiven Opposition und eher 
bewegungsorientierte Arbeit. In die­
sem Sinne bipolar sind auch einzelne 
Fraktionen, in denen es Vertreter bei­
der Strategien gibt. Gemeinsam ist 
den AfD-Fraktionen in den Landtagen 
die Tendenz, stark auf die Arbeit im 
Plenum und deren mediale Nutzung 
zu setzen und weniger in die konkre­
te Arbeit in den Ausschüssen zu in­
vestieren.
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zum einen in dem Umstand, dass ein Großteil der AfD-Abgeordneten in den 
Landtagen kaum über Vorerfahrung in gewählten Repräsentationskörperschaf­
ten verfügt, mithin die Qualifikation (noch) fehlt. Das formulieren auch Frakti­
onsverantwortliche der AfD zum Teil so. Zum anderen bietet das Plenum mehr 
Möglichkeiten, um eine auch jenseits des Parlaments sichtbare massenmediale 
Aufmerksamkeit zu erzeugen. Der Vertreter einer anderen Fraktion interpre­
tierte es so: „das Plenum als verlängerter Arm von Facebook“. 

Trotz Übereinstimmung im allgemeinen Erscheinungsbild und der Wahrneh­
mung der AfD in den zehn Landtagen ergibt sich eine Reihe von Unterschie­
den, die ein Bild großer Heterogenität entstehen lässt. So gibt es in den 
AfD-Fraktionen nicht nur eine Bipolarität zwischen denjenigen, die eher auf 
die Entwicklung einer bewegungsorientierten Partei setzen, und denjenigen, 
die eine pragmatische, parlamentsorientierte Rolle befürworten in Richtung 
einer zukünftigen Regierungsbeteiligung. Es gibt auch noch Unterschiede zwi­
schen den Fraktionen unterschiedlicher Landtage. Ein Versuch, den Charakter 
der AfD-Fraktionen in den Landtagen typologisch zu fassen, stützt sich zum 
einen auf die strategische Orientierung, zum anderen auf die inhaltliche Di­
mension.

Die strategische Orientierung der Fraktionen im parlamentarischen System 
wird durch ihre Führung geprägt, wobei aber nur etwa die Hälfte der Fraktions­
vorsitzenden als „parlamentsorientiert“ charakterisiert werden kann. Dazu zäh­
len wohl an erster Stelle Berlin sowie Sachsen, Rheinland-Pfalz und mit Abstri­
chen Hamburg. Hauptprotagonistin der bewegungsorientierten Seite ist die 
thüringische Fraktion. Weiterhin sind die Fraktionen in Brandenburg, Sach­
sen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern zu den „bewegungsorientierten“ 
Kräften zu zählen. Die baden-württembergische Fraktion nimmt nicht zuletzt 
wegen der Rolle des Fraktionsvorsitzenden Meuthen als Parteivorsitzender kei­
ne eindeutige Position ein, hat aber eine Tendenz zum bewegungsorientierten 
Oppositionskurs. Wieder findet sich, diesmal Landtage übergreifend, eine Dop­
pelstruktur mit klarer Bipolarität.

Ist eine derartige bipolare Struktur auch in inhaltlichen Fragen erkennbar? So­
weit sich das an Anträgen und Kleinen Anfragen ablesen lässt, sind die Fraktio­
nen auch inhaltlich recht unterschiedlich aufgestellt. Insgesamt legen die 
AfD-Fraktionen in etwa doppelt so viel Gewicht auf Themen und Probleme in 
den Bereichen Asyl, Flüchtlingsfragen, Migration und Integration wie die ande­
ren Landtagsfraktionen. Überraschend ist der Vergleich in Fragen der inneren 
Sicherheit, also Kriminalität, Sicherheit und Ordnung sowie Polizei. Denn ob­
wohl als „Law and Order“-Partei angesehen, macht sich das in der parlamenta­
rischen Arbeit nicht bemerkbar. Beide Themenbereiche zusammen machen bei 
den knapp 4.700 Kleinen Anfragen, die die AfD-Fraktionen in zehn Landtagen 

Bundesland Datum 
Wahl

Ergebnis  
in %*)

Ergebnis  
absolut*)

Anzahl 
MdL 

Beginn LP

Stärke  
Fraktion

Direkt
mandate

Baden-
Württemberg 13.03.2016 15,1 809.564 23 3. Kraft 2

Berlin 18.09.2016 14,2 231.492 25 5. Kraft 5

Brandenburg 14.09.2014 12,2 120.077 11 4. Kraft 0

Bremen 10.05.2015 5,5 64.368 4 6. Kraft **

Hamburg 15.02.2015 6,1 214.833 8 6. Kraft 0

Mecklenburg-
Vorpommern 04.09.2016 20,8 167.852 18 2. Kraft 3

Rheinland-Pfalz 13.03.2016 12,6 268.628 14 3. Kraft 0

Sachsen 31.08.2014 9,7 159.611 14 4. Kraft 0

Sachsen-Anhalt 13.03.2016 24,3 272.496 25 2. Kraft 15

Thüringen 14.09.2014 10,6 99.545 11 4. Kraft 0

Wahlerfolge der AfD in zehn Landtagen
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gestellt haben, etwa ein Drittel aus, bei den anderen Fraktionen sind es weniger 
als ein Fünftel. 

Allerdings gibt es sowohl in der Behandlung des Themenclusters Asyl/Flucht/
Migration/Integration wie bei den Themen rund um die innere Sicherheit deut­
liche Unterschiede. Daran lässt sich ablesen, ob sich die AfD-Fraktionen domi­
nant um wenige Themen kümmern oder ob sie sich in der parlamentarischen 
Arbeit breiter aufstellen. Im Folgenden ziehen wir dafür als Vergleichsmaßstab 
zum einen die anderen Fraktionen des jeweiligen Landtags, zum anderen den 
Durchschnitt der AfD-Fraktionen der betrachteten Landtage heran. 

Die Thematisierungen durch die AfD fallen zwischen den Ländern zwar etwas 
unterschiedlich aus, aber im Grundsatz bleibt das Profil der Partei erhalten. In 
Berlin und Thüringen wird Migration am stärksten thematisiert (35,7 Prozent 
und 23,6 Prozent), in Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt am wenigsten (13 
und 11 Prozent). Innere Sicherheit wird wiederum in Berlin sowie Mecklen­
burg-Vorpommern von der AfD am häufigsten zum Thema gemacht (20 Prozent 
und 16,2), am seltensten in Rheinland-Pfalz (5,2) und Sachsen-Anhalt (8,3). Da­
mit fallen die AfD-Fraktionen nirgendwo unter den Durchschnitt der Themati­
sierung von Migration und Integration, wohl aber in der Frage Innerer Sicher­
heit in den beiden Ländern, in denen dies am wenigsten thematisiert wird.

Ein klarer Zusammenhang zwischen der Konzentration auf die beiden Themen 
Asylsuchende/Flüchtlinge und innere Sicherheit/Ordnung und der strategi­
schen Ausrichtung (parlamentarisch vs. bewegungsorientiert) zeigt sich nicht. 
Fraktionen mit eher parlamentarischer Ausrichtung wie in Berlin oder Sachsen 
konzentrieren zwischen 35 und 55 Prozent ihrer Kleinen Anfragen auf diese 
Themen ebenso wie die bewegungsorientierte Fraktion in Thüringen. Im Unter­
schied dazu sprechen die parlamentsorientierte Fraktion des rheinland-pfälzi­
schen Landtags ebenso wie die eher bewegungsorientierte Fraktion des Land­
tags in Sachsen-Anhalt in weniger als 20 Prozent ihrer Anfragen diese 
Thematiken an. Man kann also den Fraktionen mit dem Kurs der Bewegungsori­
entierung nicht vorwerfen, sie würden sich inhaltlich auf ein oder zwei The­
menbereiche beschränken und seien deshalb eigentlich eher Single-Issue-Frak­
tionen. Ebenso wenig lässt sich von den Fraktionen mit einem Parlamentskurs 
sagen, sie würden sich inhaltlich breiter aufstellen. 

Die Aktivitäten und Aufstellungen der AfD sind mehrfach gebrochen, ein ein­
heitliches Bild ergibt sich damit weder für die anderen politischen Akteure noch 
für die Bürger. Für die anderen Parteien bedeutet diese Heterogenität und bipo­
lare Erscheinungsweise Unsicherheit und eine schwierige Aufgabe für den po­
litischen Wettbewerb. Die AfD hat ihre bisherige Attraktivität möglicherweise 
gerade dieser uneinheitlichen Erscheinungsweise zu verdanken, weil sich jede 
Facette der Unzufriedenheit in der Partei und ihren Fraktionen wiederfinden 
lässt und damit bisher Mobilisierungserfolge zu verzeichnen waren. Es bleibt 
abzuwarten, ob Uneinheitlichkeit bis zum innerparteilichen Konflikt weiterhin 
ein Erfolgsrezept der AfD bleiben wird. Die strukturelle Bipolarität wird den 
Kurs der AfD auf jeden Fall weiterhin prägen.

Literatur
Wolfgang Schroeder/Bernhard Weßels/Alexander Berzel/Christian Neusser  
Parlamentarische Praxis der AfD in deutschen Landesparlamenten  
WZB discussion paper SP V 2017-102, Juni 2017.
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Seit der Wahl von Donald Trump zum amerikanischen Präsidenten sprechen 
viele Beobachter von einem neuen „Zeitalter des Populismus“. Den liberalen, re­
präsentativen Demokratien des Westens sagen sie eine populistische Zukunft 
vorher. Populismus scheint zur Signatur der Demokratie im 21. Jahrhundert zu 
werden. Dabei ist Populismus in der öffentlichen Diskussion ein unscharfer Be­
griff: Politiker, Parteien und Wähler werden wahlweise als „Populisten“, „Rechts­
populisten“ oder „Linkspopulisten“ bezeichnet.

Was also ist „Populismus“? Wie lässt er sich empirisch messen? Und wie populis­
tisch sind die Wähler der deutschen Partei Alternative für Deutschland (AfD)?

Populismus definieren und messen

Die meisten Forscher sind sich mittlerweile über die zwei bestimmenden Di­
mensionen von Populismus einig: Anti-Establishment und Anti-Pluralismus. An­
ti-Establishment meint die Kritik der Populisten am personellen und institutio­
nellen Establishment der Gesellschaft, wie beispielsweise den etablierten 
Parteien, den Parlamenten und den Politikerinnen und Politikern als typischen 
Repräsentanten der Demokratie. Auch kritische Einstellungen gegenüber den 
Medien, der Europäischen Union oder gegenüber dem Rechtsstaat zählen zu die­
ser Dimension. Kennzeichnend für die zweite Dimension von Populismus sind 
anti-pluralistische Einstellungen, die, ausgehend von einem behaupteten allge­
meinen Volkswillen, die Institutionen und Verfahren pluralistischer Willensbil­
dung und Entscheidungsfindung ablehnen. 

Diese beiden Dimensionen ermöglichen es, populistische Einstellungen nicht 
nur zu definieren, sondern auch zu messen. Je stärker Wähler, Parteien oder 
Politiker Einstellungen und Positionen vertreten, die für Anti-Establishment 
und Anti-Pluralismus stehen, umso populistischer sind sie. Populismus ist also 
zunächst weder links noch rechts. Als eine inhaltlich nicht aufgeladene „dünne“ 
Ideologie begreift er gesellschaftliche Auseinandersetzungen als Konflikte zwi­
schen dem „einen Volk“ und den angeblich korrupten politischen Eliten. Populis­
tische Parteien, Politiker und Wähler erkennt man daran, dass sie in ihren Pro­
grammen, ihrer Rhetorik und ihren Einstellungen die Entmachtung der 
herrschenden Politik fordern, um den Einfluss des Volkswillen zu stärken. Sie 
fordern Reformen des politischen Systems, insbesondere zur Korruptionsbe­
kämpfung oder zur Erhöhung des Bürgereinflusses auf die Politik, und sie be­
haupten, dass sie alleine den wahren Bürgerwillen repräsentieren.

Ein derartiger allgemeiner Populismus kann ergänzt werden um spezifisch 
rechts- oder linkspopulistische inhaltlich-programmatische Einstellungen zur 
Politik. Dafür kann zum einen auf die politische (Selbst-) Verortung auf einer 
Links/Rechts-Skala zurückgegriffen werden. Zur Messung von Rechtspopulis­
mus werden darüber hinaus häufig konkrete Einstellungen gegen Migration, 
Minderheiten und Geschlechtergleichstellung, und für einen härteren Rechts­
staat verwendet. Typische linkspopulistische Einstellungen plädieren dagegen 
für stärkere Umverteilung oder Enteignung großer Vermögen, fordern mehr 

Rechtspopulismus in Deutschland �Zur 
empirischen Verortung der AfD und ih­
rer Wähler vor der Bundestagswahl 2017
Robert Vehrkamp

Summary: �„Populism“ can be defined, 
conceptualized and measured in its 
two dimensions of anti-establishment 
and anti-pluralism. When supplement­
ed with typically left-wing or right-
wing political items, one can also em­
pirically define and measure left- and 
right-wing populism. The Alternative 
for Germany (AfD) shows itself to be a 
right-wing populist party not only in 
terms of its platform and on the level 
of its party officials and candidates, 
but also because the majority of AfD 
voters are right-wing populists. In­
deed, with the AfD, and ahead of the 
federal parliamentary elections in 
2017, an unambiguously right-wing 
populist party has established itself 
also in Germany.

Kurz gefasst: �„Populismus“ lässt sich 
durch seine zwei Dimensionen An­
ti-Establishment und Anti-Pluralis­
mus definieren und messen. Anhand 
typisch linker oder rechter Einstel­
lungen ist darüber hinaus feststellbar, 
ob es sich um Links- oder Rechtspo­
pulismus handelt. Für die Alternative 
für Deutschland (AfD) zeigt sich: Die 
AfD ist nicht nur programmatisch und 
auf der Ebene ihrer Parteifunktionäre 
und Kandidaten eine rechtspopulisti­
sche Partei. Auch die Wähler der AfD 
sind mehrheitlich Rechtspopulisten. 
Im Jahr der Bundestagswahl 2017 hat 
sich damit auch in Deutschland eine 
eindeutig rechtspopulistische Partei 
etabliert.
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Teilhabe sozial benachteiligter Schichten der Bevölkerung, oder setzen sich aus 
pazifistischer Gesinnung für ein generelles Verbot von Waffenexporten ein. 

Prominente Beispiele für allgemein-populistische Bewegungen, die sich poli­
tisch-programmatisch weder links noch rechts verorten lassen, sind Nowoczes-
na in Polen sowie Ciudadanos in Spanien. Dem linkspopulistischen Muster vieler 
lateinamerikanischer Bewegungen ähnlich sind dagegen Podemos in Spanien 
und Syriza in Griechenland. Als Beispiele für Rechtspopulismus gelten der Front 
National in Frankreich oder die UK Independence Party (UKIP) in Großbritannien. 
Aber auch in Deutschland macht sich der (Rechts-) Populismus bemerkbar. Vor 
allem die 2013 neu entstandene Alternative für Deutschland (AfD) wird seit ihrer 
Gründung in der öffentlichen und medialen Diskussion häufig als rechtspopu­
listische Partei bezeichnet.

Eindeutig rechtspopulistisch

Und das zu Recht: Neuere Analysen der Abteilung Demokratie und Demokrati­
sierung zeigen, dass die AfD auf der Ebene ihrer Kandidaten und ihres politi­
schen Programms im Vergleich zu anderen Parteien eindeutig als rechtspopu­
listisch einzustufen ist. Aber wie rechtspopulistisch sind ihre Wähler, also die 
etwa zehn Prozent aller Wahlberechtigten in Deutschland, die derzeit in Umfra­
gen angeben, bei der nächsten Bundestagswahl im September 2017 die AfD zu 
wählen?

Zur Beantwortung dieser Frage wurde eine repräsentative Umfrage von Infra­
test dimap im Auftrag der Bertelsmann Stiftung ausgewertet. Im Zeitraum vom 
13. bis 30. März 2017 wurden insgesamt 2.371 Wähler und Nichtwähler der Bun­
destagswahl 2013 nach ihren politischen Einstellungen und Wahlabsichten zur 
Bundestagswahl 2017 befragt. Darunter befanden sich insgesamt 364 Wähler 
der AfD. Wie populistisch die AfD-Wähler eingestellt sind, wurde anhand der Zu­
stimmung der Befragten („voll und ganz“, „eher“, „eher nicht“ oder „überhaupt 
nicht“) zu den folgenden acht allgemein-populistischen Aussagen gemessen:

1.	 Wichtige Fragen sollten nicht von Parlamenten, sondern in Volksabstim­
mungen entschieden werden.

2.	 Die Bürger sind sich oft einig, aber die Politiker verfolgen ganz andere Ziele.
3.	 Mir wäre es lieber, von einem einfachen Bürger politisch vertreten zu wer­

den als von einem Politiker.
4.	 Die Parteien wollen nur die Stimmen der Wähler, ihre Ansichten interessie­

ren sie nicht.
5.	 Die Politiker im Bundestag sollten immer dem Willen der Bürger folgen.
6.	 Die Bürger in Deutschland sind sich im Prinzip einig darüber, was politisch 

passieren muss.
7.	 Die politischen Differenzen zwischen den Bürgern und Politikern sind 

größer als die Differenzen der Bürger untereinander.
8.	 Was man in der Politik „Kompromiss“ nennt, ist in Wirklichkeit nichts Ande­

res als ein Verrat der eigenen Prinzipien.

Während die Aussagen 2, 3, 4 und 7 den Antagonismus zwischen politischer Eli­
te und Bürgern und damit die Anti-Establishment-Dimension populistischer 
Einstellungen ansprechen, bilden die Aussagen 1, 5, 6 und 8 eher die Idee der 
Bürger als homogener Einheit und damit die Anti-Pluralismus-Dimension des 
Populismus ab. Nach ihrem Grad der Zustimmung zu diesen acht Aussagen wur­
den drei Gruppen definiert: Als populistisch wurden Befragte definiert, die allen 
acht Aussagen „voll und ganz“ oder „eher“ zustimmen. Als populismusaffin wur­
den Befragte definiert, die mindestens der Mehrheit der Aussagen (fünf aus 
acht) zustimmen und gleichzeitig keiner der Aussagen überhaupt nicht zustim­
men. Alle anderen Befragten, die nicht mehr als der Hälfte der Aussagen zustim­
men und/oder mindestens einer Aussage überhaupt nicht zustimmen, wurden 
als unpopulistisch definiert.

Zur Messung ihrer Rechtsorientierung wurde auf die Selbsteinschätzung der 
befragten AfD-Wähler auf einer Links/Rechts-Skala zurückgegriffen, bei der sie 
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ihren persönlichen Standpunkt von 0 („links“) bis 10 („rechts“) verorten konn­
ten. Ergänzend dazu wurden typisch rechte Aussagen zu einzelnen politischen 
Themen abgefragt.

Diese Analyse ergab für die empirische Verortung von AfD-Wählern vor der 
Bundestagswahl 2017 folgendes Bild: Deutlich mehr als die Hälfte (56 Prozent) 
sind nach der hier verwendeten Definition Populisten, ein weiteres Drittel (32 
Prozent) ist populismusaffin. Das heißt: Fast neun von zehn aller AfD-Wähler 
vertreten populistische Einstellungen. AfD-Wähler sind damit deutlich populis­
tischer eingestellt als der Durchschnitt aller Wahlberechtigten. Allein der Anteil 
an Populisten ist bei den Wählern der AfD etwa doppelt so groß wie bei allen 
Wahlberechtigten (29 Prozent). Umgekehrt ist der Anteil der Nicht-Populisten 
unter allen Wahlberechtigten mit 41 Prozent mehr als dreimal so groß wie unter 
AfD-Wählern (12 Prozent). Auch im Vergleich zwischen den Parteien hat die AfD 
mit großem Abstand die am stärksten populistisch eingestellten Wähler. Den 56 
Prozent populistischer AfD-Wähler stehen bei der SPD 29 Prozent, bei der Linken 
23 Prozent, bei der FDP 22 Prozent, bei der CDU/CSU 14 Prozent und bei den 
Grünen 10 Prozent gegenüber. Der Anteil unpopulistischer Wähler ist bei der 
AfD dagegen mit lediglich knapp 12 Prozent bei weitem geringer als bei den 
Grünen (57 Prozent), der CDU/CSU (56 Prozent), der FDP (43 Prozent), der SPD (38 
Prozent) und der Linken (36 Prozent). 

Ähnlich sieht es mit der Selbsteinschätzung der AfD-Wähler auf der Links/
Rechts-Skala (0=“links“ und 10=“rechts“) aus: Mehr als zwei Drittel (67 Prozent) 
verorten sich selbst rechts von der Mitte, ein Viertel sogar weit rechts (Skalen­
werte von 8 bis10). Weitere 42 Prozent sehen sich im Mitte-Rechts-Spektrum 
(6-7).

Wahlentscheidung: Wahrscheinlichkeit, für die AfD zu stimmen

 Links  ← →  RechtsSelbsteinschätzung

0 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

80 %

60 %

40 %

20 %

0 %

populistisch unpopulistisch

Quelle: Infratest dimap im Auftrag der Bertelsmann Stiftung (März 2017), 
zu den Berechnungen vgl. Vehrkamp/ Wratil (2017).

Im Vergleich dazu verorten sich nur vier von zehn Wählern der FDP und ledig­
lich jeder dritte Wähler der CDU/CSU rechts von der Mitte, sowie lediglich jeweils 
7 Prozent der Wähler von FDP und CDU/CSU im ganz rechten Spektrum. Auch der 
Mittelwert der Links-/Rechts-Orientierung liegt mit 6,6 für die Wähler der AfD 
deutlich weiter rechts als bei FDP (5,5), CDU/CSU (5,3), SPD (4,2), den Grünen (3,4) 
und der Linken (2,2).

Die Analyse von typisch rechten Einstellungen zu konkreten politischen The­
men stützen diesen Befund: AfD-Wähler stimmen mit 85 Prozent deutlich häufi­
ger voll und ganz der Aussage „Einwanderer sollten verpflichtet werden, sich 
der deutschen Kultur anzupassen“ zu als der Durchschnitt aller Wahlberechtig­
ten (55 Prozent). Fast ebenso häufig (84 Prozent) stimmen AfD-Wähler der Aus­
sage „Menschen, die gegen Gesetze verstoßen, sollten härter bestraft werden“ 
voll und ganz zu, gegenüber 64 Prozent aller Wahlberechtigten. Noch deutlicher 

Robert Vehrkamp �ist seit 2012 Director des Pro­
gramms „Zukunft der Demokratie“ der Bertelsmann 
Stiftung und Professor für Volkswirtschaftslehre an 
der FHM Bielefeld. Seit März 2016 forscht er als Gast 
der Abteilung Demokratie und Demokratisierung am 
WZB und leitet dort gemeinsam mit Wolfgang Merkel 
das Gemeinschaftsprojekt „Demokratiemonitor“.  
[Foto: Martina Sander]
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sind die Unterschiede bei der Aussage „Deutschland sollte keine weiteren Flücht­
linge aus Krisengebieten aufnehmen“, der fast drei Viertel aller AfD-Wähler voll 
und ganz zustimmen, gegenüber 30 Prozent aller Wahlberechtigten. 

Zusammenfassend zeigt sich: Fast neun von zehn AfD-Wählern sind populistisch 
eingestellt, und mehr als zwei Drittel verorten sich rechts von der Mitte. Die 
Wahrscheinlichkeit, dass ein Wahlberechtigter die AfD wählt, steigt mit seinem 
zunehmenden Grad der Rechtsorientierung und seiner Populismusneigung von 
nahe null Prozent bei linken Nicht-Populisten auf mehr als 60 Prozent bei stark 
rechtsorientierten Populisten (vergleiche hierzu die Abbildung). Ein typischer 
Rechtspopulist hat damit eine um weit mehr als sechsfach höhere Wahrschein­
lichkeit, die AfD zu wählen, als der Durchschnitt aller Wähler. Umgekehrt formu­
liert: Der typische AfD-Wähler ist ein Rechtspopulist, die AfD ist auch mit Blick 
auf ihre Wählerschaft eine eindeutig rechtspopulistische Partei.

„Rechtspopulistisch“ im Sinne der hier verwendeten Definitionen bedeutet aber 
weder zwangsläufig „rechtsextrem“ noch prinzipiell „demokratiefeindlich“. Wie 
groß der Anteil rechtsextremer Wähler der AfD ist, wurde mit dem vorliegenden 
Messkonzept nicht explizit gemessen. Und immerhin mehr als acht von zehn 
Wählern der AfD stimmte der Aussage „Die Demokratie ist – alles in allem – das 
beste politische System“ entweder „voll und ganz“ (37 Prozent) oder zumindest 
„eher“ (47 Prozent) zu. Nur 14 Prozent stimmten der Aussage „eher nicht“ zu, und 
lediglich 2 Prozent „überhaupt nicht“. Die mehrheitlich rechtspopulistischen 
Wähler der AfD sind also ganz überwiegend keine Feinde der Demokratie, ver­
treten aber deutlich häufiger rechte inhaltlich-programmatische Positionen 
und sind vor allem deutlich populistischer in ihren Urteilen über das Funktio­
nieren der Demokratie, ihren herrschenden Institutionen und ihrem derzeiti­
gen Personal. Auch für die Wählerschaft der AfD gilt deshalb, was sich bereits für 
ihre Kandidaten und ihr Programm gezeigt hat: Der Markenkern der AfD ist ihr 
Rechtspopulismus. Mit der AfD hat sich in der deutschen Parteienlandschaft vor 
der Bundestagswahl 2017 eine auch in der empirischen Verortung ihrer Wäh­
lerschaft eindeutig rechtspopulistische Partei etabliert.
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Der Aufstieg der „Alternative für Deutschland“ ist eines der beherrschenden 
Themen in der politischen Debatte in der Bundesrepublik. Auch wenn die Um­
fragewerte nicht mehr auf ihrem Allzeithoch sind, so scheint der Einzug der 
Partei in den Bundestag im Herbst 2017 doch gewiss. Aus dem Namen der neuen 
Partei klingt der Anspruch, eine Alternative zu den etablierten Parteien zu bie­
ten und andere Programmatiken als diese zu vertreten. Um diesen Anspruch zu 
prüfen, haben wir die Themenschwerpunkte der AfD sowohl im Zeitverlauf als 
auch mit den Programmen der etablierten Parteien in Deutschland verglichen. 
Grundlage der Untersuchung ist das Grundsatzprogramm der AfD, in dem die 
Partei auf 74 Seiten ihre programmatische Ausrichtung definiert und Leitlinien 
für ihr politisches Handeln festhält. Das von der Bundesprogrammkommission 
und dem Bundesvorstand verfasste Papier wurde auf dem Stuttgarter AfD-Par­
teitag im April 2016 mit großer Mehrheit verabschiedet. Das in den Medien als 
„anti-islamisch“ bezeichnete Grundsatzprogramm manifestierte einen pro­
grammatischen Wechsel, der sich seit einiger Zeit abgezeichnet und den Partei­
gründer Bernd Lucke bereits 2015 zum Ausstieg aus der AfD und zur Gründung 
der neuen liberal-konservativen Partei Alfa bewogen hatte. Wir haben das 
Grundsatzprogramm der AfD inhaltsanalytisch ausgewertet. Das Programm 
wurde dabei in einzelne Aussagen unterteilt und jede Aussage einem von 56 
Themen zugeordnet. Diese Methode ist seit Langem im Manifesto-Projekt er­
probt (siehe den Beitrag von Merz/Regel in diesem Heft). Sie ermöglicht, zu un­
tersuchen, wo eine Partei ihre programmatischen Schwerpunkte setzt und sich 
von anderen Parteien abgrenzt. Aus der jeweiligen Kombination von Themen in 
einem Programm lassen sich in einem zweiten Schritt politische Positionen be­
stimmen.

Thematische Schwerpunkte im Grundsatzprogramm

Wo also setzt die AfD ihre programmatischen Prioritäten? Die zehn wichtigsten 
Themen, von denen die meisten im gesellschaftspolitischen Bereich liegen, ma­
chen 60 Prozent des Grundsatzprogramms aus. Den Schwerpunkt setzt die AfD 
auf die Wahrung der nationalen Einheit, besonders häufig verbunden mit nega­
tiven Äußerungen zur Aufnahme neuer Einwanderer (11 %). In Zusammenhang 
damit steht die Forderung nach gesellschaftlicher Homogenität, besonders 
durch die Assimilation bereits in Deutschland lebender Migranten (5 %). Dass 
diesen Themen eine prominente Rolle zukommt, ist wenig überraschend – es 
passt vielmehr mit den öffentlich-medialen Äußerungen der Partei zusammen, 
mit denen sie sich im Zuge der Flüchtlingskrise deutlich positioniert hat. Das 
zweithäufigste Thema ist die Erhaltung traditioneller, konservativer Werte, wie 
die Wahrung des traditionellen Familienbildes (7 %). So kritisiert die AfD zum 
Beispiel die Stigmatisierung klassischer Geschlechterrollen durch Gender-Main­
streaming. Ein deutlicher Fokus liegt auch auf der Förderung von Familien und 
dem Bestreben, das Demografieproblem über Anreize für mehr Kinder statt 
durch zusätzliche Einwanderung zu lösen. Wirtschaftliche Themenschwerpunk­
te sind freie Marktwirtschaft (7 %), Infrastruktur (6 %) und eine stärkere Mark­
tregulierung, besonders mit Blick auf den Verbraucherschutz (5 %). Die wirt­
schaftlichen Positionen zeigen damit deutlich Spuren aus der Gründungsphase 
der AfD, in der die Partei sich – besonders in Abgrenzung zum bestehenden 
europäischen Währungssystem – für ein liberales Wirtschaftssystem stark 
machte. Negative Aussagen zu den Institutionen der Europäischen Union sind 
das fünfthäufigste Thema. Die AfD bezieht unter anderem Stellung gegen den 
Euro und fordert, die Kompetenzen des EU-Parlaments zu verringern und statt­

Nation und Tradition �Wie die Alternative 
für Deutschland nach rechts rückt
Pola Lehmann und Theres Matthieß

Summary: �Since its foundation in 
2013, the political party „Alternative 
for Germany“ (AfD) has claimed to 
provide a programmatic alternative to 
the established parties. But what top­
ics does the AfD address, and what po­
sitions does it take? A comparative 
analysis of its first electoral program 
in 2013, and of the general program 
(„Grundsatzprogramm“) adopted in 
2016, reveals a significant shift in the 
predominant topics and positions. In 
its initial phase, the party devoted 
most of its attention to EU-criticism, 
democracy and economic orthodoxy. 
Three years later and their focus has 
shifted towards nationalism, social 
homogeneity, and traditional morality.

Kurz gefasst: �Seit 2013 gibt es in der 
Bundesrepublik die Partei Alternative 
für Deutschland. Mit welchen Themen 
will sie eine Alternative zu den etab­
lierten Parteien bieten? Eine verglei­
chende Analyse des ersten Wahlpro­
gramms (2013) und des 
Grundsatzprogramms (2016) zeigt 
eine starke Verschiebung der The­
menschwerpunkte. Standen bei der 
Gründung noch Themen wie EU-Kri­
tik, Volkssouveränität und Haushalts­
disziplin im Fokus, definiert sich die 
AfD heute besonders über Bezüge zum 
Nationalismus, zur gesellschaftlichen 
Homogenität und zu traditionellen 
Werten.
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dessen den Nationalstaaten wieder mehr Souveränität zu übertragen (6 %). 
Schließlich spielen auch Forderungen nach mehr Demokratie, unter anderem 
direktdemokratische Elemente (5 %), und die Wahrung von Freiheits- und Bür­
gerrechten gegenüber staatlichen Eingriffen (5 %) eine bedeutende Rolle. Letzter 
Punkt unter den zehn Hauptthemen im Grundsatzprogramm ist die Korrupti­
onsbekämpfung (4 %). Die AfD wettert in diesem Zusammenhang gegen das „po­
litische Kartell“ und die „kleine, machtvolle politische Führungsgruppe inner­
halb der Parteien“, die als „heimlicher Souverän“ agiere.

Inhaltlicher Wandel und Vergleich mit den etablierten 
Parteien

Das Grundsatzprogramm ist nicht das erste Dokument, mit dem die AfD pro­
grammatische Schwerpunkte festgelegt hat. Auf ihrem Gründungskongress 
2013 einigte sich die Partei auf inhaltliche Leitlinien, die im Wahlprogramm für 
die damalige Bundestagswahl festgeschrieben wurden. Das Wahlprogramm war 
allerdings mit nur vier Seiten vergleichsweise kurz (es enthielt 73 Aussagen, 
während das Grundsatzprogramm von 2016 1.400 Aussagen umfasst). Wie ha­
ben sich die Positionen der AfD innerhalb dieser drei Jahre verändert? Schwer­
punktthema im Jahr 2013 war die Demokratie, besonders häufig Forderungen 
nach direkter Demokratie (18 %). Negative Äußerungen zur EU machten den 
zweitgrößten Teil des Wahlprogramms aus (14 %). EU-Kritik wurde damit fast 
dreimal so häufig wie drei Jahre später thematisiert. Ebenfalls jeweils über zehn 
Prozent des Wahlprogramms von 2013 beschäftigten sich mit Bürokratieabbau 
und Haushaltsdiziplin. Beides sind Themen, die 2016 keine prominente Rolle 
mehr einnehmen (3 % und 2 %). Noch deutlicher ist der Unterschied mit Blick auf 
das fünftwichtigste Thema, soziale Gerechtigkeit, das 2016 nur noch weniger als 
ein Prozent der Aussagen ausmacht. Ähnlich im Vergleich zu 2016 ist dagegen 
die Betonung traditioneller Werte (5 % vs. 7 %). Interessanterweise spielte die 
Wahrung der nationalen Einheit – 2016 das wichtigste Thema für die AfD – frü­
her nur eine geringe Rolle (3 %). Auch die Themen freie Marktwirtschaft und 
gesellschaftliche Homogenität waren 2013 von geringer Bedeutung im Wahl­
programm, ganz anders als 2016 im Grundsatzprogramm. Der Vergleich der bei­

Unterschied in der Themenbetonung im Vergleich zu den etablierten Parteien
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Der Nullpunkt auf der y-Achse repräsentiert die mittlere Betonung, die die 
etablierten Parteien dem jeweiligen Thema in ihren Wahlprogrammen 
zur Bundestagswahl 2013 gegeben haben. Die Balken zeigen an, wieviel stärker 
oder schwächer (in Prozentpunkten) die AFD diese Themen 2013 bzw. 
2016 betont hat. Ein Beispiel: Die AFD betont das Thema Nationalismus 2016 
um circa zehn Prozentpunkte mehr als die etablierten Parteien in ihren 
Wahlprogrammen, dagegen spricht sie 2016 rund einen Prozentpunkt weniger 
über Bürokratieabbau als die etablierten Parteien im Mittel.
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den Programme macht den Wandel der Partei deutlich: Während in der Grün­
dungsphase EU-Kritik und mehr Demokratie die bestimmenden Themen 
darstellten, hat sich der Fokus 2016 auf nationale Werte, ein traditionelles Fami­
lienbild und eine homogene Gesellschaft verschoben. 

Die AfD von heute ist also eine andere Partei als bei ihrer Gründung. Wie aber 
unterscheidet sie sich von den etablierten Parteien? Zur Beantwortung dieser 
Frage haben wir uns Themen angeschaut, die im Wahl- oder Grundsatzpro­
gramm der AfD die thematischen Schwerpunkte ausmachen. Die Grafik illust­
riert die Differenzen zwischen der Betonung eines Themas in den AfD-Program­
men und der Bedeutung, die das jeweilige Thema für die etablierten Parteien 
(CDU/CSU, FDP, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Linke) in ihren Wahlprogrammen 
2013 eingenommen hat. Hier zeigt sich nicht nur ein deutlicher Unterschied zu 
den anderen Parteien, sondern auch eine deutliche Verschiebung der AfD-Pro­
grammatik im zeitlichen Verlauf. Wie der vorangegangene Abschnitt gezeigt hat, 
spielte 2013 die EU-Kritik für die AfD eine große Rolle, wohingegen sich die 
etablierten Parteien nur in weniger als einem Prozent kritisch gegenüber der 
EU geäußert hatten. Auch die Themen Demokratie (mit besonderem Fokus auf 
direktdemokratische Elemente), Haushaltsdisziplin und Bürokratieabbau wur­
den im Wahlprogramm der AfD deutlicher stärker betont als bei den anderen 
Parteien. Das hat sich (mit Ausnahme der EU-Kritik) im Grundsatzprogramm von 
2016 stark verändert. Jetzt betont die AfD diese Themen sogar teilweise seltener 
als die etablierten Parteien und grenzt sich vor allem durch die Fokussierung 
auf Nationalismus und Traditionalismus sowie gesellschaftliche Homogenität 
und Korruptionsbekämpfung ab. Die ersten drei Themen haben zwar bereits 
2013 einen wichtigeren Stellenwert als in den Wahlprogrammen der anderen 
Parteien eingenommen, aber die Bedeutung hat 2016 weiter zugenommen. Die 
Abgrenzung zu den anderen Parteien ist dadurch deutlicher geworden. Das The­
ma Korruptionsbekämpfung hatte 2013 weder für die AfD selbst noch für die 
etablierten Parteien eine Bedeutung, nimmt aber drei Jahre später im Grund­
satzprogramm eine prominente Rolle ein. 

In einem zweiten Schritt lassen sich aus den Themenschwerpunkten Positionen 
berechnen: Die Parteien können auf einer Links-rechts-Achse eingeordnet wer­
den. Dabei zeigt sich, dass die AfD am rechten Rand des Parteienspektrums zu 
verorten ist, und zwar 2016 noch deutlicher als 2013. Etwas genauer lässt sich 
dies analysieren, wenn die Positionen der Parteien noch einmal getrennt auf 
den zwei häufigsten Konfliktlinien – sozioökonomische und soziokulturelle Di­
mension – betrachtet werden. Die soziökonomische Dimension umfasst alle 
Konflikte, die sich über Fragen zur Wirtschaft und zum Wohlfahrtsstaat ergeben. 
In dieser Dimension unterscheidet sich die AfD allerdings weniger stark von 
den etablierten Parteien. Sie ist dort sehr nah an der FDP positioniert. Die rele­
vante Unterscheidung findet sich auf der soziokulturellen Dimension, die sich 
zwischen liberalen und konservativen Einstellungen zu gesellschaftspolitischen 
Fragen aufspannt. Hier liegt die Partei deutlich rechts von der Union, und auch 
der innerparteiliche Rechtsruck zwischen 2013 und 2016 fällt deutlich größer 
als im sozioökonomischen Bereich aus.

Die AfD als Alternative?

Die Analyse zeigt, dass die AfD am rechten Rand des Spektrums eine rein sozio­
kulturelle, aber keine wirtschaftliche Programmalternative bereitstellt. Im Ge­
gensatz zu den etablierten Parteien betont sie die Bedeutung des deutschen Na­
tionalstaats, die Herstellung gesellschaftlicher Homogenität sowie den Erhalt 
traditioneller Werte und beklagt die ihrer Meinung nach bestehende politische 
Korruption. Bei der Bundestagswahl 2013 gehörten zu den wichtigsten alterna­
tiven Themenangeboten noch Haushaltsdisziplin und Bürokratieabbau. Inner­
halb von drei Jahren hat sich der Fokus eindeutig verschoben. Das zeigt sich 
auch in Bezug auf die EU: Die kritische Haltung gegenüber dem Euro und den 
EU-Institutionen spielte besonders in der Anfangszeit eine große Rolle, wodurch 
die AfD eine deutliche Alternative zu den etablierten Parteien darstellte, die sich 
fast ausschließlich europafreundlich äußerten. Die Europakritik nimmt zwar 
auch 2016 noch einen wichtigen Stellenwert ein, allerdings hat ihre relative 
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Bedeutung zugunsten der bereits genannten Themen abgenommen. Ebenso hat 
sich ein relativer Bedeutungsverlust beim Thema Demokratie gezeigt. 2013 war 
es noch das am häufigsten betonte Thema der AfD, im Grundsatzprogramm von 
2016 hingegen unterscheidet sich die Bedeutung nicht mehr von jener in den 
etablierten Parteien. 

Die programmatischen Schwerpunkte im Grundsatzprogramm der AfD stellen 
nicht nur eine soziokulturelle Alternative zu den etablierten Parteien dar, son­
dern sie weisen darauf hin, dass es sich hier um eine rechtspopulistische Alter­
native handelt. Das Ideal einer homogenen, anti-pluralistischen Gesellschaft und 
die Kritik am Establishment verweisen klar auf die populistischen Charakterzü­
ge der Partei. Mit der Diffamierung der herrschenden Elite hat sich die AfD in­
nerhalb von drei Jahren verstärkt einer destruktiven Kritik am System zuge­
wandt. Die Betonung des Nationalstaats und der Wahrung der nationalen, kultu­
rellen Identität gegenüber fremden Einflüssen weisen die rechtspopulistische 
Verortung der Partei nach. 
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Neben dem allgemeinen Recht auf Teilhabe am politischen Prozess (Partizipati­
on) ist politischer Wettbewerb die zweite Kernvoraussetzung für die Demokratie. 
Nur – der Begriff des politischen Wettbewerbs wird im Konkreten sehr unter­
schiedlich verwendet. Mehrere unterschiedliche wissenschaftliche Ansätze be­
fassen sich vor allem mit den Parteien und den Wahlkämpfen. Der italienische 
Demokratieforscher Stefano Bartolini vertritt eine breitere Perspektive: Er 
richtet den Blick auch auf die Wähler und fragt, ob sie für eine Partei oder auch 
mehrere Parteien mit ähnlichem Programm überhaupt offen sind, also zur Ver­
fügung stehen. Ein zentraler Begriff ist daher die availability. 

Diese availability und die Wählerperspektive des Wettbewerbs kann als der Grad 
der Bereitschaft eines Wählers oder der gesamten Wählerschaft verstanden 
werden, die Parteiwahl bei der nächsten Wahl zu ändern. Für den Wettbewerb 
zwischen den Parteien kommt es auf die zwischenzeitliche Offenheit für einen 
geänderte Entscheidungsrichtung an, nicht auf die dann umgesetzte Wahlent­
scheidung. 

Dadurch, dass Parteien einerseits nicht sicher sein können, dass die Wähler ih­
nen treu bleiben, und sie sich andererseits in der Lage sehen, Wähler von ande­
ren Parteien gewinnen zu können, treten sie in politischen Wettstreit. Dadurch 
stellen sie, als womöglich nicht intendierte Nebenfolge, Repräsentation und ac-
countability sicher. Daher ist availability ein demokratietheoretisch wünschens­
werter Zustand. Ein Gedankenspiel: Stellen wir uns vor, alle Wähler hätten feste 
Parteiloyalitäten und es käme für sie nur diese eine Partei bei einer Wahl in 
Frage. Das Ergebnis stünde im Vorhinein fest. Wäre die Positionierung der Par­
teien sowie eine mögliche Polarisierung nicht relevant, wären aktuelle Proble­
me und Themen belanglos. Es gäbe faktisch keinen Wettbewerb. Umgekehrt bil­
det die komplette Offenheit aller Wähler für alle Parteien das Maximum an 
elektoralem Wettbewerb. Keine Partei könnte sich eines Wählers sicher sein, alle 
Wähler könnten von allen Parteien gleichermaßen angezogen werden. 

Diese availability kann empirisch mittels Umfrage-Items bestimmt werden, die 
sich in den letzten 30 Jahren in verschiedenen nationalen wie europäischen 
Wahlstudien etabliert haben. Die sogenannten Propensities to Vote (Wahlneigun­
gen, PTV) bilden für jede relevante Partei die individuell subjektiv geäußerte 
Neigung ab, ihr in der Zukunft die Stimme zu geben. Gibt ein Bürger an, dass alle 
Parteien die gleiche Chance haben, seine Stimme zu erhalten, gilt er als auf dem 
Wählermarkt verfügbar (available). Rechnerisch ergibt sich dann für den availa-
bility-Index ein Wert entsprechend der Anzahl der Parteien minus eins. Gibt es 
dagegen nur eine Partei, der er jemals seine Stimme geben würde, liegt die 
availability bei null. Demnach können Indexwerte als Anzahl alternativ wählba­
rer Parteien interpretiert werden, gewichtet mit der jeweiligen Wahlwahr­
scheinlichkeit. 

Zeitliche Entwicklung der availability 

Die Perspektive auf die Individualebene des politischen Wettbewerbs öffnet den 
Blick auf interessante empirische Phänomene. Untersuchungen anhand von Da­
ten der Europäischen Wahlstudien bestätigen die Erwartung, dass Wähler mit 
klarer Parteineigung in geringerem Maße elektoral verfügbar sind. Zudem wei­
sen Personen, die sich selbst in der Mitte des politischen Spektrums verorten, 
eine deutlich höhere availability auf, ebenso wie Wechselwähler. Das attraktivste 

Wettbewerb aus Wählerperspektive 
�Bürger legen sich weniger fest – mit 
Ausnahme der AfD-Anhänger 
Aiko Wagner

Summary: �Competition is a prerequi­
site for the functioning of democracy. 
But competition is only worthwhile 
when citizens are willing to change 
their vote choices. Measuring this 
availability thus provides insights into 
the state of the political system but 
can also be used to investigate the 
voter profiles of specific parties. 
While the availability of the European 
electorates has increased over the last 
decades, in the case of the AfD, a clo­
sure of the electorate can be observed. 

Kurz gefasst: �Politischer Wettbewerb 
ist notwendig für das Funktionieren 
einer Demokratie. Aber ein Konkur­
renzkampf lohnt sich nur, wenn die 
Bürger in ihrer Wahlentscheidung 
nicht vollends festgelegt sind. Die 
Messung dieser availability kann dem­
entsprechend Aufschluss über den 
Zustand des politischen Systems ge­
ben, aber ebenso Aussagen über die 
Offenheit der Wähler einzelner Partei­
en ermöglichen. Die Analyse der 
AfD-Wählerschaft zeigt, dass diese we­
nig offen ist für andere Parteien – im 
Gegensatz zum europäischen Lang­
zeittrend insgesamt. Das deutet darauf 
hin, dass sich eine stabile Unterstüt­
zerbasis für die AfD herausbildet.
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Ziel für Parteien wären demnach Bürger des politischen Zentrums, die bereits in 
der Vergangenheit gewechselt haben und sich mit keiner Partei identifizieren.

Genauso lässt sich auf der Parteienebene zeigen, dass zentristische Parteien 
weniger stark gebundene Wähler haben als Parteien an den Rändern des politi­
schen Spektrums. Im europäischen Vergleich zeigt sich zudem, dass Parteien­
systeme mit wenigen Parteien auch eine geringere availability verzeichnen und 
eine Zunahme an Wahloptionen mit einer größeren Offenheit des Elektorats 
einhergeht. Diese Ergebnisse zeigen zusammen, dass der elektorale Wettbewerb 
tatsächlich in der politischen Mitte und in Mehrparteiensystemen am stärksten 
ist. 

Auf Basis der Europawahlstudien seit 1989 lässt sich zudem zeigen, wie sich der 
Wettbewerb in den EG-12 entwickelt hat: Die availability ist zwischen 1989 und 
2014 um über 30 Prozent angestiegen. Im Laufe der letzten Jahrzehnte ist dem­
nach ein deutlicher Zuwachs an elektoralem Wettbewerb zu konstatieren. Diese 
Entwicklung ist im Einklang mit den Befunden der Auflösung von individuellen, 
langfristig stabilen Parteibindungen und der zunehmenden Relevanz von kurz­
fristigen Wahlmotiven sowie einem Anstieg der Volatilität.

Die Schließung des AfD-Elektorats

Eine solche vorgeschlagene Betonung der Mikroperspektive des politischen 
Wettbewerbs erlaubt zudem, den Blick auf die parteispezifische Schließung von 
Wählermärkten zu richten – also zu fragen, ob alle Parteianhänger gleicherma­
ßen verfügbar sind beziehungsweise die Wähler welcher Parteien nicht mehr 
für die anderen Wettbewerber erreichbar sind. Von besonderem Interesse ist 
gegenwärtig natürlich die Wählerschaft der Alternative für Deutschland (AfD), 
die 2013 die politische Bühne betrat. Nicht zuletzt für die Beantwortung der 
Frage, mit welcher Wahrscheinlichkeit die Rechtspopulisten sich im bundes­
deutschen Parteiensystem etablieren können, ist es aufschlussreich, nach der 
relativen availability der AfD-Wähler zu fragen und danach, wie sich diese im 
Laufe der Zeit verändert hat. 

Die Abbildung gibt darüber Auskunft. Die horizontale Linie repräsentiert den 
Mittelwert für alle Parteiwähler bei den Befragungen 2013 und 2015. Zwischen 
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den beiden Befragungszeitpunkten wie auch zwischen den Parteien zeigen sich 
deutliche Unterschiede. Von den etablierten Parteien waren die Linke-Wähler 
am wenigsten offen, die Grünen-Wähler hatten die höchste availability.

Die AfD-Wähler des Jahres 2013 waren deutlich und signifikant offener und 
ungebundener als die Wähler von Union, SPD und Linke. Zwei Jahre nach der 
2013er-Wahl waren alle Wähler offener und weniger auf ihre Partei der Bundes­
tagswahl festgelegt. Insbesondere für die Wähler der SPD und der Grünen kamen 
nun deutlich mehr Wahloptionen in Betracht. Dies ist in Zeiten außerhalb des 
Wahlkampfes auch recht plausibel. Die drastische Ausnahme bildete die AfD. 
Nicht nur waren diejenigen, die 2013 für sie votierten, die einzigen, deren Stim­
men Ende 2015 auf dem Wählermarkt um einen ganzen Punkt weniger verfüg­
bar waren als 2013. Auch ist die availability der Wähler der jungen rechtspopu­
listischen Partei nun signifikant geringer als die aller anderen Wähler. Damit 
lässt sich eine Schließung des Elektorats der AfD beobachten. Ihre Wähler waren 
kaum noch für andere Parteien zu begeistern und stellten eine stabile Unter­
stützerbasis dar. Dies wiederum spricht gegen die These eines reinen Protestvo­
tums. Die Versuche der anderen Parteien, AfD-Wähler „zurückzuerobern“, er­
scheinen weniger Erfolg versprechend.

Die sich anschließenden Fragen betreffen einerseits die Situation 2017, über die 
nach der Datenerhebung im Rahmen der Langzeit-Wahlstudie (German Longitu­
dinal Election Study, GLES) erst im Herbst belastbare Aussagen möglich sein 
werden. Außerdem ist zu klären, ob diese Elemente der Schließung rechtspopu­
listischer Wählerschaften und der damit verbundenen politischen Spaltung 
auch in anderen Ländern zu beobachten ist. Dies wären Indizien dafür, dass 
rechtspopulistische Parteien sich dauerhaft etablieren können, und es wären 
bedenkliche Befunde für die demokratisch-legitimatorische Kraft von Parla­
mentswahlen: In dem Maße, wie Wettbewerb eine notwendige Bedingung für die 
repräsentative Demokratie darstellt, ist – ganz unabhängig von der sonstigen 
Bewertung der AfD und ihrer rechten Schwesterparteien in Europa – eine elek­
torale Schließung negativ zu bewerten.
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Wahlprogramme ähneln dem Versuch, eine eierlegende Wollmilchsau zu züchten. 
In monate- oder gar jahrelangen innerparteilichen Prozessen werden sie entwor­
fen, diskutiert, kritisiert und schließlich verabschiedet, um die gesamte Partei 
hinter dem Programm zu vereinen und für den Wahlkampf zu mobilisieren. Par­
teien richten sich mit ihren Programmen nicht nur an die eigene Basis, sondern 
auch an Wähler, Medien und Parlamentarier und nutzen sie für verschiedene Zwe­
cke. Die Programme stellen die Unterschiede zu anderen Parteien heraus und die­
nen so der Profilbildung im Parteienwettbewerb. Gleichzeitig können innerpar­
teiliche Kontroversen durch Kompromissformeln oder vage gehaltene Aussagen 
verdeckt werden. Zudem soll das Wahlprogramm bei Wählerinnen und Wählern 
für die Partei werben und sie von deren Politik und Kompetenz überzeugen. Nach 
der Wahl sollen Programme wiederum als Richtschnur für das Handeln von Par­
lamentariern und gegebenenfalls der Regierung dienen. Im Laufe der Legislatur­
periode sollen Parteien ihre vor der Wahl geleisteten Versprechen erfüllen, indem 
sie ihr Programm beispielsweise in Form von Gesetzen umsetzen. 

Wahlprogramme genießen allerdings keinen besonders guten Ruf. So tauchen in 
der öffentlichen Debatte immer wieder drei kritische Argumente gegen Wahl­
programme auf. Es wird in Zweifel gezogen, dass sich Parteien an ihre Wahlver­
sprechen halten. Was Parteien vor der Wahl ins Programm schreiben, interessie­
re sie nach der Wahl nicht mehr. Außerdem wird eingeworfen, dass der Anteil 
der Wähler, die Wahlprogramme lesen, verschwindend gering ist. Ihre Inhalte 
seien somit den wenigsten Wählern bekannt. Die Wahlentscheidung für oder 
gegen eine Partei könne dann auch nicht auf den programmatischen Vorschlä­
gen der Parteien beruhen. Schließlich wird angeführt, dass sich die Programme 
– insbesondere der großen Parteien – kaum noch voneinander unterscheiden. 
Beispielsweise wird der CDU in den letzten Jahren eine „Sozialdemokratisie­
rung“ vorgeworfen, die die programmatischen Unterschiede zur SPD verschwin­
den lasse. Auf Grundlage des aktuellen Forschungsstands zu Wahlprogrammen 
und den Arbeiten des seit Jahrzehnten am WZB angesiedelten Manifesto-Pro­
jekts, in dem Wahlprogramme vergleichend analysiert werden, lassen sich Ein­
wände gegen Wahlprogramme entkräften. 

Laut Umfragen sind 80 Prozent der Bevölkerung überzeugt, dass sich Parteien 
nicht an ihre Wahlversprechen halten. Zu diesem Misstrauen hat vermutlich das 
Brechen einiger zentraler Wahlversprechen beigetragen. So versprach bei­
spielsweise die SPD im Bundestagswahlkampf 2005, die Mehrwertsteuer nicht 
zu erhöhen. Die CDU hingegen hielt eine Erhöhung um 2 Prozent für notwendig. 

Die Alleskönner der Parteien �Wahlpro­
gramme sind besser als ihr Ruf
Nicolas Merz und Sven Regel

Summary: �Electoral programs are often publicly criticized: 
supposedly, programs contain empty promises, voters do not 
read electoral programs and programs do not differ between 
parties. Electoral program research and studies conducted by 
the Manifesto Project at the WZB prove these claims wrong: 
Electoral programs matter for policy-making after the elec­
tion, the messages from electoral programs are disseminated 
via various different channels to voters and electoral pro­
grams differ between parties in terms of their issue emphasis 
and their positions.

Kurz gefasst: �Wahlprogramme werden in der Öffentlichkeit oft 
kritisch beäugt: Sie enthielten leere Versprechungen, seien 
den Wählern nicht bekannt und die Unterschiede zwischen 
den Parteien marginal. Die empirische Forschung und das am 
WZB angesiedelte Manifesto-Projekt hingegen zeigen, dass die 
Wahlprogramme die Politik nach der Wahl bestimmen, die In­
halte der Programme über unterschiedliche Kanäle den Wäh­
lern bekannt gemacht werden und sich die Wahlprogramme 
der Parteien sehr wohl hinsichtlich der Themenschwerpunkte 
und Sachfragenpositionen unterscheiden.

WZB �Mitteilungen   Heft 156   Juni 201728



1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31
32
33
34
35
36
37
38
39
40
41
42
43
44
45
46
47
48
49
50
51
52
53
54
55
56
57
58
59
60
61
62
63
64
65
66
67
68
69
70

Im Koalitionsvertrag einigten sich die beiden Parteien sogar auf eine Erhöhung 
um 3 Prozent. Allerdings zeichnet die Forschung zur Umsetzung von Wahlver­
sprechen ein anderes Bild. Parteien können trotz Kompromissen in Koalitions­
regierungen zwischen der Hälfte und zwei Drittel ihrer Versprechen umsetzen. 
Die Betonung bestimmter Themenbereiche in den Wahlprogrammen der Regie­
rungsparteien signalisiert die Bereitschaft, diese Themen im Haushalt zu stär­
ken und mehr Geld für sie bereitzustellen. Auch Parteien, die nach der Wahl in 
der Opposition landen, bleiben sich und ihren Wahlprogrammen in ihren parla­
mentarischen Reden treu. 

Der Vorwurf, Wahlprogramme würden von den Wählern nicht gelesen, konnte 
bisher nur begrenzt entkräftet werden. Die Leserschaft von Wahlprogrammen 
ist vermutlich sehr klein. Eine vollständige Lektüre der Wahlprogramme aller 
etablierten Parteien ist inzwischen zu einer Mammutaufgabe geworden. Die 
Länge deutscher Wahlprogramme hat seit den ersten Wahlen in der Bundesre­
publik fast kontinuierlich zugenommen. Heute haben die Programme nicht sel­
ten die Länge eines Buches. Das Programm der Grünen zur Bundestagswahl 
2013 umfasste über 300 Seiten.

Auf eine vollständige Rezeption der Programme lässt sich jedoch verzichten, 
weil ihre wichtigsten Inhalte über zahlreiche Kanäle indirekt vermittelt werden. 
So werden Themensetzung und Positionen der Parteien in der Wahlkampagne 
auch in Form von Flyern und Broschüren einer breiteren Öffentlichkeit präsen­
tiert. Zudem veröffentlichen Parteien neben ihren kompletten Wahlprogram­
men zunehmend verschiedene Versionen für unterschiedliche Wählergruppen: 
Kurzfassungen, die inzwischen fast alle Parteien erstellen, Programme in leich­
ter Sprache oder Programme in Form von Videos. Die Inhalte der Programme 
– insbesondere deren prägnante Kernaussagen – werden aber auch von den 
Medien aufgegriffen. Die unterschiedliche Themensetzung und Positionierung 
der Parteien schlägt sich in der Berichterstattung allerdings schon dadurch nie­
der, dass Parteien öfter zu jenen Themen sprechen, die ihnen selbst wichtig sind. 
Nicht zuletzt tragen Onlineplattformen wie der millionenfach genutzte Wahl-O-
Mat dazu bei, dass die Programmatik der Parteien den Wählern zugänglich ge­
macht wird. 

Ob die Agenda 2010 der SPD in den 2000er Jahren oder die Kehrtwende der CDU 
bei der Atomkraft – die Positionen der Parteien scheinen sich bei vielen Sach­
fragen anzunähern. Ob und inwiefern sich Wahlprogramme unterscheiden, ist 
eine Frage, die in vielen Variationen seit Jahrzehnten am WZB empirisch beant­

Themenschwerpunkte und Positionierung in Wahlprogrammen:
Durchschnittlicher Anteil der Aussagen zu vier Sachfragen (1998-2013)
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Nicolas Merz �ist wissenschaftlicher Mitarbeiter der 
Abteilung Demokratie und Demokratisierung im „Ma­
nifesto Research on Political Representation (MAR­
POR)“-Projekt der Deutschen Forschungsgemein­
schaft. Er forscht vor allem zu Parteienwettbewerb 
und Wahlkampfberichterstattung. 
[Foto: David Ausserhofer]
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wortet wird. Das Manifesto-Projekt ist ein Langfristforschungsprojekt, das seit 
über 35 Jahren Wahlprogramme aus mittlerweile mehr als 50 Ländern weltweit 
analysiert, die zumeist bis 1945 zurückreichen. Beispielsweise könnte das Pro­
gramm der Italienischen Kommunistischen Partei von 1946 mit dem der CDU/
CSU von 2013 verglichen werden. Seit über 25 Jahren ist das Projekt am WZB 
angesiedelt und verfügt über ein großes Netzwerk an Länderexperten, die Wahl­
programme sammeln und nach einem gemeinsamen Schema analysieren. Im 
Mittelpunkt der Analyse steht die einheitliche Messung von Themensetzung und 
Positionierung der Parteien. 

Seit das Projekt im Jahr 2009 in die Langfristförderung der Deutschen For­
schungsgemeinschaft aufgenommen wurde, ist es auf eine digitale Infrastruk­
tur umgestellt und die gesamten Daten in einem Corpus online verfügbar ge­
macht worden. Dadurch können nun die digitalisierten Programme vollständig 
analysiert und auch Aussagen über die verwendete Sprache getroffen werden. 
Zudem lassen sich so die konkreten Textstellen zu bestimmten Positionierun­
gen und Themen einfach extrahieren. Die Daten des Manifesto-Projekts finden 
in der wissenschaftlichen Gemeinschaft eine breite Verwendung und sind 
Grundlage von Hunderten politikwissenschaftlicher Publikationen. 

Die Abbildung basiert auf dem Datensatz des Manifesto-Projekts und zeigt eine 
Analyse der zu den Bundestagswahlen zwischen 1998 und 2013 veröffentlich­
ten Wahlprogramme der etablierten Parteien. Abgebildet sind die durchschnitt­
liche Betonung und die Positionierung der Parteien zu vier ausgewählten The­
menkomplexen: der Größe des Wohlfahrtsstaats, den Vorstellungen über das 
gesellschaftliche Miteinander, dem Umfang des Militärs und der Einstellung zur 
Europäischen Union. Die Länge der Balken rechts der Nulllinie gibt den Anteil 
der Aussagen für den Ausbau des Wohlfahrtsstaats, für progressive gesellschaft­
liche Wertvorstellungen, für eine Stärkung des Militärs und eine positivere Ein­
stellung zur Europäischen Union. Die Länge der Balken links der Nulllinie gibt 
den Anteil der Aussagen für den Rückbau des Wohlfahrtsstaats, konservative 
Wertvorstellungen, für militärische Abrüstung und für euroskeptische Positio­
nen an. Die Gesamtlänge der Balken spiegelt die Betonung eines Themas wider. 
Die Mitte der Balken markiert die Positionierung der Parteien zu diesen The­
men. Je näher die Mitte des Balkens an der Nulllinie liegt, desto mehr halten sich 
Pro- und Kontra-Aussagen zu einem Thema die Waage. 

Bei den vier Sachfragen zeigen sich unterschiedliche Muster. Der Wohlfahrts­
staat erfährt von allen Parteien große Aufmerksamkeit – deutlich mehr als die 
anderen Themen. Hinsichtlich der Positionierung zeigen sich jedoch deutliche 
Unterschiede. Die FDP ist die einzige Partei, die sich alles in allem eher für einen 
Rückbau des Wohlfahrtsstaats ausspricht. Die Linkspartei ist stärkster Befürwor­
ter eines Ausbaus des Wohlfahrtsstaats. Dies zeigt sich an der sehr deutlichen 
Positionierung und starken Betonung. Grüne und SPD unterscheiden sich eher in 
der Betonung als in der Positionierung zu diesem Thema. Die Union positioniert 
sich zwischen FDP und SPD, betont das Thema allerdings am wenigsten. 

Hinsichtlich der gesellschaftlichen Wertvorstellungen unterscheiden sich die 
Parteien ebenfalls stark in ihrer Positionierung und in der Betonung des The­
mas. Die Union nimmt eine deutlich konservative Position ein und unterschei­
det sich damit von den anderen Parteien. Gleichzeitig ist sie auch die Partei, die 
dem Thema die größte Bedeutung beimisst. Grüne und Linke beziehen progres­
sive Positionen, die FDP eine beinahe ausgeglichene und die SPD eine leicht kon­
servative Position. 

Beim Thema Militär zeigen sich ebenfalls deutliche Unterschiede. Hier stehen 
sich Union und Linke diametral gegenüber. Beide Parteien betonen das Thema 
mehr als die anderen Parteien, nehmen jedoch gegensätzliche Positionen ein. 
Alle anderen Parteien positionieren sich dazwischen, mit den Grünen näher bei 
der Linkspartei. FDP und SPD befinden sich näher bei der Union. 

Die Betonung und Positionierung hinsichtlich der Europäischen Union unter­
scheidet sich von den anderen Themenkomplexen insofern, als hier nur geringe 
Unterschiede zwischen den Parteien zu beobachten sind. Alle Parteien vertreten 

Sven Regel �ist wissenschaftlicher Mitarbeiter in der 
Abteilung Demokratie und Demokratisierung und 
arbeitet im DFG-Projekt „Manifesto Research on Poli­
tical Representation (MARPOR)“. Sein Interesse gilt 
insbesondere der vergleichenden Wahl- und Partei­
enforschung sowie der Parlamentarismusforschung. 
[Foto: David Ausserhofer]

sven.regel@wzb.eu

Das Manifesto-Projekt plant die Veröffent­
lichung einer Analyse der Programme zur 
Bundestagswahl 2017 kurz vor der Wahl. Die 
Analyse wird auf dem Blog der Abteilung De­
mokratie und Demokratisierung im September 
veröffentlicht: democracy.blog.wzb.eu. Die Da­
ten des Projekts (Originalwahlprogramme, ma­
schinenlesbare Programme, analysierte Pro­
gramme etc.) sind nach einer kostenlosen 
Registrierung auf der Website des Projekts zu­
gänglich: manifesto-project.wzb.eu.
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proeuropäische Positionen und betonen das Thema in ähnlichem Maße. Der 
breite europafreundliche Konsens, der bis zum Aufkommen der AfD unter den 
deutschen Parteien vorherrschte, spiegelt sich also auch in den Wahlprogram­
men wieder. Einzig die Linkspartei sticht hier etwas heraus. Im Vergleich zu den 
anderen Parteien nimmt sie eine etwas euroskeptischere Position ein.

Die empirische Forschung und die Analysen des Manifesto-Projekts zeigen: Die 
immer wieder vorgetragene Kritik an Wahlprogrammen ist empirisch nicht un­
termauert. Wahlversprechen aus den Programmen werden mehrheitlich einge­
löst und prägen parlamentarisches wie auch Regierungshandeln. Außerdem 
werden Wahlprogramme zwar selten vollständig gelesen, aber ihre zentralen 
Inhalte verbreiten sich über zahlreiche andere Kanäle. Schließlich unterschei­
den sich die Wahlprogramme der etablierten Parteien sehr wohl in ihrer The­
mensetzung und Positionierung. Parteien gelingt es also durchaus, die unter­
schiedlichen Adressaten und Funktionen der Programme zu vereinen. Der 
Versuch, die eierlegende Wollmilchsau zu züchten, scheint den Parteien mit ih­
ren Wahlprogrammen zu gelingen. 
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Ist Populismus zwangsläufig im Widerstreit mit der liberalen Demokratie? Las­
sen sich unterschiedliche Spielarten des Populismus unterscheiden? Diese Fra­
gen stellen sich angesichts aktueller Diskussionen, in denen häufig der Begriff 
Populismus ohne weitere Differenzierung benutzt wird. Die Politiktheorie kann 
helfen, sich diesen Fragen differenziert anzunähern.

Nach Auffassung des argentinischen Politiktheoretikers Ernesto Laclau (1935-
2014) bildet Populismus eine diskursive Logik oder eine vielfältig einsetzbare 
„diskursive Ressource“. Für Laclau ist ein Diskurs populistisch, wenn er den po­
litischen Raum in „Volk“ und „Machtblock“ antagonistisch zweiteilt – und zwar 
durch die Artikulation von Forderungen, die von „denen da oben“ nicht erfüllt 
werden. Durch die Anhäufung unerfüllter Forderungen, die als zusammenhän­
gend artikuliert werden, entsteht zwischen „Volk“ und „Macht“ eine Grenze radi­
kaler Exklusion. 

Die Besonderheit rechtspopulistischer Diskurse besteht darin, dass „die da oben“ 
mit „a key collective other“ (Ivan Krastev) wie zum Beispiel ethnischen und reli­
giösen Minderheiten oder Migranten in Verbindung gebracht und dem „wahren 
Volk“ gegenübergestellt werden. Es ist kein Zufall, dass AfD-Spitzenkandidat Al­
exander Gauland den „Parteien, die heute im Bundestag vertreten sind“, vorwarf, 
durch „menschliche Überflutung […] das deutsche Volk allmählich zu ersetzen“. 
Für Laclau allerdings ist „das wahre Volk“ nichts, was exakt und dauerhaft exis­
tieren kann – was sich besonders deutlich am Mythos eines ethnisch reinen 
Volkes zeigt. Denn ein Ganzes lässt sich nur konstruieren, indem ein Teil ausge­
schlossen wird. Auch das ethnisch reine „Volk“ wird als ein Ganzes nur denkbar, 
wenn Eliten, die nach rein ethnischen Kriterien selber zum „Volk“ gehören 
müssten, immer wieder als „Volksverräter“ markiert werden. Gerade aus der 
Unmöglichkeit eines ultimativ fixierbaren Ganzen ergibt sich die Möglichkeit 
jeglicher Politik: Es gibt keinen festen Volkskörper, keinen Monopolanspruch 
der einen Volkskonstruktion auf das Allgemeine – sondern ständige Hegemo­
niekämpfe um (Neu-)Konstruktionen des Allgemeinen.

Wie lässt sich dann der illiberale Populismus analytisch fassen – und wie lässt 
sich sein Verhältnis zur liberalen Demokratie normativ bewerten? Hierfür bie­
tet Chantal Mouffes Theorie der Agonistik einige Anhaltspunkte. Die belgische 
Politiktheoretikerin geht zunächst von einem unauflösbaren Spannungsver­
hältnis zwischen den „liberalen“ und den „demokratischen“ Traditionen aus: 
Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenteilung und individuelle Freiheitsrechte einerseits 
und die Volkssouveränität andererseits würden widerstreitende Begründungs­
logiken bilden, die nicht endgültig versöhnbar seien. Daraus folgt, dass die libe­
rale Demokratie nur durch die ständige Austragung von Konflikten aufrechter­
halten werden kann. Nach Mouffe soll dieser Konflikt zwischen widerstreitenden 
„agonistischen“ Gegnern ausgetragen werden, die permanent um das Verhältnis 
zwischen den beiden Logiken streiten müssen. Wichtig sei dabei aber, dass in 
dieser Konfrontation die Gegner das Bekenntnis zu liberalen und demokrati­
schen Grundwerten („Freiheit und Gleichheit für alle“) teilen. Es geht also nicht 
um die Vernichtung des „Feindes“.

Allerdings sieht Mouffe in der gegenwärtigen „neoliberalen Hegemonie“ eine 
„post-politische“ Verneinung der konflikthaften Dimension von Politik. Es gebe 

Der illiberale Faktor �Eine theoretische 
Annäherung an Populismus in West- und 
Ostmitteleuropa
Seongcheol Kim

Summary: �What is the relationship 
between populism and illiberalism? 
Drawing on Ernesto Laclau’s theory of 
populism and Chantal Mouffe’s theory 
of agonism, the attempt will be made 
to conceptualize illiberal populism as 
one variant of populism that, as a 
mirror image to neo-liberal “post-pol­
itics”, subordinates the liberal logic 
under the democratic one. This is 
shown, using examples from Western 
and East-Central Europe, in terms of a 
particular stance toward basic rights 
and the institutions of liberal democ­
racy.

Zusammenfassung: �Wie ist das Ver­
hältnis zwischen Populismus und Illi­
beralismus? Zurückgreifend auf die 
Populismus-Theorie Ernesto Laclaus 
und die Agonismus-Theorie Chantal 
Mouffes wird versucht, den illiberalen 
Populismus als eine Spielart des Po­
pulismus aufzufassen, die spiegelbild­
lich zur neoliberalen „Post-Politik“ die 
liberale unter die demokratische Lo­
gik unterordnet. Dies wird an aktuel­
len Beispielen aus West- und Ostmit­
teleuropa in Bezug auf eine bestimm­
te Haltung zu Grundrechten und zu 
den Institutionen der liberalen Demo­
kratie aufgezeigt.
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eine Unterordnung der demokratischen unter die liberale Logik mit technokra­
tischen Verweisen auf einen rationalen Konsens hinsichtlich der „richtigen“ 
Wirtschaftspolitik. Damit untergrabe die neoliberale Hegemonie die demokrati­
sche Auseinandersetzung um die Volkssouveränität und könnte im Extremfall 
die Absetzung gewählter Regierungen durch die Troika rechtfertigen.

Auf dem Boden dieser „Post-Politik“ bzw. „Post-Demokratie“ wächst der Rechts­
populismus mit seinen Appellen an die Volkssouveränität und gegen den ver­
meintlichen Parteienkonsens, argumentiert Mouffe. Allerdings bildet er inso­
fern keinen Ausweg aus der „Post-Politik“, als er den agonistischen Kampf 
zwischen als legitim akzeptierten politischen Gegnern ablehnt. Beispielhaft 
hierfür ist etwa Gaulands Denunzierung aller demokratisch gewählten parla­
mentarischen Parteien als Volksfeinde, die auf die Zerstörung des deutschen 
Volkes aus seien. Allgemein lässt sich feststellen, dass rechtspopulistische Dis­
kurse, die das „Volk“ mit einer ethnischen Essenz gleichsetzen und damit etwa 
„Massenzuwanderung“ als existenzielle Bedrohung des Volkes konstruieren, kei­
ne guten Voraussetzungen für eine agonistische Konfrontation mitbringen. Es 
lässt sich ergänzen, dass der Rechtspopulismus die Unterordnung der demokra­
tischen unter die liberale Logik in ihr krudes Gegenteil verkehren will. Die Un­
terordnung liberaler Freiheitsrechte unter die vermeintliche Volkssouveränität 
zeigt sich beispielsweise an Marine Le Pens Forderung nach der Rücknahme des 
Eherechts für LGBT-Personen. Besonders markant ist auch Geert Wilders’ Forde­
rung nach einem Koran- und Moscheenverbot, die dem Grundsatz der Religions­
freiheit diametral entgegensteht. 

Insbesondere in rechtspopulistischen Forderungen nach der Rücknahme müh­
sam erkämpfter Menschen- und Minderheitenrechte zeigt sich, dass es nicht um 
den agonistischen Streit um das Verhältnis liberaler und demokratischer Logi­
ken geht, sondern um die Unterordnung des liberalen unter das demokratische 
Element bis hin zur Verletzung von Grundrechten. In dieser Hinsicht erscheint 
das Prädikat „illiberaler Populismus“ angemessen, der als spiegelbildliches Ge­
genstück zum postdemokratischen Neoliberalismus liberale und demokratische 
Logiken gegeneinander ausspielt, anstatt deren Spannungsverhältnis als pro­
duktives Terrain politischer Auseinandersetzung zu akzeptieren.

Die illiberal-populistischen Diskurse in Westeuropa zeichnen sich durch eine 
illiberale Haltung zu Grundrechten aus. Dagegen weist der illiberale Regierungs­
populismus in einigen ostmitteleuropäischen Ländern eine starke institutionel­
le Dimension auf. Ein populistischer Diskurs lässt sich aus der Regierung heraus 
nur dann aufrechterhalten, wenn er einen Ort der Macht markiert, gegen den 
sich ein „Volk“ konstituieren kann, das sich in seiner Souveränität immer noch 
blockiert sieht. Dieses Muster ist bei Recht und Gerechtigkeit (PiS) in Polen sowie 
bei Fidesz in Ungarn stark ausgeprägt, die zunächst die Altlast des Staatssozia­
lismus als Hindernis für die Realisierung der Volkssouveränität konstruierten. 
In Polen wurden vermeintliche altkommunistische Seilschaften (układ) insbe­
sondere von der ersten PiS-geführten Regierung (2005-2007) als eine Art Staat 
im Staate angeprangert. In Ungarn wurde das Ziel eines „zweiten Übergangs“ 
vom Kommunismus mit dem Verfassungsprojekt von Fidesz verknüpft und zum 
Regierungsprogramm erklärt. Damit verbunden sind in beiden Ländern die Ver­
suche einer umfassenden Aushebelung der Gewaltenteilung, insbesondere des 
Verfassungsgerichts, das Lech Kaczyński bereits 2007 als „willkürliche Über­
macht“ denunzierte.

In Viktor Orbáns Diskurs des „illiberalen Staates“ wird eine markante Weiterent­
wicklung des illiberalen Regierungspopulismus erkennbar. In einer vielbeachte­
ten Rede im Juli 2014 kritisierte Orbán die „liberale Demokratie“ als Staatsform, 
die sich als unfähig zur Verteidigung „nationaler Interessen“ erwiesen habe, und 
erklärte erstmals ausdrücklich: „Der neue Staat, den wir aufbauen, ist ein illibe­
raler Staat.“ An den Beispielen, die er als vorbildlich für die illiberale Politik 
seiner Regierung nannte, wird die antagonistische Grenze deutlich: Die Banken 
sollen mehrheitlich in „ungarischem nationalen Eigentum“ sein und die Beteili­
gung von „Ausländern“ soll eingeschränkt werden; EU-Gelder sollen in Ungarn 
durch ungarische Beamte verwaltet werden und nicht von EU-besoldeten Be­
amten, die nur gegenüber der externen Macht in Brüssel verantwortlich seien; 

Seongcheol Kim �ist Doktorand der Berlin Graduate 
School of Social Sciences (BGSS) an der Hum­
boldt-Universität zu Berlin und wissenschaftlicher 
Mitarbeiter der WZB-Abteilung Demokratie und De­
mokratisierung. [Foto: Martina Sander]
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aus dem Ausland finanzierte NGOs bzw. „politischen Aktivisten, die versuchen, 
ausländische Interessen voranzubringen“, sollen kontrolliert werden.

Damit wird neoliberale Privatisierungspolitik „nationalen Interessen“ entgegen­
gestellt und gleichzeitig mit der „EU“ bzw. „Brüssel“ ein externer Ort der Macht 
markiert, der gleichzeitig (wie Laclau in seiner Theorie betont) auf eine interne 
antagonistische Grenze in der Gesellschaft verweist, wie zum Beispiel die aus­
ländisch finanzierten NGOs und EU-besoldeten Beamten. Dass sich diese Grenze 
radikaler Exklusion quasi beliebig ausdehnen lässt, zeigt sich nicht zuletzt in 
den flüchtlingspolitischen Auseinandersetzungen, wo die Diskurse von PiS, Fi­
desz, aber auch Smer (Slowakei) europäische „Flüchtlingsquoten“ als Bedrohung 
der Nation konstruieren und mit Problemen von „Multikulturalismus“ und „Isla­
misierung“ in Verbindung bringen, die in „Europa“ längst Realität seien.

Damit lässt sich die kritische Gegenwartsdiagnose Chantal Mouffes ergänzen: 
Der illiberale Populismus stellt zusammen mit dem postdemokratischen Neoli­
beralismus eine doppelte Herausforderung für die liberale Demokratie dar. 
„Postdemokratisch“ muss allerdings im engeren Sinne der „Post-Politik“ ver­
standen werden, die Mouffe mit der Aushöhlung der „demokratischen Tradition“ 
der Auseinandersetzung um die Volkssouveränität in Verbindung bringt, ohne 
dabei die liberalen Fortschritte im Bereich von Menschen- und Minderheiten­
rechten der letzten Jahrzehnte in Frage zu stellen. Es ist gerade für illiberal-po­
pulistische Diskurse kennzeichnend, dass diese im Namen ihrer Volkssouveräni­
tät zahlreiche solcher Fortschritte rückgängig machen wollen. Eine solche 
Haltung ist wiederum von der Logik des Populismus an sich zu trennen: Ob 
Minderheitenrechte als das Anliegen eines Volkssubjekts oder einer Minderheit 
„da oben“ artikuliert werden, lässt sich keineswegs von vornherein bestimmen.

Aus den genannten theoretischen Ansätzen folgt, dass „oben“ und „unten“ nicht 
etwa sozialstrukturell ableitbar sind. Vielmehr geht es um diskursive Konstruk­
tionen, die sich unterschiedlich einsetzen lassen. Die Schlüsselfrage ist also, wie 
solche Kategorien politisch konstruiert werden und wen diese politisch anspre­
chen. Beispielsweise werden Le Pen-Wähler mit vergleichsweise niedrigem Bil­
dungsgrad und prekär beschäftigte Mélenchon-Wähler mit Studienabschluss 
von unterschiedlichen populistischen Diskursen mobilisiert, die das von der 
Macht ausgeschlossene „Volk“ höchst unterschiedlich interpretieren. Dass nicht 
alle Populismen illiberal sind, zeigt gerade das Beispiel Mélenchons: Dieser setzt 
in seinem linkspopulistischen Diskurs „das Volk“ nicht nur der Macht „des Gel­
des“ entgegen, sondern auch „der präsidentiellen Monarchie“, und fordert einen 
partizipatorischen Verfassungskonvent der Bürger, der den Übergang in eine 
parlamentarische Republik einleiten soll. Wie die Effekte für die liberale Demo­
kratie einzuschätzen sind, kommt also letztlich nicht auf den Populismus an – 
sondern auf den Illiberalismus.
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Der Begriff der „Grenzen des Wachstums“ ist seit dem gleichnamigen Buch von 
1972 aus der öffentlichen Diskussion nicht wegzudenken. Nachhaltigkeitskon­
zepte sind eine Reaktion auf diese und andere Grenzen, auf das Ende einstiger 
Selbstverständlichkeiten. Die Vereinten Nationen etwa haben sich im Jahr 2015 
mit den Nachhaltigkeitsentwicklungszielen einen „Weltzukunftsvertrag“ (so die 
Diktion der Bundesregierung) mit 17 Ober- und 169 Unterzielen gegeben, der 
ökonomischen, ökologischen und menschlichen Grenzen Rechnung tragen soll. 
Doch auch von anderen Grenzen ist in jüngerer Zeit vermehrt die Rede; nicht 
globaler Natur und zum Wohle einer angeblichen Weltgemeinschaft, sondern 
konkret-national gedacht: Nationalismen und Populismen haben einmal mehr 
Konjunktur.

Nachhaltigkeit und Populismus – beide Phänomene scheinen auf den ersten 
Blick wenig gemeinsam zu haben. Ihre Plausibilität und Verbreitung können 
aber als Folgen einer Grundsituation gelesen werden: Tradierte Deutungs- und 
Handlungsmuster werden mit einer alle Grenzvorstellungen radikal relativie­
renden Weltgesellschaft konfrontiert. Diese Gesellschaft ist durch Komplexität 
gekennzeichnet, also die Gleichzeitigkeit unterschiedlichster, sich häufig wider­
sprechender, in sich geschlossener Weltbilder und ihrer Handlungslogiken. Alte 
Gestaltungs- und Vergemeinschaftungsideale stehen somit in Frage und mit ih­
nen viele vormalige Gewissheiten wie Lebensstandard, Sicherheit, Identität.

Bei allen Nachhaltigkeitskonzepten werden Grenzen betont: Grenzen der Res­
sourcen, der menschlichen Belastbarkeit und vieler anderer Faktoren. Begrenzt­
heit braucht Mitte und Maß, so das Mantra des globalen Nachhaltigkeitsdiskurses. 
Es zieht aus ideengeschichtlichen Bezügen mindestens bis Aristoteles seine 
Plausibilität. Die Präambel der UN-Nachhaltigkeitsentwicklungsziele formuliert, 
dass jeder ökonomische, soziale und technische Fortschritt mit der Natur har­
monieren muss. Harmonie aber erfordert ein eingegrenztes Gleichgewicht. 
Noch die radikalsten Nachhaltigkeitskonzepte – etwa die Umkehrung von 
Wachstum, also degrowth – setzen voraus, dass Komplexität gemeinwohlorien­
tiert hin zu einem stimmigen Ganzen aufgelöst werden soll. Selbst Nachhaltig­
keitskritik wird meist im Horizont dieser Prämisse entfaltet.

Ähnlich funktionieren neuere Populismen. 2015 erregte eine Studie Aufsehen, 
die zeigte, dass bei weißen US-Amerikanern zwischen 45 und 54 Jahren die 
durchschnittliche Lebenserwartung ab- und Krankheitsfälle zugenommen ha­
ben – ein einmaliger Trend in reichen Industrieländern. Als Ursache machen 
Anne Case und Angus Deaton  die Angst vor sozialem Abstieg und deren sozial­
strukturelle Folgen – zum Beispiel Medikamenten- und Drogenmissbrauch – 
aus. Für den Wahlerfolg Donald Trumps spielten nach Meinung vieler Beobachter 
solche Ängste eine entscheidende Rolle. Eine europäische Vergleichsstudie 
sprach jüngst eine ähnliche Sprache: Ängste vor den Folgen der Globalisierung, 
konkret vor allem vor Migration und einer Entfremdung im eigenen Land, sowie 
wirtschaftliche Sorgen seien die stärksten Antriebe für die Wahl populistischer 
Parteien linker und mehr noch rechter Couleur. Bei aller Vorsicht vor einer ver­
meintlichen Eindeutigkeit von Zahlen zeigen beide Studien: Unübersichtliche 
gesellschaftliche Entwicklungen destabilisieren Lebensentwürfe und rufen 
Ängste vor sozialem Abstieg hervor, besonders bei der unteren Mittelschicht. 
Entscheidend sind dabei weniger letztlich nicht prüfbare tatsächliche Gefühls­

Begrenzte Weltbilder� Politische Theorie 
muss gegen Vereinfachungstendenzen 
für Komplexität werben
Roland A. Römhildt

Summary: �The quest for orientation 
and the resort to static ideas about 
limitations are wide-spread reactions 
to modern society’s complexity. A 
mindset that is identified to be popu­
list focusses on national boundaries, 
sustainability concepts aim at global 
limits to growth. It is the task of Poli­
tical Theory to question such simplifi­
cations, to heighten a sense for com­
plexity and to thus foster a different 
view on the potentials of democratic 
politics.

Kurz gefasst:� Orientierungssuche und 
die Zuflucht in statischen Grenzvor­
stellungen sind verbreitete Reaktio­
nen auf die Komplexität der moder­
nen Gesellschaft. Bei einem als 
populistisch gekennzeichneten Den­
ken geht es meist um nationale Gren­
zen, bei Nachhaltigkeitskonzepten um 
globale Wachstumsgrenzen. Politische 
Theorie hat die Aufgabe, solche Ver­
einfachungen zu hinterfragen, den 
Sinn für Komplexität zu schärfen und 
damit eine andere Sicht auf die Po­
tenziale demokratischer Politik zu be­
fördern.
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lagen, sondern die kommunizierte und damit sozial anschlussfähige Chiffre der 
Angst. Sie fungiert als wesentliche Basis populistischer Formeln nationalge­
meinschaftlicher Renaissance. Der Bezug auf das Wahlvolk (populus) und seine 
Belange ist für demokratische Politik Gebot, auch wenn er oft floskelhaft wirkt. 
Populismus reduziert dies jedoch auf Politik mit und durch Angst und tritt ihr 
nicht inhaltlich entgegen. Indem er diffuse Ängste und Überforderungen auf das 
Außen einer begrenzt gedachten Gemeinschaft leitet, überdeckt er die Brüchig­
keit eigener Identität, die Verwobenheit vermeintlich eigener Größe mit äuße­
ren Faktoren und historischen Zufällen.

Der Vergleich zeigt, dass die Attraktivität von Nachhaltigkeitskonzepten wie von 
populistischen Argumentationen offensichtlich in ihren radikal schematisie­
renden Komplexitätsverkürzungen liegt. Gegen scheinbare Beliebigkeit spiegeln 
sie Begrenz- und Kontrollierbarkeit vor. Sie bieten klare Orientierung. Vorstel­
lungen von klar geordneter, überschaubarer Sozialität werden also nicht ein­
fach unzeitgemäß, wenn die Verhältnisse komplexer werden – im Gegenteil. Der 
Philosoph Carlo Strenger beklagte kürzlich in einem Essay, Glück werde zuneh­
mend als selbstverständliches Recht begriffen und nicht als abenteuerliches 
Ringen um Freiheit. Nüchterner formuliert: Nach wie vor dominiert die Denk­
weise, Menschen könnten mit dem richtigen Wissen und Willen gerüstet ambi­
valente oder bedrohlich wirkende Entwicklungen gemeinschaftlich immer zu 
ihrem Vorteil gestalten. Seien es ökologische Schäden durch menschliche Akti­
vität, die Verhinderung extremistischer Gewalt, der Abbau sicherer Arbeitsplät­
ze oder die Herausforderungen globaler Migrationsströme: Komplexität ist von 
dieser Warte aus eine Unannehmlichkeit, die sich, zumindest prinzipiell, behe­
ben lässt. Implizit schwingt dabei die tradierte Idee mit, dass das gute Leben – 
prosaischer: das Gemeinwohl – einzulösende Pflicht einer Gemeinschaft sei. Was 
aber, wenn dies nicht gleichbleibend und garantiert umsetzbar ist? In Ermange­
lung überzeitlicher Wahrheiten einer schlechthinnigen Vernunft muss Gemein­
wohl eine offene Kategorie bleiben. Nachhaltigkeitskonzepte und Populismen 
verkörpern ein dieser Erkenntnis entgegengesetztes Weltbild. Es suggeriert 
selbst Wandel als kontrollier- und auf einen stabilen Status quo fixierbar. Giu­
seppe Tomasi di Lampedusa hat dieses Denkmuster bereits vor 60 Jahren im 
Motto der Protagonisten seines Romans „Der Leopard“ zusammengefasst: „Wenn 
wir wollen, dass alles bleibt, wie es ist, dann ist es nötig, dass alles sich verän­
dert.“ Selbstverständlich setzt die Bildung von Sozialsystemen und alltäglichen 
Orientierungsmustern eine gewisse Stabilität trotz kontinuierlichen Wandels 
voraus. Diese kann heute jedoch nicht dauerhaft-statisch und eindimensional 
gedacht werden. Vielmehr muss von einer dynamisch-evolutiven Grundsituati­
on ausgegangen werden, in der Bestandsgarantien oder garantiert stimmige Er­
gebnisse höchstens die Ausnahme bilden.

Gerade dieser Mangel an Kontinuität und Konsistenz ist offensichtlich und zu­
gleich ernüchternd. Wenn er weder mit ideologischen Verkürzungen à la Neoli­
beralismus oder Multikulti belegt noch bloß resignativ aufgenommen werden 
soll, bleibt zu erkunden, inwiefern Begrenzung in gesellschaftlichen Prozessen 
erfolgt und Orientierung möglich ist. Dass die genannten Begrenzungsbestre­
bungen weitgehend an die Politik dirigiert werden, wirft gewichtige Fragen zur 
Problemlösungskapazität demokratischer Politik auf. Politische Theorie ist folg­
lich besonders herausgefordert, Einordnungshilfen in der Unübersichtlichkeit 
anzubieten. Doch auch für sie gilt die Unmöglichkeit einheitlicher Lösungen. Sie 
muss demgemäß die vielfachen Grenzkomplexe in ihrer Ambivalenz herausar­
beiten. Beispielsweise kann sie vor zu eindeutigen Erwartungen an Politik war­
nen: Seit ihrer Entstehung bei den Griechen bedeutet demokratische Politik, 
also nicht bloß machtbasierte Herrschaft, das Management von Nichtwissen. Sie 
kennt keine letzte Gewissheit, beseitigt Komplexität nicht, sondern reduziert sie 
temporär. Demokratische Entscheidungen sind vorläufig, das heißt zukunftsof­
fen. Sie können daher nie letztgültig das Gemeinwohl für alle festsetzen oder 
gar garantieren. Statische Grenz- und Wahrheitskonzepte vertragen sich nicht 
mit dieser Offenheit, in der nur die Alternativität aller Denkmuster wirklich al­
ternativlos ist. Eine heroische Auffassung von Politik, die aufs große Ganze zielt, 
ist zudem nicht nur inkompatibel mit der Demokratie. Sie zerbricht auch an den 
multiplen Vernünften der Moderne. Dieser Plural impliziert weder Prinzipienlo­
sigkeit noch Beliebigkeit. Er bildet vielmehr die heutige Vielzahl von Denk- und 
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Handlungslogiken ab, in denen eine Absicht nicht per se richtig ist. Die Heraus­
forderung ist deshalb, Komplexität nicht einfach als Bedrohung zu verstehen, 
sondern als ambivalente Kraft, als Bedingung der Strukturvielfalt und Freihei­
ten moderner Gesellschaft, die erst noch richtig zu entdecken und zu nutzen 
wäre. Hierfür bedarf es neuer Beschreibungsansätze.

Ralf Dahrendorf formulierte treffend: „Mit Komplexität leben zu lernen – das ist 
vielleicht die größte Aufgabe demokratischer politischer Bildung.“ Wissenschaft 
ist nicht gleich Bildung, trägt aber dazu bei, auf den ersten Blick gefällige ver­
meintliche Gewissheiten infrage zu stellen, indem sie einen hinterfragenden 
zweiten Blick wirft. Als „Verunsicherungswissenschaft“ (Holger Zapf) kann Poli­
tische Theorie insofern auf die Begrenztheit jeder (politischen) Grenzvorstel­
lung hinweisen, ob global, national, theoretisch oder empirisch. Sie sollte darauf 
bestehen, dass mehr und nicht weniger differenziert werden muss, bevor dann, 
im Bewusstsein der Revidierbarkeit, entschieden und gehandelt wird. Die Quali­
tät von Handlung ist an den Konsequenzen für Strukturen und nicht an der 
Motivation messbar: Eröffnen sich neue Anschlussoptionen? Ermöglichen die 
Strukturen, dass weiter demokratisch entschieden und von der Autonomie Ein­
zelner ausgegangen werden kann? So nachvollziehbar es daher ist, eindeutige 
politische Gesten und Taten des Kümmerns zu fordern, so sehr verkürzt es. Denn 
dabei wird vorschnell von der Illusion ausgegangen, die Welt müsse doch, wenn 
man nur lange genug hinschaue und an den richtigen Schrauben drehe, einer 
letzten, für alle ersichtlichen Vernunft gehorchen.

Eine unheroische Absage an eindeutig ein- und begrenzende Politik und Patent­
lösungen ist nicht gefällig, aber gerade das ist ihr Potenzial: Die nüchtern-ehrli­
che Abkehr von Reduktionismen kann ein besseres Verständnis und größere 
Ehrlichkeit in Bezug auf Pluralität in Zeiten der globalen Moderne bedeuten. Es 
wäre nämlich fatal, sich angesichts der Dämpfer, die Populismen hier und da 
derzeit erleiden mögen, in Sicherheit zu wiegen und zu glauben, alte Vernunft in 
neuem Gewand sei die Lösung. Gleiches gilt für Nachhaltigkeit. Veröffentlichun­
gen wie der lazy person’s guide to saving the world der UN gaukeln scheinbar 
einfache Rezepte nach dem Muster tradiert eindimensionaler Lösungen vor: Es 
müssen nur alle mitmachen, dann wird alles gut. Beide Male werden nur Symp­
tome angegangen, die bedenkliche Potenziale bleiben.

Stattdessen ist bei der Reaktion auf ökologische Krisen, Klimawandel, Artens­
terben, Wohlstandsverlust oder -gefälle, Migration, Terror und in unzähligen 
weiteren Fällen mit der Komplexität – also auch Widersprüchlichkeit – von Ge­
sellschaft zu rechnen. Ein kollektives Zusammenraufen in festgesteckten Gren­
zen auszurufen, schiebt Ernüchterung oder gar Enttäuschung und Wut nur auf.

Deshalb ist die Arbeit an Übersetzungen zwischen multiplen Vernünften und 
Weltbildern dringend nötig, auch wenn solche Übersetzungen sicher nie eins zu 
eins möglich sind. Demokratietheorie, die Komplexität ernst nimmt, muss ent­
sprechende Konzepte zu erkunden beginnen, statt normativ zu pauschalisieren. 
Die große Herausforderung ist, solch komplexe Überlegungen zu Komplexität 
möglichst attraktiv, zumindest aber plausibel und breit anschlussfähig zu ma­
chen. Doch bevor die Sozialwissenschaften und auch andere Wissenschaftsge­
biete Alltagstaugliches hierzu beitragen können, müsste wohl vielfach auch in 
ihnen zunächst ein Umdenken einsetzen.

Roland A. Römhildt �ist wissenschaftlicher Mitarbei­
ter am Center for Global Constitutionalism. Er pro­
moviert in Politischer Theorie am Geschwister-
Scholl-Institut München zu einer Untersuchung der 
Anschlussfähigkeit von Nachhaltigkeitsfiguren in der 
Politik und wird von der Hanns-Seidel-Stiftung aus 
Mitteln des Bundes gefördert. [Foto: Martina Sander]

roland.roemhildt@wzb.eu
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Zwei Schichten, zwei Nationalitäten� Wie 
„Double Shift“ Flüchtlingskindern in Jor­
danien eine Schulbildung ermöglicht
Kerstin Schneider

12 Uhr – Schichtwechsel an der Schule Al-Arqam in der jordanischen Indus­
triestadt Sahab. Laut und fröhlich rennt eine große Gruppe von Schülerinnen 
und Schülern aus der Schule, während andere Kinder durch die Tore hineinströ­
men und sich im Hof aufstellen. Die Vormittagskinder sind jordanisch, nachmit­
tags werden die syrischen Kinder unterrichtet: „Double Shift“, Doppelschicht, 
heißt das Prinzip, das in Jordanien schon seit 1960 existiert und dabei hilft, 
überfüllte Klassenräume öffentlicher Schulen zu entlasten. 

Heute, mit mehr als 400.000 zusätzlichen Kindern, die seit Kriegsausbruch aus 
Syrien ins Land gekommen sind, gilt es als effektive Notmaßnahme, um auch 
vielen dieser Kinder Bildung zu ermöglichen und sie in die Gesellschaft zu inte­
grieren: Die Gestalterinnen Paula Ellguth und Marjam Fels haben in dem Projekt 
„Double Shift“ untersucht, wie es dem kleinen Land gelingt, zusätzlich zu den 
eigenen so viele Flüchtlingskinder zu unterrichten. Ihre Webseite double-shift.
org dokumentiert in visueller Vielfalt die Situation des jordanischen Schulsys­
tems in Zeiten des Syrienkonfliktes. 

In der Mittagszeit findet der „Schichtwechsel“ an der Al-Arqam Schule in Sahab statt. Für die jordanischen Kinder ist der Schultag zu Ende, 
für die syrischen Kinder beginnt er mit einem Begrüßungsritual. [Foto: Paula Ellguth und Marjam Fels]

Aus der aktuellen Forschung
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Zweimal waren die Gestalterinnen mit dem Team für mehrere Wochen in Jor­
danien. Ziel war es, herauszufinden, welche Hürden mit dem Modell zu überwin­
den sind und wie die Lehrerinnen und Lehrer, aber auch die Eltern und die 
Kinder selbst zu dem Unterricht in Doppelschichten stehen – derzeit gibt es 100 
Double-Shift-Schulen im Land. Das Team besuchte Schulen, sprach mit Schullei­
terinnen, Vertretern von NGOs und Ministerien und interviewten Eltern. Mit 
Hilfe von Fragebögen erhoben Paula Ellguth und Marjam Fels die Schulsituation  
und befragten in Workshops die Schülerinnen und Schüler nach ihren Tagesab­
läufen und Wünschen.  

Deutlich wurde: Es bleibt eine Herausforderung für Jordanien, alle syrischen 
Flüchtlingskinder in das öffentliche Schulsystem zu integrieren. „Es fehlen Ka­
pazitäten, angefangen von Ressourcen wie Wasser über Gebäude und Räume bis 
hin zu Schulmöbeln und Materialien. Hier setzt das Doppelschichtsystem an, das 
ein effektiver Lösungsansatz ist, um den Kindern möglichst schnell Bildung zu 
ermöglichen“, berichtet Paula Ellguth. Aber es gibt auch kritische Stimmen, un­
ter anderem weil jordanische und syrische Kinder getrennt unterrichtet wer­
den. Doch auch dafür hat Jordanien eine Lösung: „Initiativen wie der Verein 
Madrasati engagieren sich für das Miteinander von Menschen aus Syrien und 
Jordanien an den öffentlichen Schulen, indem sie Projekte wie das Remedial 
Centre anbieten. Hier lernen jeden Samstag syrische und jordanische Schüle­
rinnen gemeinsam – es ist ein Ort der Begegnung“, erzählt Marjam Fels.

„Double Shift“ entstand im Rahmen des Visual Society Programs von WZB und 
Universität der Künste, als Masterprojekt betreut von David Skopec (UdK), in der 
Forschungsabteilung Ökonomik des Wandels. Die beiden Gestalterinnen arbeite­
ten eng mit Steffen Huck, dem Leiter der WZB-Abteilung, Philipp Albert, wissen­
schaftlicher Mitarbeiter, und Heike Harmgart, Europäische Bank für Wiederauf­
bau und Entwicklung in Amman, zusammen. 

Ein Fotoprojekt fängt die persönlichen Wünsche 
von 85 jordanischen und syrischen Schulkindern 
ein. Viele wollen später einen Beruf mit hohem 
Ansehen ergreifen.

V.l.n.r., obere Reihe: Anaam (Jordanien), 4. Klasse: 
Anwältin // Anas (Jordanien), 4. Klasse: Schiffsin-
genieur // Omayma (Syrien), 7. Klasse: Ärztin // 
Raghad (Jordanien), 6. Klasse: Englischlehrerin

untere Reihe: Tasneem (Jordanien), 4. Klasse: 
Schwimmerin // Somaya (Syrien), 7. Klasse: Zu-
rück nach Syrien // Taghreed (Jordanien),  
4. Klasse: Professorin // Hayder (Syrien), 4. Klas-
se: Apotheker [Fotos: Paula Ellguth und Marjam Fels]
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Savoir-vivre in ungewissen 
Zeiten
Julian Naujoks

Deutsch-französische Konferenz „Savoir-viv-
re! New Challenges for Work and Family Life 
in Germany and France“ (Jahreskonferenz des 
Forschungsnetzwerks „Changing Societies – 
Neue Evaluations- und Beurteilungsrahmen 
zentraler gesellschaftlicher Veränderungen“) 
am 21. und 22. März 2017 im WZB, organisiert 
von Lisa Crinon (WZB) in Zusammenarbeit mit 
der Fondation Maison des Sciences de 
l’Homme, Paris

Was sind die grundlegenden sozialen, politi­
schen, wirtschaftlichen und ökologischen Ver­
änderungen unserer Zeit? Und wie lässt sich 
wissenschaftlich darauf reagieren? Diesen Fra­
gen widmet sich seit 2016 das vom Bundesmi­
nisterium für Bildung und Forschung finan­
zierte Programm „Changing Societies – Neue 
Evaluations- und Beurteilungsrahmen zentra­
ler gesellschaftlicher Veränderungen“, das vom 
WZB in Kooperation mit der Fondation Maison 
des Sciences de l‘Homme koordiniert wird. Ein 
Anliegen des Projekts ist es zugleich, den Dia­
log von Wissenschaftler/-innen aus Deutsch­
land und Frankreich zu fördern. Am 21. und 22. 

März 2017 fand im WZB die Jahreskonferenz 
mit über 30 Teilnehmer/-innen aus beiden 
Ländern statt. Drei große gesellschaftliche He­
rausforderungen standen im Mittelpunkt.

Das erste Panel befasste sich mit dem Ver­
gleich der gegenwärtigen Arbeitsmarktsituati­
on beider Länder. Häufig wird angeführt, die 
deutschen Hartz-IV-Reformen von 2002 hät­
ten einen Vorbildcharakter für den französi­
schen Arbeitsmarkt. René Lehweß-Litzmann 
vom Soziologischen Forschungsinstitut (SOFI) 
in Göttingen betonte dagegen die Unterschie­
de: So ist es in Deutschland durch die Refor­
men zu einem höheren Gesamtanteil der Nied­
riglohnbeschäftigung gekommen – deutlich 
höher als in Frankreich. Dieser Ambivalenz 
von hohen Beschäftigungszahlen in Deutsch­
land bei gleichzeitig zunehmender Prekarität 
oder gar Armut gingen weitere Beiträge nach: 
Martin Ehlert (WZB) beschäftigte sich mit dem 
Rückgang der (wohlfahrts-)staatlichen Unter­
stützung bei Arbeitslosigkeit in Deutschland 
zwischen 1984 und 2011. Auf der Mikroebene 
analysierte er die individuell-finanziellen Aus­
wirkungen eines Arbeitsplatzverlusts in 
Deutschland. Ihm zufolge bedeutet dies vor al­
lem für niedrigqualifizierte Arbeitnehmer/-in­
nen häufig einen Eintritt in dauerhafte Armut 
– ein Umstand, der durch die Hartz-IV-Refor­
men noch verstärkt worden sei.

Konferenzbericht

Wie Gott in Frankreich … Auch Klischees vom jeweils anderen kommen auf den Tisch, wenn das deutsch-französische Netzwerk soziale, 
wirtschaftliche und politische Herausforderungen diskutiert.
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Die Beiträge zur Kinderbetreuung durch Tages­
mütter sowie zu Altenpflege und Haushaltshil­
fe zeigten im zweiten Panel auf, was die ver­
schiedensten Formen der gesellschaftlichen 
Fürsorge-Arbeit in Frankreich und Deutsch­
land eint: Die Arbeit ist meist unsicher, schlecht 
vergütet und häufig informell organisiert. Hin­
zu kommen signifikant ungleiche Geschlech­
terverhältnisse, da die Arbeit in der Regel von 
Frauen ausgeführt wird, die oft außerdem ei­
nen Migrationshintergrund haben. Einigkeit 
herrschte auf dem Panel darüber, dass es an 
einer grundsätzlichen sozialen, staatlichen und 
finanziellen Anerkennung der Pflege-Arbeit 
mangelt. Als ein möglicher Lösungsansatz 
wurde ein mehrstufiges Qualifizierungssys­
tem von Pflegeberufen und -abschlüssen gese­
hen, das zu einer Professionalisierung der 
Branche führen könne. Ein positives Beispiel 
konnten hingegen die Teilnehmer/-innen aus 
Frankreich berichten: Dort gibt es schon lange 
eine etablierte Infrastruktur der umfangrei­
chen Kinderbetreuung. Bedeutsam sei dabei, so 
Annie Dussuet (Universität Nantes), dass der 
staatliche Auftrag dieser (vor-)schulischen 
Einrichtungen nicht nur in der Betreuung, 
sondern zugleich in der frühkindlichen Bil­
dung liege.

Der Zusammenhang von Arbeit, Migration und 
Diskriminierung wurde im dritten Panel dis­
kutiert: Ulrike Schuerkens (Universität Rennes) 
stieß in ihrer qualitativen Studie zu den Chan­
cen von Einwander/-innen aus Afrika auf dem 
französischen Arbeitsmarkt auf starke Segre­

gationsprozesse. Sie erkennt eine Ethnisierung 
der Berufsperspektiven: Durch die Vermittlung 
von Arbeit innerhalb von ethnischen Netzwer­
ken bleibe dieser Bevölkerungsgruppe häufig 
nur die Annahme von Jobs im Niedriglohnsek­
tor, wie zum Beispiel im Dienstleistungs- und 
Baugewerbe. Ähnlich verwies Janina Söhn 
(SOFI Göttingen) auf sozioökonomische Diskon­
tinuitäten im Lebensverlauf von Menschen, die 
nach Deutschland einwandern. Sie stellte her­
aus, dass Migrant/-innen einem deutlich höhe­
ren Arbeitslosigkeitsrisiko als Deutsche ausge­
setzt seien, auch wenn sie über das gleiche 
Bildungsniveau verfügen. 

Wie brisant und zugleich notwendig der 
deutsch-französische akademische Dialog ist, 
zeigt sich darin, dass die theoretischen Diskus­
sionen immer wieder von der politischen Rea­
lität eingeholt werden. Auf den Ausgang der 
Wahlen in Frankreich wie in Deutschland blickt 
ganz Europa mit Spannung. In dieser Situation 
der politischen und sozialen Ungewissheit und 
der einengenden Re-Nationalisierung ist die 
Suche nach Best-Practice-Beispielen der wis­
senschaftlichen Selbstverortung gewiss kein 
leichtes Unterfangen. Es bleibt die Freude an 
der Lebendigkeit des konstruktiven Austauschs 
– und die Erkenntnis: Die Perspektiven von 
beiden Seiten des Rheins auf die Probleme un­
serer Zeit können den analytischen Blick als 
Ganzes nur schärfen. Sollte es in der Wissen­
schaft selbst ein „Savoir-vivre“ geben, so ist 
dieses grenzüberschreitend und interdiszipli­
när.

In eigener Sache

Sie blättern nicht als Erstes zum Impressum, 
wenn Sie ein neues Heft der WZB-Mitteilungen 
in Händen halten? Das freut uns, spricht es 
doch dafür, dass viel Lesenswertes an anderer 
Stelle steht. Diesmal allerdings ist eine echte 
Nachricht im Impressum versteckt, die wir 
sehr gerne hier sichtbar machen.

Zum April hat Harald Wilkoszewski die Leitung 
des Referats Information und Kommunikation 
im WZB übernommen, und mit dieser Funktion 
auch die Chefredaktion der WZB-Mitteilungen. 
Der Politikwissenschaftler und Demograf, pro-
moviert an der London School of Economics 
and Political Science (LSE), hat zuvor das Brüs-
seler Büro von Population Europe geleitet, ei-
nes europäischen Forschungsverbunds der 
Max-Planck-Gesellschaft. Weitere Stationen 
seines beruflichen Weges waren die Bildungs-
direktion der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) in 
Paris, die Stiftung Neue Verantwortung in Ber-
lin sowie das Max-Planck-Institut für demo-
grafische Forschung in Rostock.

Sein Vorgänger Paul Stoop bleibt dem Blatt 
erhalten. Nach zwölf Jahren in der Leitung 
der Kommunikationsarbeit des WZB, nach 46 
Ausgaben der WZB-Mitteilungen unter seiner 
Ägide gibt er die Verantwortung weiter, steigt 
aber nicht ganz aus: Der promovierte Histo-
riker und gelernte Journalist stellt dem Team 
sein Sprachgefühl, sein Wissen und seinen Witz 
weiterhin als Redakteur und Lektor zur Verfü-
gung. Tausend Dank, Paul Stoop! Und herzlich 
willkommen, Harald Wilkoszewski!

Paul Stoop und sein Nachfolger Harald Wilkoszewski
[Foto: Martina Sander]
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Itai Ashlagi Ph.D., Assistant 
Professor am Department for 
Management Science & Engi­
neering der Stanford Univer­
sity (Kalifornien, USA), ist im 
Juni und Juli Gast der Abtei­
lung Verhalten auf Märkten 
am WZB. In seiner Forschung 
beschäftigt er sich vor allem 
mit den Themen Spieltheorie 
und Design sowie der Analyse 
von Matching Markets.

Matej Avbelj Ph.D., von Mai bis 
Juli Gastwissenschaftler des 
Center for Global Constitutio­
nalism, ist Associate Professor 
of European Law an der Gra­
duate School of Government 
and European Studies (Kranj, 
Slowenien) und Dozent an der 
European Faculty of Law und 
der Faculty of Business Stu­
dies (beide in Ljubljana, Slo­
wenien). Er ist spezialisiert 
auf die Bereiche EU-Recht, 
Verfassungsrecht und Rechts­
theorie. 

Iwan Barankay Ph.D., Associate 
Professor of Business Econo­
mics and Public Policy an der 
Wharton School der Universi­
ty of Pennsylvania (USA), wird 
im Juli 2017 Gast der Abtei­
lung Ökonomik des Wandels 
am WZB sein. Er forscht vor 
allem im Bereich Verhalten­
sökonomie und Personalma­
nagement und untersucht 
Anreizsysteme mithilfe von 
Feldexperimenten.

Sujit Choudhry, von Mai bis Juli 
zu Gast am Center for Glob- 
al Constitutionalism, ist I. Mi­
chael Heyman Professor of 
Law an der UC Berkeley School 
of Law (USA). Er ist Experte in 
Vergleichendem Verfassungs­
recht. Zuvor war er Cecelia 

beschäftigt sich die Verhal­
tensökonomin vor allem ex­
perimentell mit Fragen der 
Entstehung sozialer Normen, 
deren Einhaltung und Über­
tragung sowie mit ihrem Fort­
bestehen. 

Raffaele Marchetti, Professor 
an der Libera Università In­
ternazionale degli Studi So­
ciali Guido Carli in Rom, ist 
im Juni 2017 Gast der WZB-
FU-Nachwuchsgruppe Gover­
nance for Global Health. Sein 
Aufenthalt ist Teil eines bila­
teralen Austauschs mit Anna 
Holzscheiter. Er forscht unter 
anderem zu dem Thema Glo­
bal Civil Society.

Álvaro Morcillo Laiz wird im 
Juli 2017 sein Marie-Curie-
Fellowship im Rahmen des 
Programms Horizon 2020 der 
Europäischen Kommission am 
WZB antreten. Angesiedelt in 
der Abteilung Global Gover­
nance wird er zu dem Thema 
„Philanthropic Rule“ forschen. 

Nara Oliveira Salles, Ph.D.-
Kandidatin in Political Science 
am Institute of Social and Poli­
tical Studies, State University 
of Rio de Janeiro, Brasilien, ist 
in den Monaten Juli und Au­
gust 2017 Gast der Abteilung 
Demokratie und Demokrati­
sierung. Sie arbeitet zusam­
men mit Thamy Pogrebinschi 
über „Electoral Competition 
in Brazil: Parties and Govern­
ment Programs in Municipal 
Elections“.

Mariana Velasco Rivera, Dokto­
randin an der Yale Law School, 
ist seit März bis Ende Au- 
gust 2017 Gastwissenschaftle­
rin des Center for Global Con­
stitutionalism. Sie beschäftigt 
sich mit dem Thema „Verglei­
chendes Verfassungsrecht in 
Mexiko“. 

Wolfgang Wagner, Vrije Uni­
versiteit Amsterdam, De­
partment of Political Science, 
wird von Anfang Juli bis Mitte 
August als Gastwissenschaft­
ler in der Abteilung Global 
Governance am WZB sein. Er 
beschäftigt sich unter ande­

Personen Goetz Professor of Law an der 
New York University School 
of Law, am Scholl Chair der 
Juristischen Fakultät der Uni­
versität von Toronto (Kanada) 
und Empfänger des Trudeau 
Fellowship. 

Hugo Ferpozzi vom Center for 
Science, Technology and Soci­
ety, Buenos Aires, Argentinien, 
ist von Juni bis September 
2017 als WZB-ISSC-Fellow am 
WZB. Angebunden an die Nach­
wuchsgruppe Global Humani­
tarian Medicine wird er an 
dem Thema „Neglected Tropical 
Diseases and Their Emergence 
as Public Health Concerns in 
Europe“ arbeiten. 

Marco Fey, wissenschaftlicher 
Mitarbeiter an der Hessischen 
Stiftung für Friedens- und 
Konfliktforschung, wird im Juli 
und August 2017 zu Gast in der 
Abteilung Global Governance 
sein und an seiner Disserta­
tion „US Missile Defense and 
Ideational Change“ arbeiten. 

Conrado Hübner Mendes, Sti­
pendiat der Alexander von 
Humboldt-Stiftung, ist Assis­
tant Professor am Department 
of Public Law der Juristischen 
Fakultät der Universität São 
Paulo, Brasilien. Er forscht im 
Juni und Juli 2017 am Center 
for Global Constitutionalism.

Professor Thomas Koelble von 
der University of Cape Town, 
Südafrika, wird im Juli und 
August als Gastwissenschaft­
ler in der Abteilung Demokra­
tie und Demokratisierung am 
WZB sein. Er beschäftigt sich 
mit den Themen „Violence 
and Crime: Is South Africa a 
Violent Democracy?“, „The Le­
gitimation Crisis of Democra­
cy and the Populist Revolt in 
South Africa“ sowie „Corrupti­
on and Legitimacy of Democ­
racy“.

Erin Krupka Ph.D., Assistant 
Professor an der School of 
Information an der Universi­
ty of Michigan (USA), wird im 
Mai 2017 Gast der Abteilung 
Verhalten auf Märkten am 
WZB sein. In ihrer Forschung 

rem mit dem Thema: „Politi­
sierung der Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik und die 
Rolle politischer Parteien bei 
Entscheidungen zu Militär­
missionen“.

Berufungen

Matthias Pollmann-Schult, lang­
jähriger Heisenberg-Stipendiat 
und Gastwissenschaftler in 
der Projektgruppe der Präsi­
dentin, hat zum 1. April 2017 
den Lehrstuhl für Methoden 
der empirischen Sozialfor­
schung an der Otto-von-Gue­
ricke-Universität Magdeburg 
übernommen.

Ehrungen / Preise

Dr. Maja Adena, wissenschaft­
liche Mitarbeiterin der Abtei­
lung Ökonomik des Wandels, 
wird im Rahmen des WZB Syd­
ney Merit Fellowship vom 30. 
Juli bis zum 2. September an 
der University of Sydney for-

schen und dort mit Prof. Ro­
bert Slonim von der Universi­
ty of Sydney ein gemeinsames 
Projekt zu Spendenverhalten 
und Fundraising entwerfen. 
Darüber hinaus hat sie den 
Research Award 2017 des Eu­
ropean Business Circle erhal­
ten.

Antje Ellermann erhielt (ge­
meinsam mit Augustin Goe­
naga, Lund, Schweden) den 
diesjährigen Best Paper Prize 
der American Political Sci­
ence Association für ihr Kon­
ferenzpapier „Race, Gender, 
Class, Disability, and the Ethics 
of Immigrant Selection“ (hin­
gewiesen wurde auf den Preis 
im Newsletter der American 

Gäste

Maja Adena
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Political Science Association, 
Sektion „Migration and Citi­
zenship“, Winter 2016/17, Vol. 
5, No. 1).

Dr. Rustamdjan Hakimov, wis­
senschaftlicher Mitarbeiter der 
Abteilung Verhalten auf Märk­
ten, hat das WZB International 
Fellowship der Alexander von 
Humboldt-Stiftung erhalten, 
um im Juni 2017 zusammen 
mit Morimitsu Kurino, Asso­
ciate Professor of Economics 
an der University of Tsukuba, 
Japan, an einem Projekt über 
Anreize zur Informationsbe­
schaffung in Matching Mar­
kets zu arbeiten. 

Sabine Hübgen, wissenschaft­
liche Mitarbeiterin der Abtei­
lung Ungleichheit und Sozial­
politik, hat sich erfolgreich um 
ein WZB Alumni Merit Fellow­
ship beworben. Sie wird sich 
von Oktober bis Dezember 
2017 zu einem Forschungs­
aufenthalt an der University 
of Toronto aufhalten und dort 
am Institut für Soziologie zu­
sammen mit Irene Böckmann 
an ihrer Dissertation arbeiten.

Stefanie Jähnen, wissenschaft­
liche Mitarbeiterin in der 
Projektgruppe Nationales Bil­
dungspanel, erhält für ihr 
Dissertationsvorhaben „Wohn­
räumliche Mobilität von Famili­
en in Deutschland“ ein Promo- 
tionsstipendium der Studien­
stiftung des deutschen Volkes.

Personalien

Luis Aue, der sein Studium an 
den Universitäten Duisburg-
Essen, Göttingen und South­
ampton (Großbritannien) ab- 
solviert hat, arbeitet von Juni 
2017 an als Doktorand am WZB. 
Im Rahmen der vom VW-Frei­
geist-Fellowship geförderten 
Nachwuchsgruppe Global Hu­
manitarian Medicine wird er 
unter Leitung von Tine Han­
rieder transnationale Wissen­
stransfers aus den USA für 
ausgewählte Teilbereiche der 
medizinischen Entwicklungs­
hilfe analysieren.

Jano Costard, wissenschaftli­
cher Mitarbeiter der Abteilung 
Ökonomik des Wandels, hat im 
März 2017 eine Stelle als wis­
senschaftlicher Mitarbeiter in 
der Berliner Geschäftsstelle 
der Expertenkommission For­
schung und Innovation (EFI) 
angetreten.

Lisa Crinon ist seit 1. März 
2017 wissenschaftliche For­
schungskoordinatorin bei der 
Nachwuchsgruppe Arbeit und 
Fürsorge für das deutsch-
französische Forschungspro­
gramm „Neue Evaluations- und 
Beurteilungsrahmen zentraler 
gesellschaftlicher Veränderun­
gen“. Sie entwickelt das seit 
Februar 2016 laufende Pro­
gramm weiter, dessen Ziel es 
ist, den interdisziplinären Aus­
tausch zwischen französischen 
und deutschen Geistes- und 
Sozialwissenschaftler/-innen 
zu stärken. Sie hat in ihrem 
Masterstudium der Politik­
wissenschaft und Soziologie 
an der Humboldt Universität 
zu Berlin und an der Univer­
sité Marc Bloch in Straßburg 
sowie an der Universität Bern 
(Schweiz) ihren Fokus auf eu­
ropäische Integration und Mi­
grationspolitik gelegt.

Jelena Cupać, die am Depart­
ment of Political and Social 
Sciences des European Uni­
versity Institute in Florenz, 
Italien, promoviert wurde, 
arbeitet seit April 2017 als 
wissenschaftliche Mitarbei­
terin in der Abteilung Global 
Governance. Sie befasst sich 
unter anderem mit der Erfor­
schung transnationaler und 
internationaler Institutionen, 
ihrer gesellschaftlichen und 
politischen Voraussetzungen 
sowie den Rückwirkungen 
auf nationale Prozesse. Ein 
Schwerpunkt ihrer Arbeit ist 
„The Politicization of Interna­
tional Security Organizations“.

Franziska Engels, wissen­
schaftliche Mitarbeiterin in 
der Forschungsgruppe Wis­
senschaftspolitik, hat ein 
DAAD-Stipendium sowie das 
WZB World Merit Fellowship 
für einen dreimonatigen For­

schungsaufenthalt am Center 
for Science, Technology, Medi­
cine & Society der University 
of California, Berkeley (USA), 
eingeworben. Von August bis 
Oktober wird Franziska En­
gels dort an ihrer Dissertation 
über real life laboratories als 
neue experimentelle Formen 
von Innovation arbeiten.

Melinda Erdmann ist seit Mai 
wissenschaftliche Mitarbei­
terin im Projekt „Studienent­
scheidungen soziokulturell 
benachteiligter Gruppen“, das 
in der Projektgruppe der Prä­
sidentin angesiedelt ist. Zuvor 
arbeitete sie als assoziierte 
Wissenschaftlerin im Ver­
bundprojekt „Der Studiengang 
als formative Phase für den 
Studienerfolg“ des Bundesmi­
nisteriums für Bildung und 
Forschung in Potsdam.

Maren Evers ist seit März wis­
senschaftliche Mitarbeiterin 
in der Projektgruppe Globa­
lisierung, Arbeit und Produk­
tion. Sie arbeitet im Projekt 
„Wearable Computing in der 
Fertigung und Logistik. Neue 
Gestaltungsanforderungen an 

Arbeit im Zeitalter der Digita­
lisierung“. In ihrer Dissertati­
on beschäftigt sie sich mit der 
Frage, ob durch Industrie 4.0 
neue Möglichkeiten entstehen 
könnten, die Bedingungen der 
industriellen Schichtarbeit zu 
verbessern.

Julia Fuß, die an den Univer­
sitäten Mannheim, Köln und 
Maastricht studiert hat, arbei­
tet von Juni 2017 an als wis­
senschaftliche Mitarbeiterin 
am WZB. Im Rahmen der DFG-
Forschergruppe „Overlapping 
Spheres of Authority and In­
terface Conflicts in the Glo­
bal Order“, deren Sprecher 
WZB-Direktor Michael Zürn 

ist, wird sie im Teilprojekt 
„Responses to Interface Con­
flicts: How Spheres of Autho­
rity Handle Conflicting Rules“ 
arbeiten und ihre Dissertation 
im Kontext des Projekts ver­
fassen.

Alice Hohn, Leiterin des Büros 
für Personalentwicklung und 
Forschungsförderung, wech­
selt zum 1. Juni 2017 als Ver­
waltungsleiterin an das neue 
HIRI – Helmholtz-Institut für 
RNA-basierte Infektionsfor­
schung in Würzburg. 

Professor Peter Katzenstein ist 
weiterhin – bis Ende August 
2018 – als WZB Fellow in die 
Abteilung Global Governance 
eingebunden. 

Amma Panin, wissenschaft­
liche Mitarbeiterin der WZB-
Nachwuchsgruppe Risiko und 
Entwicklung, war von Januar 
bis März 2017 Gastwissen­
schaftlerin der University of 
Oxford (Großbritannien), De­
partment of Economics. Wäh­
rend ihres Aufenthalts lehrte 
sie und hielt Vorträge über ihr 
aktuelles Forschungsprojekt. 
Darüber hinaus arbeitete sie 
als Doktorandin am Centre for 
the Studies of African Econo­
mies (CSAE) und hat bei der 
Ausrichtung einer der größ­
ten jährlich stattfindenden 
internationalen Konferenzen 
für Development Economists 
mitgewirkt. Sie wurde in die­
sem Zusammenhang auch als 
offizielles Mitglied der CSAE 
aufgenommen.

Dr. des. Mitja Sienknecht, For­
scherin am Center B/ORDERS 
IN MOTION an der Europa-Uni­
versität Viadrina in Frankfurt/
Oder, arbeitet seit Juni 2017 
für ein Jahr als wissenschaft­
liche Mitarbeiterin in der Ab­
teilung Global Governance. Un- 
ter anderem wird sie sich mit 
der Entgrenzung innerstaat­
licher Konflikte in der Welt- 
gesellschaft und daraus resul­
tierenden Governance-Struk­
turen befassen.

 

Maren Evers
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Vorgestellt 
Publikationen aus dem WZB

Familienpolitik im Vergleich Silke Aisenbrey, Anette 
Fasang Mit Daten aus dem deutschen Nationalen Bildungspanel NEPS und dem National Lon­
gitudinal Survey of Youth für die USA unternimmt diese Studie eine Pioniertat: Erstmals werden 
die Wechselwirkungen zwischen Berufsverläufen und Familienbiografien von Menschen im Alter 
von Anfang 20 bis Mitte 40 über einen langen Zeitraum (1978 – 2009) verglichen. Die beiden Län­
der – (West-)Deutschland und die USA – stehen dabei gerade in diesem Zeitraum für sehr unter­
schiedliche wohlfahrtsstaatliche Modelle. Deutlich wird, dass die Lösungsformel für die Vereinbar­
keit von Beruf und Familie noch nicht gefunden ist: In den USA haben Frauen mit Familie ähnlich 
gute Chancen auf den Zugang zu prestigereichen Berufen wie Männer, die soziale Absicherung 
aber ist mangelhaft. Dieses Netz ist in Deutschland vergleichsweise stabil, die staatliche Unterstüt­
zung für Familien scheint aber die traditionelle Rollenverteilung zu stützen und die Ungleichheit 
der Geschlechter im beruflichen Bereich zu fördern. Die jüngsten familienpolitischen Reformen 
sind allerdings vielversprechend mit Blick auf eine neue Verteilung der Rollen. Silke Aisenbrey/
Anette Fasang: „The Interplay of Work and Family Trajectories over the Life Course:  Germany and 
the United States in Comparison“. In: American Journal of Sociology, Vol. 122, No. 5, pp. 1448-1484. 
DOI: 10.1086/691128.

Vater und Sohn machen gemeinsame Pause nach gemeinsamer Arbeit. Nicht immer lassen sich 
Beruf und Familie so leicht unter einen Hut bringen. [Foto: picture alliance / Westend61] 

Das Internet als globaler Politikraum Lorena Jaume-Palasí, 
Julia Pohle, Matthias Spielkamp Die Digitalisierung und die Verbreitung des 
Internets verändern radikal unsere Art zu kommunizieren, zu arbeiten, zu lernen und zu handeln. Dieser 
Wandel bedeutet auch eine Herausforderung für politische Entscheider. Denn Argumente und Agenden 
werden immer mehr jenseits von Parlaments- und Kabinettsdebatten ausgetauscht. Ein breites Feld 
der Akteure und Foren trägt diese neuen Prozesse: von nationalen und internationalen Standardisie­
rungsgremien, Internetunternehmen und Staaten bis hin zu lokalen Nichtregierungsorganisationen und 
einzelnen Aktivisten. Der digitale Reader stellt das Feld und seine Themen vor und ist damit ein Leitfaden 
für Entscheidungsträgerinnen und Entscheider, die diese Entwicklungen nicht nur verstehen, sondern 
gestalten wollen. Lorena Jaume-Palasí/Julia Pohle/Matthias Spielkamp (Hg.): Digitalpolitik. Eine Einführung. 
Berlin: Wikimedia Deutschland e.V. und iRights.international 2017. Online: https://irights.info/wp-content/
uploads/2017/05/Digitalpolitik_-_Eine_Einfuehrung.pdf (Stand 18.05.2017).
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Weitere Publikationen unter: www.wzb.eu/de/publikationen

Grenzüberschreitende Kämpfe um Anerkennung 
Dieter Gosewinkel, Dieter Rucht In einem WZB-Projekt haben Dieter 
Gosewinkel und Dieter Rucht Bewegungen für politische, soziale und kulturelle Rechte in Euro­
pa erforscht. Sie analysieren diese Kämpfe um Anerkennung vor allem im Kontext der Transna­
tionalisierung. Auch wenn die unmittelbaren Konflikte um Gleichstellung im Rahmen des Nati­
onalstaats ausgetragen wurden, spielten grenzüberschreitende Netzwerke eine wichtige Rolle. 
Im Mittelpunkt stehen Emanzipationsbestrebungen von Juden und von Frauen seit dem ausge­
henden 19. Jahrhundert. In fünf empirischen Fallstudien beleuchten die Autoren dieses Bandes 
aus unterschiedlichen disziplinären Perspektiven Emanzipationskämpfe in Polen, Deutschland 
und Frankreich. Die Beiträge werden eingeleitet durch drei Kapitel zum historischen Kontext, 
zu Begrifflichkeit und Methoden und ergänzt durch drei weitere aktuelle Fallstudien über 
Friedensbewegungen, Kämpfe um Anerkennung von Differenz und internationale Solidaritäts­
bekundungen. Dieter Gosewinkel/Dieter Rucht (Hg.): Transnational Struggles for Recognition. New 
Perspectives on Civil Society since the 20th Century. New York/Oxford: Berghahn 2016.

Was Kooperation fördern kann Steffen Huck, 
Johannes Leutgeb, Ryan Oprea Die bisher herrschende 
Meinung unter Ökonomen besagt: Wenn Menschen wissen, welchen Gewinn sie im 
Wettbewerb selbst erzielen können (payoff information), ist das förderlich für die 
Zusammenarbeit. Forscher des WZB und des University College London haben diese 
Annahme in einem Laborexperiment überprüft und kommen zu einem anderen Er­
gebnis: Wenn wir die eigene Profitmöglichkeit kennen, geben wir uns zufrieden mit 
diesem Gewinn. Wir finden dann aber nie wirklich heraus, dass eine Kooperation 
mit anderen sich insgesamt und auch individuell noch mehr auszahlen könnte. In 
dem Experiment neigten Teilnehmer, denen keine Informationen über die eigenen 
Gewinnmöglichkeiten gegeben werden, eher zu kooperativem Verhalten, dem sie 
sich durch „naives“ Lernverhalten im Laufe des Wettbewerbs annäherten. Steffen 
Huck/Johannes Leutgeb/Ryan Oprea: „Payoff Information Hampers the Evolution 
of Cooperation“. In: Nature Communications, 2017, Vol. 8, No. 15147. DOI: 10.1038/
ncomms15147.

Ein Fragezeichen hinter Multikulti Ruud Koopmans 
Wovon hängt es ab, ob die Integration von Zuwanderern gelingt oder ob Parallelgesellschaf­
ten entstehen? Mit dieser Frage setzt sich der Migrationsforscher Ruud Koopmans seit 
Jahrzehnten auseinander – mit sehr unterschiedlichen Antworten. In seinem jüngsten Buch 
beschreibt er seinen wissenschaftlichen Weg. Ursprünglich überzeugt von der Integrations­
politik seiner Heimat Niederlande, die der Kultur, der Sprache und der Selbstorganisation 
der Zuwanderer großen Raum gibt und Einbürgerung leicht macht, plädiert Koopmans in­
zwischen dafür, von Zuwanderern klare Anstrengungen zur Integration in die Mehrheitsge­
sellschaft zu verlangen. Ruud Koopmans: Assimilation oder Multikulturalismus? Bedingungen 
gelungener Integration. Münster: LIT Verlag 2017.

Betriebliches Leben in Russland und China Martin Krzywdzinski 
Wie entwickeln sich in autoritären Gesellschaften betriebliche Ordnungen, wenn traditionelle  Strukturen mit der 
Betriebskultur internationaler Konzerne zusammentreffen, die in diesen Ländern produzieren? Martin Krzywdzin­
ski richtet seinen Blick auf die Mikroebene. Er analysiert das betriebliche Leben in russischen und chinesischen 
Automobilwerken, ausgehend von der Frage, wie dort „Consent“ hergestellt wird, also die Sicherung der Legitimität 
betrieblicher Regeln. Er behandelt vergleichend die Sozialisation der Beschäftigten, Anreizsysteme und die Span­
nung zwischen Arbeitnehmerbeteiligung einerseits und der von Staat und Unternehmen angestrebten Kontrolle 
andererseits. Der Vergleich zeigt große Unterschiede zwischen China, wo es trotz stark ausgeprägter Kontrollme­
chanismen eher gelingt, Consent herzustellen, und Russland, wo die betriebliche Realität stärker durch Konflikte 
und Spannungen gekennzeichnet ist. Wichtige Faktoren sind dabei Regulierung, Kultur und industrielle Traditionen. 
Martin Krzywdzinski: Consent in autoritären Gesellschaften. Betriebliche Sozialordnungen in Russland und China. 
Baden-Baden: Nomos/edition sigma 2017.

Wie Bundesländer voneinander lernen Lena Ulbricht Im Jahr 
2002 erlaubte das Land Niedersachsen Absolventen einer handwerklichen Meisterprüfung den Zugang 
zum Hochschulstudium und stellte damit erstmals einen beruflichen Abschluss dem Abitur gleich. 
In ihrer Dissertation untersucht Lena Ulbricht, wann und wie andere Bundesländer diese Regelung 
übernommen haben. Vor dem Hintergrund der Kritik am „Flickenteppich“ des Bildungsföderalismus 
entwickelt sie damit ein anderes Bild: Die Bildungshoheit der Länder ermöglicht Experimente, die von 
anderen Ländern geprüft und adaptiert werden können. Das föderale Labor wird zum Ideenpool. Lena 
Ulbricht: Föderalismus als Innovationslabor? Diffusion von Durchlässigkeit im Bildungsföderalismus. 
Baden-Baden: Nomos 2016.
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Vorschau 

Veranstaltungen

21. Juni 2017

Assimilation oder Multikulturalis-
mus Buchvorstellung In seinem gerade erschie­
nenen Buch (vgl. auch die Rubrik „Vorgestellt“ in diesem Heft) 
berichtet WZB-Direktor Ruud Koopmans von seiner Forschung, 
die in Deutschland, den Niederlanden und darüber hinaus kon­
trovers diskutiert wird. Was ist die Rolle von Kultur für die 
Integration? Brauchen wir so etwas wie eine Leitkultur, oder 
müssen wir uns als multikulturelle Gesellschaft neu definie­
ren? Was sind die Ursachen von islamischem Fundamentalis­
mus und Extremismus? Ruud Koopmans stellt an diesem Abend 
ausgewählte Ergebnisse seiner Forschung vor und lädt zur 
Diskussion ein. Veranstalter: Professor Ruud Koopmans (WZB); 
Informationen bei Dr. Maike Burda, E-Mail: maike.burda@wzb.eu 

23. und 24. Juni 2017

Ten Years of Research on Migra- 
tion, Integration and Transnatio
nalization Conference Ten years ago, in April 
2007, the WZB established a new research unit on Migration, 
Integration, Transnationalization, headed by Ruud Koopmans. Its 
research focuses on questions of institutional design and socie­
tal consequences of migration and integration, using cross-na­
tional and interdisciplinary approaches (sociology, political sci­
ence, social psychology). In this conference, former and current 
members of the department will discuss what we have learned 
in the past ten years and which research questions will define 
the research agenda for the coming years. Veranstalter: Profes­
sor Ruud Koopmans; Informationen bei Dr. Maike Burda, E-Mail: 
maike.burda@wzb.eu 

27. Juni 2017

Democratic Innovations: 
The LATINNO Project Round Table De­
mocratic innovations have become a buzzword in recent years. 
In academic research, politics and the media, they have been 
heralded as a solution to the crisis of democracy. However, the­
re is still very little comparative research on these new ins­
titutional designs for citizen participation. Without empirical 
knowledge, the question whether participatory innovations 
may enhance democracy remains a normative one. The LATIN­
NO Database is the first comprehensive and systematic attempt 
to identify and assess the existing new institutional designs for 
citizen participation in a large number of countries. It has coll­
ected data regarding the context, the institutional design, and 
the impact of over 2.200 cases of democratic innovations invol­
ving deliberation, direct-voting, e-participation or new forms 
of citizen representation (latinno.net). The presentation of first 
results will be by a round table with Mark Warren (Universi­
ty of British Columbia), Leonardo Morlino (LUISS University 
Rome) and Svenja Blanke (Friedrich-Ebert-Stiftung), moderated 
by Francesc Badia i Dalmases (openDemocracy). Veranstalterin: 
Professorin Thamy Pogrebinschi, WZB; Informationen bei Azuce-
na Morán, E-Mail: azucena.moran@wzb.eu

28. und 29. Juni 2017

European Junior Faculty Forum for 
Public Law and Jurisprudence 
Forum Das Forum beabsichtigt, das Öffentliche Recht 
aus einer theoretisch fundierten, interdisziplinären oder ver­
gleichenden Perspektive zu analysieren, zur Forschung von 
Nachwuchswissenschaftler/-innen beizutragen und eine intellek­
tuelle Gemeinschaft europäischer öffentlich-rechtlicher Gelehrter 
zu schaffen. Das European Junior Faculty Forum soll öffentlich-
rechtliche Fragen des Öffentlichen Rechts überdenken und inno­
vative Ideen in einem europäischen Kontext entwickeln. Veran-
stalter: Professor Mattias Kumm, Fred Felix Zaumseil (beide WZB), 
The European University Institute and the London School for Eco-
nomics and Political Science; Informationen bei www.wzb.eu/ejff

Multi-Kulti-Supermarkt. Der Händler in Berlin-Kreuzberg sieht 
noch keine Veranlassung dafür, seinen Laden umzubenennen. In 
Politik, Gesellschaft und Wissenschaft freilich wird eifrig darüber 
diskutiert, wie realitätstauglich die Idee von Multi-Kulti ist.  
[Foto: picture alliance dpa / Rolf Kremming]
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29. Juni 2017

Junge Wissenschaft trifft Politik Im 
Gespräch mit Brigitte Zypries, Bundesministerin für Wirt­
schaft. Deutschlands wirtschaftliche Eckdaten sind gut, aber nicht 
alle Menschen profitieren von diesem Aufschwung. Brigitte Zyp­
ries hat in einem Zehn-Punkte-Plan Vorschläge präsentiert, die 
es ermöglichen, in Deutschland inklusives Wachstum zu schaffen. 
Die Impulse der Ministerin ergänzen Schlaglichter aus der WZB-
Forschung: Anke Schmidt beleuchtet das Thema Energiewende und 
erklärt, welche Potenziale es durch die regionale Beteiligung gibt. 
Lena Ulbricht spricht über Verbraucherschutz und Wettbewerbsre­
gulierung in der Datenökonomie. Setareh Radmanesch stellt Chan­
cen und Risiken der Digitalisierung unserer Arbeitswelt dar und 
diskutiert mögliche Gestaltungsansätze für Politik und Wirtschaft. 
Jan Paul Heisig zeigt, warum sich Kompetenzen ohne formale Qua­
lifikationen auf dem deutschen Arbeitsmarkt kaum auszahlen. Dr. 
Roel van Veldhuizen beschreibt ausgehend von seiner experimen­
tellen Forschung die Rolle von Selbstbetrug bei wirtschaftlichem 
Verhalten (self deception in economic behaviour). Veranstalterin: 
Professorin Jutta Allmendinger, Präsidentin des WZB; Informati-
onen bei Friederike Theilen-Kosch, E-Mail: friederike.theilen-
kosch@wzb.eu

30. Juni 2017

20 Jahre Femina Politica Workshop 
Kritischem Denken Raum zu geben – das ist der Anspruch der Fe­
mina Politica, der einzigen deutschsprachigen Fachzeitschrift für 
feministische Politikwissenschaft. Seit 1997 erscheint die Femi­
na Politica mit dem Ziel, zur Akademisierung und Professionali­
sierung feministischer Politikwissenschaft im deutschsprachigen 
Raum beizutragen. Wir wollen das 20-jährige Jubiläum der Femi­
na Politica zum Anlass nehmen, über Geschichte, aktuellen Stand 
und Zukunft der feministischen Politikwissenschaft zu diskutieren 
und uns darüber zu verständigen, was feministisches Denken heu­
te noch bedeutet: In den Politik- und Sozialwissenschaften, in der 
politischen Praxis, in gesellschaftlichen Debatten. Den Festvortrag 
hält Professorin Birgit Sauer (Universität Wien). Veranstalterin: Dr. 
Agnes Blome, WZB, und Femina Politica; Informationen bei Agnes 
Blome, E-Mail: agnes.blome@wzb.eu

30. Juni und 1. Juli 2017

Constitutional Identity in the Age 
of Global Migration Workshop Global 
migration is profoundly shaking up world politics as recently 
manifested by the refugee crisis, the Brexit referendum, and 
throughout the US election. The crisis has invigorated the dis­
cussion on attempts by states to protect their constitutional 
essentials by using selective immigration policy. How can libe­
ral states welcome a large-scale of immigrants (and refugees) 
without changing their constitutional heritage, forsaking their 
liberal traditions, or slipping into nationalism? The workshop 
addresses Constitutional Identity, Immigration Policy and Con­
stitutional Design, and Immigration and Europeanness Veran-
stalter: Prof. Liav Orgad und Prof. Mattias Kumm Kooperation mit 
Prof. Jürgen Bast, Justus-Liebig-Universität Gießen; Informatio-
nen bei Susanne Grasow, E-Mail: susanne.grasow@wzb.eu

3. Juli 2017

Trumpism, Kulturkampf, and the 
White Working Class Vortrag Donald 
Trump‘s surprise victory over the Republican and Democra­
tic political establishments in 2016 was the result of several 
factors, including structural trends in economic dislocations 
and electoral politics, along with deeply-rooted ideological and 
cultural currents. This presentation will explore the degree to 
which Trump‘s electoral and governmental projects are a con­
solidation of right-wing politics and its appeals to white nati­
onalism, xenophobia, and racial resentment, especially, but not 
exclusively, among certain sectors of white working class vo­
ters. Francis Shor is a Professor Emeritus of History at Wayne 
State University (Detroit, USA). In addition to his academic work, 
he has been a long-time peace and justice activist. He is a guest 
of the WZB Project Group Globalization, Work, and Production. 
Veranstalter: PD Dr. Martin Krzywdzinski (WZB); Informationen bei 
Barbara Schlüter, E-Mail: barbara.schlueter@wzb.eu

11. und 12. Juli 2017

Changing Societies: Ökonomische 
Eliten und Diskurse Workshop Der in­
terdisziplinäre Forschungsworkshop im Rahmen des deutsch-
französischen Programms „Changing Societies“ behandelt Fra­
gen der Ungleichheit, ausgehend vom Motto „Some are more 
equal than others“. Hintergrund ist das in den letzten zehn 
Jahren gesteigerte Interesse an einer politischen Ökonomie, 
die Konzepte wie Ungleichheit und Kapital sowie historische 
und sozialwissenschaftliche Analysen verbindet. Ökonomische 
Regulierungsdiskurse, transnationale Vernetzung, soziale Inno­
vationen sowie Institutionalisierung bilden den thematischen 
Rahmen des Workshops. Veranstalter: WZB und Fondation Maison 
des Sciences de l‘Homme (FMSH); Informationen bei Lisa Crinon, 
E-Mail: lisa.crinon@wzb.eu

Statistisch betrachtet steht Deutschlands Wirtschaft nicht schlecht 
da. Aber nicht bei allen kommt die gute Konjunktur an.  
[Foto: picture alliance alliance / Geisler-Fotopress]
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Im WZB tut sich viel: öffentlich durch Publikationen, Vorträge 
und Diskussionen, auf wissenschaftlichen Fachkonferenzen 
und in Workshops, durch persönlichen Austausch. WZB-For­
scherinnen und -Forscher bringen auf vielfältige Weise ihre 
Expertise ein. Wir lassen einige Begegnungen, Stellungnahmen 
und Reaktionen darauf Revue passieren.

Nation und Union

Es war kein enger Fachdialog, zu dem sich Dieter Gosewinkel 
(WZB) und Ulrich K. Preuß (Emeritus der Hertie School of Gover­
nance) Ende Mai trafen. Gosewinkel ist Rechtswissenschaftler 
und Historiker, Preuß Soziologe und Rechtswissenschaftler. Im 
WZB diskutierten sie über das Thema „Von der Staatsbürger­
schaft zur Unionsbürgerschaft – ein Weg aus der Krise Euro­
pas?“ Anlass der Veranstaltung war das Erscheinen von Dieter 
Gosewinkels Buch „Schutz und Freiheit? Staatsbürgerschaft in 
Europa im 20. und 21. Jahrhundert“ (Suhrkamp). Seine Unter­
suchung der Staatsangehörigkeit nicht nur in Westeuropa, son­
dern auch in Russland, Polen und der Tschechoslowakei mün­
det ein in die Frage der EU-Bürgerschaft, die heute schon in 
anderem Licht erscheinen mag als noch bei Redaktionsschluss 
des 2016 erschienenen Buches. Ist die EU-Angehörigkeit in der 
akuten europäischen Krise mit teilweise sehr starken Tenden­
zen nationaler Abgrenzung wirklich noch ein Zukunftsmodell? 
Dieter Gosewinkel mochte das langfristig nicht ausschließen. 
Er betonte, was für eine Umwälzung schon das mit dem Ver­
trag von Maastricht eingeführte kommunale Wahlrecht für EU-
Bürger bedeutete. Preuß war nicht überzeugt. Der Nationalstaat 
bleibe das Primäre. Die Unionsbürgerschaft bedeute allenfalls 
die Anerkennung anderer EU-Bürger, die einen „Sonderstatus“ 
hätten im Vergleich zu allen anderen Nicht-Staatsangehörigen. 
Der frühere WZB-Präsident und Historiker Jürgen Kocka, der 
den Dialog moderierte, wies auf eine mögliche Parallele hin, 
die sich aus seiner Betrachtung globaler Entwicklungen ableite 
und ihn eher skeptisch stimme: Die starke Globalisierungswel­
le Ende des 19. Jahrhunderts (Warenverkehr, Kommunikation, 
Migration) sei einhergegangen mit sehr starker nationaler Ab­
grenzung. In Anbetracht der heutigen Entwicklungen könne 
sich der Eindruck einer Parallele aufdrängen. In der Tat, er sehe 
diese Ambivalenz der Globalisierung auch, antwortete Gose­
winkel. Aber es dürfe nicht vergessen werden, dass die inzwi­
schen anerkannten Menschenrechte heute, anders als vor gut 
100 Jahren, als zusätzlicher Schutz vor Willkür und Unfreiheit 
wirken könnten.

Talking Head

Die reine Mathematik, sein erstes Fach, sei ihm zu weit von 
gesellschaftlichen Problemen entfernt gewesen, erklärt Daniel 
Friedman. Dann doch lieber Ökonomie – auch die hochkomplex, 
aber vielleicht doch mit der Chance verbunden, etwas zu bewir­
ken. An einem konkreten Beispiel erläutert der Professor von 
der University of Santa Cruz, Kalifornien, Forschungsprofessor 
für Market Design am WZB, diesen Impuls. Drei Minuten braucht 
er, um die Risiken des Hochfrequenzhandels an internationalen 
Börsen zu erläutern und Möglichkeiten anzureißen, ihn zu bän­
digen. Das Video-Statement finden Sie auf der Homepage des 
WZB. Es ist ein erster Versuch, mit filmischen Mitteln Einblicke 
in die Forschung zu geben, die ihren Niederschlag immer noch 
vor allem in schriftlichen Texten findet.

Schreibtisch frei

Eine steile, aktuelle These, aber die Journalistin nimmt sich Zeit. 
Ohne direkten Verwertungszwang liest sie sich ein, prüft die 
Studien hinter der Pressemitteilung, spricht mit Wissenschaft­
lern, eruiert die Vorgeschichte der These. Ein Sommermär­
chen? Nein. Genau so könnte es weitergehen, wenn jemand sich 
auf die jüngste Ausschreibung unseres Referats Information 
und Kommunikation bewirbt. Im zwölften Jahr sucht das WZB 
Gastjournalisten. Das „Journalist in Residence Fellowship“ er­
möglicht es freien oder angestellten Journalisten aller Medien, 
sechs bis zwölf Wochen einem selbstgewählten Projekt nachzu­
gehen. Eingebettet in die Abläufe am WZB und ausgestattet mit 
einem Stipendium können sie sich freier als in jedem Redak­
tionsalltag der Recherche widmen. Eine großzügige Einladung, 
von der jedoch das WZB und das dieses Projekt mittragende 
Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung ebenfalls pro­
fitieren: Die eigene Pressearbeit kann sich neu und konkret an 
journalistischen Bedarfen messen, und entstanden ist schon 
mancher kurze Draht in Redaktionen. Bewerbungen auf dieses 
Stipendium sind bis 5. Juli möglich.

Die Kosten des Wohlstands

Dass die ständige Verfügbarkeit in der neuen Arbeitswelt eine 
Belastung für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer darstellt, 
ist lange bekannt. Wie die 24/7 economy sich aber auf die Kinder 
der arbeitenden Erwachsenen auswirkt, ist eine neuere Frage. 

Nachlese Das WZB 
im Dialog: 
Medien, Podien und 
Begegnungen
Gabriele Kammerer, Paul Stoop und Harald Wilkoszewski
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Antworten darauf hat WZB-Forscherin Jianghong Li gemein­
sam mit Wen-Jui Han von der New York University in einem 
international vergleichenden Projekt gefunden. Wenn Eltern 
ungeregelte Arbeitszeiten haben, finden sich bei Kindern ver­
stärkt soziale und emotionale Probleme, sie haben schwächere 
Fähigkeiten in Mathematik und im sprachlichen Bereich. Ein 
Gewicht legen die Autorinnen allerdings auf die andere Seite 
der Waagschale: Unabhängig davon, ob der Vater oder die Mut­
ter unregelmäßige Arbeitszeiten (wie etwa Schichtarbeit) hat, 
verbringen in diesen Familien die Väter mehr Zeit mit ihren 
Kindern als in Familien, deren Alltag noch vom alten Normal­
arbeitsverhältnis geprägt ist. Für das WZB ist die Präsentation 
dieser Ergebnisse eine Premiere: Zum ersten Mal zeichnet eine 
Forscherin für eine Veröffentlichung auf der Online-Plattform 
The Conversation verantwortlich. Unter dem Slogan „Academic 
rigour, journalistic flair“ will die Plattform wissenschaftliche 
Inhalte verständlich vermitteln. Wissenschaftler bieten The­
men an und schreiben eigene Texte, die von Redakteuren und 
Journalisten bearbeitet werden. Das ursprünglich australische 
Projekt ist mittlerweile auch mit einer Global Edition an den 
Start gegangen. Der Artikel von Li und Han ist Teil einer Serie 
zu Globalisierung und Arbeit.

Neue Freunde

Gleich vier junge WZB-Forschende wurden in feierlichem Rah­
men am 16. Mai im Berliner Max Liebermann Haus mit dem 
„Friends of the WZB Award 2016“ des WZB-Freundeskreises 
ausgezeichnet: Maja Adena für ihre historische Untersuchung 
zu Radiopropaganda und NSDAP-Wahlerfolg, Heiko Giebler und 
Aiko Wagner für ihre Arbeit zur Messbarkeit von Rechtspopu­
lismus und Anselm Rink für sein Feldexperiment über Diskri­
minierung in deutschen Sozialämtern. Und es gab weiteren An­
lass zur Freude für das WZB, denn sein Freundeskreis wächst. 
Noch am selben Abend und dem darauffolgenden Tag konnten 
drei neue Mitglieder begrüßt werden: Der Soziologe Martin 
Kohli, Emeritus am Europäischen Hochschulinstitut in Florenz 
und Bremen Distinguished Professor an der Bremen Internati­
onal Graduate School of Social Sciences (BIGSSS); der Physiker 
Joachim Treusch, Vorstandsvorsitzender der Wilhelm und Else 
Heraeus-Stiftung und ehemaliger Präsident der Jacobs Univer­
sity; und Christoph Regierer, Partner bei Roever Broenner Susat 
Mazars Deutschland und Dozent an der FU Berlin.

#Internetinstitut

Kaum eine Entscheidung des Bundesministeriums für Bil­
dung und Forschung (BMBF) wurde in jüngster Zeit mit grö­
ßerer Spannung erwartet als jene zur Vergabe des Deutschen 
Internet-Instituts. Das lag natürlich an der enormen Summe 
der Förderung in Höhe von 50 Millionen Euro für die ersten 
fünf Jahre, aber vor allem auch an einem starken Bewerberfeld, 
das sich in der engeren Wahl wiederfand: Neben dem vom WZB 
koordinierten Berlin-Brandenburger Konsortium aus WZB, FU 
Berlin, HU Berlin, UdK Berlin, TU Berlin, Uni Potsdam und Fraun­
hofer/FOKUS waren darunter München, Bochum, Karlsruhe und 
Hannover. Am 22. Mai, nur wenige Tage nach den Abschluss­
präsentationen vor der Fachjury, stand – noch streng geheim 
für die Öffentlichkeit – fest: Das neue Institut entsteht in Ber­
lin. Die erfolgreichen Verbundpartner um Sprecherin Jeanette 
Hofmann konnten sich bei der Pressekonferenz im BMBF tags 
darauf noch mehr freuen, als Jury-Mitglied Susanne Weissman, 

Vizepräsidentin der Technischen Hochschule Nürnberg, klar­
machte: Die Entscheidung war deutlich gefallen. Nicht nur die 
Forschungsagenda hatte die Jury überzeugt, sondern vor allem 
auch der starke Verbundcharakter des Konsortiums, das breit 
aufgestellt führende wissenschaftliche Einrichtungen in der 
Region Berlin-Brandenburg zusammenbringt. Bundesministe­
rin Johanna Wanka äußerte deshalb hohe Erwartungen an das 
neue Institut, das bei einer erfolgreichen Evaluierung nach der 
ersten Phase Aussicht auf nochmals 50 Millionen Euro für wei­
tere fünf Jahre hat. Zwar wurde nach der Pressekonferenz mit 
einem Glas Sekt auf den großen Erfolg von zwei Jahren Arbeit 
angestoßen – zu viel Zeit zum Feiern blieb den Konsortialpart­
nern allerdings nicht: Momentan stellen sie den für die Bewil­
ligung der ersten Mittel notwendigen Hauptantrag zusammen. 
Sobald dieser vom BMBF angenommen wurde, können die ers­
ten der etwa 100 neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter um 
das Gründungsdirektorium aus Martin Emmer (FU Berlin), Ina 
Schieferdecker (TU Berlin/Fraunhofer FOKUS) und Axel Metzger 
(HU Berlin) eingestellt werden und in das Robert-Koch-Forum 
in Berlin-Mitte ziehen. Übrigens: #Internetinstitut war am 23. 
Mai einer der beliebtesten Hashtags auf Twitter. Die Nachricht 
„trendete“ also auf einer der wichtigsten Social-Media-Platt­
formen – ein gebührender Einstieg für das „Internet-Institut 
für die vernetzte Gesellschaft“.

Meriten

Einen wichtigen Orden darf sich Udo E. Simonis an die Brust 
heften: Der WZB-Emeritus hat für seine Forschungen zum Kli­
mawandel das Bundesverdienstkreuz erhalten. Simonis war in 
den 1980er Jahren Direktor des Internationalen Instituts für 
Umwelt und Gesellschaft, bis 2003 hatte er die Forschungspro­
fessur für Umweltpolitik inne. Wir gratulieren dem Vordenker 
der Ökologie-Debatte!

Sherpas, Präsidenten und Alumni

Sherpas spielen eine wichtige Rolle – im Himalaya wie auf 
dem internationalen Parkett. Im Gebirge tragen sie lebensnot­
wendige Güter für die Bergsteiger und kennen jeden Pfad zum 
Gipfel. In der internationalen Politik bereiten sie die wichtigs­
ten Treffen zwischen Staatenlenkern vor und tragen als Un­
terhändler durch ihr diplomatisches Geschick erheblich zum 
Erfolg auch schwierigster Verhandlungen bei. Lars-Hendrik 
Röller, WZB-Alumnus und Wirtschaftsprofessor, gehört zu ih­
nen. Er berät seit Jahren die Bundeskanzlerin in wirtschaftspo­
litischen Fragen auf höchster internationaler Ebene. Bei „Junge 
Wissenschaft trifft Politik“ hatten am 4. Mai fünf junge WZB-
Forschende die Gelegenheit, sich direkt mit Lars-Hendrik Röller 
auszutauschen. Die Themen reichten dabei von der politischen 
Bedeutung der G-20-Gipfel (Benjamin Faude) über die Koopera­
tion von Staaten am Beispiel von Hilfsgeldern (Justin Valasek), 
den Stellenwert von Digitalisierung in Deutschland (Julia Pohle) 
bis hin zur Effektivität deutscher Entwicklungsarbeit (Anselm 
Rink) und die Herausforderungen globaler Gesundheitspolitik 
(Tine Hanrieder). Da am gleichen Abend das Alumni-Treffen 
stattfand, nutzten viele ehemalige WZBler die Gelegenheit, mit 
Lars-Hendrik Röller einen ihrer Weggefährten zu hören und bis 
spät am Abend beim anschließenden Empfang zu diskutieren. 
Der wiederum erzählte von einem ehemaligen jungen Sherpa-
Kollegen: Emmanuel Macron, der zehn Tage später zum Präsi­
denten Frankreichs gewählt wurde.



WZB Mitteilungen   Heft 156   Juni 201750

Es ist voll im „Marie Antoinette“. Viele franzö­
sische und frankophile Berliner versammeln 
sich am Abend des 23. April in Berlin-Mitte, um 
den ersten Wahlgang der Präsidentschaftswahl 
in Frankreich zu verfolgen. Stark vertreten 
sind die Wähler von Jean-Luc Mélenchon, und 
sie tun ihre Meinung laut kund. Sie sind mit 
dem derzeitigen System nicht einverstanden 
und sagen es der ganzen Welt. Nur Mélenchon 
mit seiner Idee einer VI. Republik biete einen 
Ausweg aus der moralischen und gesellschafts­
politischen Krise in Frankreich, sagen seine 
Anhänger in Berlin. Hier liegt Mélenchons 
stärkstes Argument: Er ist dagegen. Gegen eine 
neue Republik mit Politikern der V. Republik, 
gegen den europäischen Stabilitätspakt, gegen 
eine europäische Verteidigungsunion, gegen 
fossile Energien, gegen TTIP und CETA. Die For­
derung nach einer 100-prozentigen Energie­
wende entschuldigt in den Augen einiger sei­
nen Wunsch, aus der Europäischen Union 
auszutreten. Dass dies für die Franzosen in 
Berlin ein Ende der Unbeschwertheit im EU-
Ausland bedeuten würde, mindert den Enthu­
siasmus für den väterlichen Linkspopulisten 
nicht. Zumindest sei er kein Opportunist, be­
tont seine Anhängerschaft, er meine es ernst.

Ernst kann man die Kandidaten der zwei 
Hauptlager, Benoît Hamon für die Sozialisti­
sche Partei und François Fillon für die Repub­
likaner, nicht wirklich nehmen. Den einen 
nicht, weil seine Partei nicht geschlossen hin­
ter ihm steht, nicht einmal der ehemalige Pre­
mierminister Manuel Valls, und daher niemand 
ehrlich an seinen Sieg glaubte. Den anderen 
nicht, weil er seine eigenen Versprechen auf 
peinliche Art und Weise brach und trotz offizi­
eller Beschuldigung seine Kandidatur nicht zu­
rückzog.

Bleibt also Macron – für die einen ein Kompro­
miss, für die anderen eine große Chance. Seine 
Positionierung als weder links noch rechts 
wurde bei vielen jungen Franzosen und Fran­
zösinnen im deutschen Exil als positives Merk­
mal und Zeichen der Erneuerung gegenüber 
einem korrupten alten System aufgefasst. Ma­

cron verbindet einige Superlative und Allein­
stellungsmerkmale: Er ist der jüngste Kandidat, 
der je in eine Stichwahl ging, der erste partei­
lose, er genießt somit „le bénéfice du doute“, 
die Gunst des Zweifels, also der Vermutung, 
dass er es besser machen könnte als die ande­
ren zuvor, zumindest nicht allzu viel schlech­
ter. Er spricht gut Englisch, ist überaus präsen­
tabel, führt eine Beziehung mit einer 24 Jahre 
älteren Frau, stellt sich in eine Linie mit tradi­
tionellen politischen Größen Frankreichs wie 
De Gaulle und Mitterrand, verspricht aber auch, 
vieles anders zu machen. Für einen großen Teil 
der Wählerschaft wird er damit zum Kandida­
ten der Hoffnung. Seine Vergangenheit als 
Banker und damit seine Wirtschaftsnähe – in 
Frankreich nie gut angesehen – werden aller­
dings mehrheitlich negativ bewertet.

Die Wirtschaftsnähe ist auch Marine Le Pens 
stärkstes Argument gegen Macron, das sie im 
Wahlkampf nicht müde wurde zu betonen. Er 
sei der Kandidat der Banken und der zügello­
sen Globalisierung; sie hingegen kämpfe wirk­
lich für Frankreich und gegen das System. Ihr 
drastisches Programm forderte unter anderem 
den Ausstieg aus Euro, Schengen-Raum und 
Europäischer Union sowie die Abschaffung des 
Geburtsortsprinzips „Jus soli“, die strategische 
Annährung an Russland und die Null-Toleranz-
Politik bei Straffälligkeit. Dadurch zeigt sie sich 
als legitime Erbin ihres Vaters, Jean-Marie Le 
Pen, der dem Front National seine xenophobe 
Ausrichtung bescherte.

Wieder im „Marie Antoinette“, diesmal am 7. 
Mai. Lauter Jubel bricht aus, als der Sieg Mac­
rons im zweiten Wahlgang verkündet wird. 
Freudentränen, Umarmungen, erleichtertes 
Aufatmen. Dabei vergisst die Menge fast, dass 
der Erfolg der progressiven Kräfte nicht selbst­
verständlich war. Der Anmarsch des Populis­
mus, gar der Rechtsextremen und Ultrakonser­
vativen, wirft lange Schatten. Jeder dritte 
Wähler in Frankreich machte von seinem ele­
mentaren Bürgerrecht Gebrauch, um Marine Le 
Pen für die Spitze der Republik zu wählen. In 
der Stichwahl erreichte sie 35 Prozent. Mit 25 

Zeit für Versöhnung �Hoffnungen und 
Befürchtungen einer Französin in Berlin 
nach der Wahl von Emmanuel Macron
Lisa Crinon

Zu guter Letzt
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Prozent Enthaltung wurde der zweite Wahl­
gang 2017 zum negativen Rekord der V. Repu­
blik. Wenn das nicht reicht, um den Bedarf nach 
frischem Wind, die Notwendigkeit grundlegen­
der Veränderungen und die Inklusion aller in 
der französischen Gesellschaft deutlich zu ma­
chen, dann gibt es Grund zur Sorge, was Frank­
reich in fünf Jahren bei dem nächsten Gang 
zur Urne erwartet.

Während der aggressiven Debatte zwischen 
den Wahlgängen bezeichnete Macron seine 
Kontrahentin Marine Le Pen als „Parasiten des 
Systems“, die sich aus den Ängsten und Zwei­
feln der Gesellschaft nähre. Er wies hier auf die 
tief sitzende Spaltung der französischen Ge­
sellschaft hin, die ihr schönstes Ideal – die re­
publikanische Idee – in den letzten 50 Jahren 
missachtete, gar betrog. Das republikanische 
Modell macht jeden Menschen, der die Institu­
tionen der Republik durchläuft, zu deren Bür­
ger, zu einem Kind der Nation. Ein System, das 
zwischen Banlieues und Innenstadt, Grandes 
Écoles und Universitäten, Menschen mit und 
ohne Migrationshintergrund scharf trennt und 
die Chancen so offensichtlich ungleich verteilt 
wie im heutigen Frankreich, kann die republi­
kanische Idee jedoch nur als Absichtserklä­
rung für sich reklamieren. Ein Betrug also, den 
Frankreich mit dem rasanten Zuwachs und der 
Verbürgerlichung bis hin zur Normalisierung 
des Front National bezahlte.

Im Mai schwebt die Ode an die Freude in der 
Luft. Endlich reden sie wieder miteinander. 
Nach Jahren des Missverständnisses, des Still­
stands, kommt das deutsch-französische Paar 
wieder zusammen und löst eine Welle der Zu­
versicht aus. Nach Nicolas Sarkozy, der Angela 
Merkel mit seiner fordernden Art brüskierte, 
und François Hollande, dem sie erst nach und 
nach vertraute, kommt nun Emmanuel Mac­
ron, der junge Alleskönner und Europäer, und 
mit ihm eine neue Dynamik. Gleich bei Mac­
rons Antrittsbesuch in Berlin kündigten die 
beiden Staatsoberhäupter einen Reform-
Fahrplan zur Stärkung der Europäischen Uni­
on an und zeigten ihre Bereitschaft, die euro­
päischen Verträge zu ändern. Macron möchte 
mit der deutschen Mutti die Europäische Uni­
on reformieren und setzt dafür auf Gespräch 
und Versöhnung. Er möchte ein Europa, das 
schützt: seine Arbeitnehmer vor dem 
Lohndumping aus China, aber auch seine 
Grenzen vor illegaler Migration von außerhalb 
der europäischen Familie. Beim Besuch ihres 
französischen Amtskollegen sprach die Kanz­
lerin von „Verantwortung in einem der kri­
tischsten Momente der Europäischen Union“. 
Europa ist eindeutig das gemeinsame Projekt 
des Duos Merkel-Macron. Die Hoffnung ist also 
groß, dass Deutschland und Frankreich ihre 
viel versprochene Motorwirkung auf europäi­
scher Ebene entfalten, sei es durch eine Ver­

teidigungsunion, ein gemein­
sames Budgetrecht oder einen 
europäischen Finanzminister. 

Gemeinsam sind wir stärker 
– ein Leitmotiv von Macrons 
Politik, der den konservativen 
Édouard Philippe zum Premi­
erminister krönte und somit 
den Konservativsten unter 
den Konservativen den Wind 
aus den Segeln nahm. Mit ei­
nem Premierminister aus 
dem rechten Lager erhöht Ma­
cron seine Chancen auf eine 
Mehrheit bei den Parlaments­
wahlen in Juni. Der Deutsch­
landkenner Philippe ist für die 
neu konstruierte Regierung 
zudem eine Trumpfkarte ge­
genüber Berlin. Weitere eindeutige Zeichen in 
diese Richtung sind die Ernennung von Philip­
pe Étienne – ehemaliger französischer Bot­
schafter in Berlin und professioneller Europä­
er – zum diplomatischen Berater sowie die von 
Sylvie Goulard – liberale Europa-Abgeordnete 
und Fahnenträgerin der deutsch-französi­
schen Beziehungen – zur Verteidigungsminis­
terin. Ein herzliches erstes Treffen mit der 
Kanzlerin, eine pro-europäische und deutsch­
landaffine Regierung, die zur Hälfte mit Frauen 
besetzt ist, und ein Präsident, der sich als Fe­
minist präsentiert: Alle wollen jetzt nur hören: 
„Alles wird gut.“ Doch der Weg zum glücklichen 
Zusammentreffen von Paris und Berlin im Mai 
war kein Selbstläufer, der weitere Erfolg ist al­
les andere als sicher.

Das zeigt auch ein Blick auf die Zahlen aus dem 
Berliner Konsularkreis, der Brandenburg, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen und 
Mecklenburg-Vorpommern umfasst. 236 Stim­
men erhielt hier die rechtsextreme Kandidatin, 
3 Prozent der Wähler haben also für sie ge­
stimmt. Mit ihrem rückständigen und europa­
feindlichen Auftreten überzeugte Marine Le 
Pen insgesamt 4,9 Prozent der Auslandsfranzo­
sen in Deutschland. Wer sind diese 2.274 Aus­
wanderer, die bereit sind, jemanden als Staats­
präsidentin zu wählen, die gegen dieses 
europäische grenzüberschreitende Leben ein­
tritt? Welche Chance hat Europa hier verpasst?

Die Aufhebung der tiefen gesellschaftlichen 
Spaltung wird Macrons größte Herausforde­
rung für die Untermauerung einer funktionie­
renden Demokratie. Die Geschichte hat schon 
des Öfteren bewiesen, wie hoch der Preis für 
die Missachtung der erkämpften Grundwerte 
sein kann. Es bleibt zu hoffen, dass die junge 
Generation von Europäern diesen Preis nicht 
mit der Aufgabe der Selbstverständlichkeit Eu­
ropas bezahlt.

Lisa Crinon �ist wissenschaftliche Forschungskoordi­
natorin des deutsch-französischen Forschungspro­
gramms „Neue Evaluations- und Beurteilungsrahmen 
zentraler gesellschaftlicher Veränderungen“ in der 
Nachwuchsgruppe Arbeit und Fürsorge.  
[Foto: David Ausserhofer]
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Aus dem Arabischen übersetzt bedeutet „Zwei Schichten“. Die von der arabischen Kalligrafie in
spirierte Visualisierung des arabischen Worts bezieht sich auf ein Modell, das Jordanien einsetzt, um hun-
derttausenden Flüchtlingskindern aus Syrien an öffentlichen Schulen eine Schulbildung zu ermöglichen. Paula 
Ellguth und Marjam Fels entwickelten die Grafik als Erscheinungsbild des interdisziplinären Projekts „Double 
Shift“ von WZB und Europäischer Bank für Wiederaufbau und Entwicklung, bei dem ein Team von Gestalte-
rinnen und Ökonomen zusammengearbeitet hat. Die interaktive Webseite double‑shift.org dokumentiert in 
Bildern, Videos und Grafiken den Alltag an den jordanischen Schulen in Zeiten des Syrienkonflikts. Wer mehr 
wissen will, findet in diesem Heft einen Beitrag über das Projekt „Double Shift“ und das jordanische Modell, 
das wegweisend für andere Länder sein könnte, um Kinder von Geflüchteten und Migranten schnellstmöglich 
in ihr Schulsystem zu integrieren. [Grafik: Paula Ellguth und Marjam Fels]


